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Österreichisches
A N W A L T S B L A T T

6 3 . J a h r g a n g ,  J u n i  2 0 0 1 ,  H e f t  6

D e r  a k t u e l l e  B e i t r a g

Präsident Dr. Klaus Hoffmann

Ein Besuch beim Gerichtshof I. Instanz

schaften in den so genannten Bei-
trittsländern.

Die besonders großzügige Aufnahme
durch Standesvertreter der Luxembur-
gischen Rechtsanwaltskammer war
nicht nur Auszeichnung für die Einge-
ladenen, sondern galt auch der öster-
reichischen Rechtsanwaltschaft insge-
samt.

Am 31. 5. 2001 konnten die Mitglie-
der der österreichischen Delegation
nach einer Einführung zu dem Ver-
handlungsthema an einer öffentlichen
mündlichen Verhandlung des Ge-
richtshofes I. Instanz teilnehmen. Die
Verhandlung selbst wurde, weil der
Kläger diese Wahl getroffen hat, in
deutscher Sprache geführt, mit Simul-
tanübersetzung nicht nur für das Ge-
richt und die Parteienvertreter, son-
dern auch für die zahlreichen Zuhö-
rer. Das hochinteressante Thema (es
ging um die Ablehnung der Eintra-
gung einer so genannten dreidimen-
sionalen Marke) dauerte mehr als
zweieinhalb Stunden. Die Vorträge
der Vertreter der Parteien waren von
außergewöhnlicher juristischer Quali-
tät, die sich in den Fragestellungen
des Berichterstatters einschließlich
des Vorsitzenden des Senates fort-
setzte. Insgesamt ein Erlebnis, das in
Erinnerung rief, wie mündliche Ver-
handlungen, insbesondere auch Beru-
fungsverhandlungen, ablaufen soll-
ten.

Nach der Verhandlung selbst refe-
rierte Herr Dr. Azizi zu der Zuständig-

keit des Gerichtshofes I. Instanz, sei-
ner Organisation und den Abläufen.
Nach dieser Einführung gab der Prä-
sident des Gerichtshofes ein Mittages-
sen, an dem einige Richter des Ge-
richtshofes und der Kanzler teilnah-
men. Nach diesem Essen gab es eine
fast zweistündige Aussprache in
einem großen Beratungszimmer zwi-
schen den Richtern des Gerichtshofes
unter Führung des Präsidenten und
der österreichischen Delegation. In
dieser Aussprache wurde insbeson-
dere über die zu erwartenden Ände-
rungen in den Verfahrensabläufen
durch den Vertrag von Nizza gespro-
chen. Es wird ein neues Gericht, das
in Kammern tagt und für einfache
Rechtssachen dem Gerichtshof I. In-
stanz vorgelagert ist, eingerichtet wer-
den. Vom EuGH selbst werden Zu-
ständigkeiten zu dem Gerichtshof
I. Instanz wandern. Die Verfahrens-
ordnung wird gestrafft werden.

Gesprochen wurde auch über die
Verfahrensordnung selbst, die Erfah-
rungen mit der so genannten Eventu-
almaxime, die zu beachten ist, den
Kostenersatz und Fragen der Zustel-
lung. Diesbezüglich ist zu beachten,
dass Klagen und Schriftsätze auf Ri-
siko des Verfassers reisen, also inner-
halb der gesetzten Frist beim Ge-
richtshof eingelangt sein müssen, ab-
gemildert durch eine Frist von zehn
Tagen. Das Anbringen von Schriftsät-
zen per Fax ist möglich, allerdings
muss das Original innerhalb von zehn

Nach diesbezüglichen Gesprächen
und der erforderlichen Vorbereitung
kam es am 31. 5. 2001 zu einem
Besuch von Standesvertretern, näm-
lich den Herren Präsidenten Dr. Bei-
rer, Dr. Gradischnig, Dr. Manhart,
Dr. Posch, Dr. Schreiner und Dr. Vav-
rovsky sowie des Herrn Vizepräsiden-
ten Dr. Horak und mir, beim Gerichts-
hof I. Instanz in Luxemburg.

Am Abend vor den Gesprächen, die
ich noch darstellen werde, lud die
Rechtsanwaltskammer Luxemburg zu
einem Abendessen, an dem auch
Herr Dr. Jann, Richter beim EuGH,
sowie Dr. Azizi, Richter beim
Gerichtshof I. Instanz, und dessen
Frau neben einer Reihe von Lu-
xemburger Kollegen teilnahmen. In
seiner Grußadresse hob der Präsi-
dent der Luxemburgischen Rechts-
anwaltskammer die Verdienste der
österreichischen Rechtsanwaltschaft
um die Beziehungen der Anwalt-
schaften Europas und insbesondere
die Verdienste um die Europäische
Präsidentenkonferenz, die alljährlich
in Wien stattfindet, hervor. War es
zunächst Anliegen dieser Präsiden-
tenkonferenz, die Anwaltschaften hin-
ter dem Eisernen Vorhang zu unter-
stützen und die mögliche Hilfe zu ge-
währen, dient die Konferenz, die
nächstes Jahr das dreißigste Mal
stattfinden wird, nunmehr der Koordi-
nierung von Standesinteressen inner-
halb der Europäischen Union, aber
auch der Einbindung der Anwalt-
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Der aktuelle Beitrag

Tagen beim Gerichtshof eintreffen.
Schließlich wurden allgemeine Ver-
fahrensfragen behandelt und Dienst-
anweisungen und Verhaltensvor-
schläge für Parteienvertreter erörtert.

Am Nachmittag fand ein Gespräch
mit der österreichischen Generalan-
wältin beim EuGH, Frau Dr. Stix-
Hackl, statt. Die Aufgaben des Gene-
ralanwaltes wurden dargestellt und
die Arbeitsweise erörtert. Der Vortrag
des Generalanwaltes selbst wird in
dessen Muttersprache verfasst und ist
für den Gerichtshof in der Regel wich-
tige Grundlage für seine Entscheidun-
gen. In vereinzelten Fällen wird vor

dem Gerichtshof I. Instanz ein dazu
bestellter Richter des Gerichtshofes
als Generalanwalt tätig, nicht jedoch
einer der bestellten Generalanwälte,
die nur an den Verfahren vor dem
EuGH beteiligt sind.

Ganz allgemein kann gesagt werden,
dass der Gerichtshof den Besuch
österreichischer Anwälte hoch ein-
schätzte und für uns Österreicher die
Art des Empfanges durch den Ge-
richtshof eine besondere Auszeich-
nung war. Dass das dicht gedrängte
Programm wichtige Einblicke gege-
ben und das Verständnis für die Ge-
richtsbarkeit der Europäischen Union

vertieft hat, muss in aller Form festge-
stellt werden.

Für jeden der Teilnehmer war der
Besuch eine Bereicherung, auch was
die berufliche Erfahrung betrifft. Die
Ergebnisse der Gespräche werden –
daran besteht für mich kein Zweifel –
in den Kammern entsprechend weiter-
gegeben werden und Anlass zu Dis-
kussionen sein.

Beim Österreichischen Rechtsanwalts-
kammertag gibt es Unterlagen betref-
fend die Verfahrensordnung, das Zu-
stellwesen und die „Verhaltensemp-
fehlungen“. Über Anfrage können Ko-
pien zur Verfügung gestellt werden.
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Wichtige

FINANZ-ONLINE wird erweitert
Das e-government schreitet mit Siebenmeilenstiefeln voran, wobei
die Finanzverwaltung „die Nase vorne“ hat.
Das System „FINANZ-ONLINE“ ist seit Anfang April 2001 auch
den Rechtsanwälten im selben Umfange zugänglich, wie es den
Wirtschaftstreuhändern und Notaren seit Jahren offen steht.
Die Kontoabfrage, das Ansuchen um Stundung und die Voll-
machtsbekanntgabe sind dem Teilnehmer bereits möglich, wobei
in naher Zukunft zahlreiche weitere Verfahrensschritte und Abfra-
gen möglich sein werden.
Konkret sind die Selbstberechnung von Gebühren und Abgaben
über FINANZ-ONLINE geplant, wobei die Zeit- und Aufwands-
ersparnis für die Kollegenschaft beträchtlich ist. Gerade die im Lie-
genschaftsbereich tätigen Rechtsanwälte werden die Selbstberech-
nung der Grunderwerbsteuer im elektronischen Wege begrüßen,
weiters werden die mietrechtlich befassten Kanzleien die Gebüh-
renanzeige via FINANZ-ONLINE zu schätzen wissen.
Die mühevolle Erhebung der Einheitswerte durch Anfrage beim
Wohnsitzfinanzamt des Verkäufers wird in Zukunft entfallen kön-
nen, da geplant ist, österreichweit die Einheitswerte den berechtig-
ten Nutzern von FINANZ-ONLINE als Abfragedaten zur Verfü-
gung zu stellen.
Schlussendlich führt FINANZ-ONLINE exakte Zeitprotokolle der
elektronischen „Postfächer“, sodass eine genaue Erfassung von
Sende- und Zustellungsvorgängen im Dialog Rechtsanwalt –
Finanzamt gewährleistet ist.
In fernerer Zukunft sollen jedwede Eingaben und Erledigungen
elektronisch den FINANZ-ONLINE-Nutzern möglich werden und
ist diese weitere Öffnung an die Einführung der digitalen zertifi-
zierten Signatur gebunden.
Für die Rechtsanwaltsgesellschaften nach bürgerlichem Recht (So-
zietäten mit eigenem „S“-Code) ist eine besondere Problematik ge-
geben; zumal deren Teilnahme an FINANZ-ONLINE möglich ist,
muss in Hinblick auf das spezielle Vollmachtsverhältnis der Sozie-
tät zum steuerlich erfassten Klienten bereits bei der Anmeldung zu
FINANZ-ONLINE aus dem Kreis der Gesellschafter eine natürliche
Person als Rechtsanwalt zur Entgegennahme von elektronischen

Zustellungen bzw als Bevollmächtigter namhaft gemacht werden,
da ansonsten eine Zuordnung nicht möglich ist.
Es bleibt natürlich auch die Möglichkeit der gesonderten Anmel-
dung jedes einzelnen Partners einer Sozietät (GesBr) zu FINANZ-
ONLINE, um interne Zuordnungs- und ggf auch Haftungsprobleme
gar nicht erst entstehen zu lassen.
Für alle Gesellschaften mit gesetzlichen Vertretern stellt sich dieses
Problem nicht, hier ist der handelsrechtliche Geschäftsführer jeden-
falls zuständig.
Auf die bereits an alle Rechtsanwälte ausgesandte Information des
Bundesministeriums für Finanzen (zugegangen 17. 4. 2001) samt
den darin enthaltenen Informationen und Anmeldeformularen darf
verwiesen werden, eine weitere Informationsveranstaltung für die
Kollegen wird folgen.

RA Dr. Wolfgang Heufler

E-Mail-Adresse Anwaltsblatt
Ab sofort ist die Redaktion des Österreichischen Anwaltsblattes
elektronisch unter der Adresse: anwaltsblatt@oerak.or.at zu errei-
chen. Wir ersuchen, Beiträge an die Redaktion an diese Adresse
zu senden.

Zuschlagsverordnung zum RATG
Nach Antrag des Österreichischen Rechtsanwaltskammertages auf
Festsetzung eines Zuschlages gem § 25 RATG hat das Bundesmi-
nisterium für Justiz einen Verordnungsentwurf, der eine entspre-
chende Erhöhung vorsieht, vorbereitet und zur Begutachtung aus-
gesendet.
Nach diesem Entwurf soll diese Verordnung mit 1. Juli 2001 in
Kraft treten. Die Behandlung im Hauptausschuss des Nationalrates
ist für den 13. Juni 2001 (nach Druckfreigabe dieser Ausgabe des
Anwaltsblattes) vorgesehen. Aktuelle Informationen können Sie der
Homepage des Österreichischen Rechtsanwaltskammertages unter
der Adresse http://www.oerak.or.at entnehmen.

AC
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Termine

Inland
17. bis
20. Juni

Wien
IBA Regional Konferenz Osteuropa: Countdown to
2004 – Is Europe Ready to Meet the Challenge of EU
Expansion?

19. Juni Graz
MANZ-Seminar: Mag. Renate Pregartner, Klienten-
betreuung am Telefon

19. Juni Linz
Akademie für Recht & Steuern (ARS): Senatsrat Dipl.-
Ing. H. Nowak, Mag. S. Obergmeiner, Mag. Dr. A.
Popper, Dr. M. Safer, Salmonellen und andere Le-
bensmittelvergiftungen – Rechtliche Verantwortlich-
keiten und Risikomanagement – Hygienevorschläge

20. Juni Wien
Wiener Juristische Gesellschaft: Europäische Verord-
nungen und Richtlinien – Probleme der Rechtsetzung
und der Umsetzung – Dr. Christine Stix-Hackl, GA
beim EuGH

20. Juni Wien
MANZ-Seminar: Mag. Renate Pregartner, Klienten-
betreuung am Telefon

21. Juni Innsbruck
MANZ-Seminar: Mag. Renate Pregartner, Klienten-
betreuung am Telefon

21. Juni Wien
Akademie für Recht & Steuern (ARS): Dr. Roland
Gerlach, Diskriminierung im Arbeitsrecht

21. Juni Wien
Verlag Österreich – Seminare: Fünfundzwanzig Mus-
termietverträge – Dr. Wolfgang Dirnbacher

21. Juni Wien
Akademie für Recht & Steuern (ARS): Insolvenz-
rechtsnovelle 2001 – Judikatur 2001 – Geplante und
neueste Rechtsprechung zum Insolvenzrecht

21. Juni Salzburg
Salzburger Juristische Gesellschaft: Aktuelle Probleme
der Bankgarantie – Univ.-Prof. Dr. Peter Mader

26. Juni Wien
MANZ-Seminar: HR Dr. Franz M. Adamovic, GA
Dr. Kurt Kirchbacher, Die 7 Schritte zum erfolgreichen
Rechtsmittel

26. und
27. Juni

Wien
Verlag Österreich – Seminare: Einführung in die Haus-
verwaltung – SR Dr. Peter Heindl, Mag. Dr. Alfred
Popper

27. Juni Wien
MANZ-Seminar: Dipl.-Betriebswirt Eckart Achauer,
MBA, Dkfm. Hubertus Schulz-Wulkow, Schlummernde
Erfolgsfaktoren in Anwaltskanzleien – Kanzleiorgani-
sation – Kundenorientierung – Personalmanagement –
Präsentation einer aktuellen österreichischen Studie
zum Thema „Anwaltsmarkt der Zukunft“

27. Juni Wien
Verlag Österreich – Seminare: Die Pflichten der Ver-
tragsteile aus dem (Bau-)Werkvertrag – HR Dr. Franz
Hartl, Dr. Horst Schlosser

29. Juni Salzburg
Akademie für Recht & Steuern (ARS): Dr. Hans Langer,
Verschärfte Haftung bei Straßen, Wegen, Autobahnen

3. Juli Wien
Akademie für Recht & Steuern (ARS): Dr. Robert
Schrott, Gewaltschutzgesetz in der gerichtlichen Praxis

5. Juli Wien
Akademie für Recht & Steuern (ARS): Dr. Hans Langer,
Mag. Dr. Alfred Popper, Haftungsrisken von Beauf-
tragten

9. Juli Wien
ÖRAV-Seminar: ÖRAV-Block-Seminar (BU-Kurs)

10. Juli Wien
Akademie für Recht & Steuern (ARS): HR Dr. Johannes
W. Steiner, GmbH – aktuelle Haftungsfragen

3. und
4. Sept.

Wien
MANZ-Seminar: Univ.-Prof. Samy Molcho, Erfolgreich
mit Körpersprache – Das Intensiv-Seminar für Ver-
handeln, Verkaufen und Führen

4. Sept. Wien
ÖRAV-Seminar: Grundlehrgang (BU-Kurs)

11. und
12. Sept.

Wien
MANZ-Seminar: Anita von Hertel, Überzeugend ver-
handeln, mehr gewinnen – Erfolgsstrategien für Ver-
handlungen – Das Seminar zur Mediation

13. und
14. Sept.

Salzburg
MANZ-Seminar: Anita von Hertel, Überzeugend ver-
handeln, mehr gewinnen – Erfolgsstrategien für Ver-
handlungen – Das Seminar zur Mediation

20. und
21. Sept.

Salzburg
Veranstaltungen anlässlich des 150. Jahrestages
der Gründung der Salzburger Rechtsanwaltskammer
und der ordentlichen Vertreterversammlung des
ÖRAK
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Termine

Ausland

26. Sept. Wien
Wiener Juristische Gesellschaft: Praktische Probleme
der Rechnungshofkontrolle – Präs. des RH Dr. Franz
Fiedler, o. Univ.-Prof. Dr. Johannes Hengstschläger,
Senatsrat Dr. Peter Pollak

2. Okt. Wien
Oberösterreichische Juristische Gesellschaft: Zur Re-
form des Außerstreitrechts – o.Univ.-Prof. Dr. h.c. Dr.
Walter H. Rechberger

5. Okt. Innsbruck
MANZ-Seminar: HR Dr. Franz M. Adamovic, GA
Dr. Kurt Kirchbacher, Die 7 Schritte zum erfolgreichen
Rechtsmittelverfahren

6. Nov. Linz
Oberösterreichische Juristische Gesellschaft: Prob-
leme aus dem Verwaltungsverfahren – o.Univ.-Prof.
Dr. Johannes Hengstschläger

18. und
19. Juni

Trier
Europäische Rechtsakademie Trier (ERA): Aktuelle
Entwicklungen im Verbraucherschutz

21. Juni Hamburg
Deutsch-Iranische Vereinigung für Recht und Bankwirt-
schaft e.V. (DIVRB): Business Activities and Invest-
ments of European Enterprises in Iran – Legal Frame-
work and Tax Environment

21. und
22. Juni

Trier
Europäische Rechtsakademie Trier (ERA): Die Unter-
richtung und Anhörung von Arbeitnehmern in der
Europäischen Union

21. und
22. Juni

Trier
Europäische Rechtsakademie Trier (ERA): Umwelthaf-
tung in der Europäischen Union

22. Juni Frankfurt
Deutsch-Iranische Vereinigung für Recht und Bankwirt-
schaft e.V. (DIVRB): Business Activities and Invest-
ments of European Enterprises in Iran – Legal Frame-
work and Tax Environment

26. bis
28. Juni

Straßburg
Europäische Rechtsakademie Trier (ERA): Verfahren
und Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs
für Menschenrechte

2. bis
6. Juli

Trier
Europäische Rechtsakademie Trier (ERA): Summer
Course on EC Competition Law

18. bis
24. Aug.

Montreal
AIJA: 39. Jahreskongress

29. Aug.
bis 2. Sept.

Turin
Union Internationale des Avocats (UIA): 45th Congress

11. bis
13. Sept.

The Hague, Netherlands Congress Center
Legal Solutions: Europe 2001 Conference andExhibition

13. bis
15. Sept.

Nürnberg
Deutscher Juristentag: 1. Europäischer Juristentag

21. Sept. Fiesole
International Bar Association (IBA): Anti-Trust and
Trade Law

28. und
29. Sept.

Nijmegen
Pallas Consortium: Business across Borders: The Euro-
pean Union and Movement of Economic Actors

30. Sept.
bis 5. Okt.

Dublin und Belfast
World Jurist Association: 20th Biennal Conference on
the Law of the World

8. und
9. Okt.

London
International Bar Association (IBA): Specialised Invest-
ment Funds

28. Okt.
bis 2. Nov.

Cancun
International Bar Association (IBA): Business Law
International – The 2001 Conference of the IBA
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Schon gelesen?

§ 17 Abs 2 GmbHG: Anmeldung des Erlöschens der Vertretungs-
befugnis
Die Antragslegitimation des abberufenen oder zurückgetretenenGe-
schäftsführers ist gleichwertig wie jene der amtierenden Geschäfts-
führer. OLG Wien 24. 7. 1998, 28 R 61/98s, NZ 2000, 22.

■
§§ 2, 4, 6 EGG; §§ 18, 19, 24 HGB: Firmenfortführung bei Wech-
sel des namensgebenden Komplementärs in die Kommanditisten-
stellung:
1. Bei einem Wechsel des namensgebenden Komplementärs in
die Stellung eines Kommanditisten kann die bisherige Firma in
Analogie zu § 24 Abs 2 HGB grundsätzlich fortgeführt werden.
2. Das Recht, die Firma fortzuführen, findet seine Grenze im Täu-
schungsverbot des § 18 Abs 2 HGB; bei der KEG mit einem Kom-
plementär und einem Kommanditisten reicht der – geänderte – Ge-
sellschaftsformzusatz „KEG“ aus, um die Täuschungseignung zu
verneinen. OGH 24. 2. 2000, 6 Ob 232/99g, RdW 2000, 381.

■
§ 15 Abs 1 FBG; §§ 16, 41 GmbHG: Rechtsmittellegitimation ge-
gen Firmenbucheintragungen
Dem GmbH-Gesellschafter kommt im Firmenbuchverfahren keine
Rechtsmittellegitimation zu. Gegen Beschlüsse der GmbH kann nur
mit Anfechtungsklage vorgegangen werden. OLG Wien 31. 8.
1999, 28 R 65/99f, NZ 2000, 127.

■
§ 221 Abs 5 HGB: Offenlegungspflichten für Personenhandels-
gesellschaften mit ausländischer Mutter-Kapitalgesellschaft
Ist eine einer österreichischen Kapitalgesellschaft vergleichbare
ausländische Kapitalgesellschaft persönlich haftender Gesellschaf-
ter einer österreichischen OHG oder KG, dann kommen die der
vergleichbaren Rechtsform entsprechenden österreichischen Rechts-
vorschriften über die Offenlegung zur Anwendung. OGH 24. 2.
2000, 6 Ob 271/99t, RdW 2000, 387 – GesRZ 2000, 168.

§§ 63, 65, 66ff, 70 GmbHG: Haftung der Vormänner und der
Mitgesellschafter
1. Die Haftung des Vormannes für eine nicht gezahlte Stamm-
einlage setzt – auch im Fall des Konkurses der Gesellschaft oder
im Liquidationsstadium – die wirksame Kaduzierung des Anteiles
voraus.
2. Im Fall des gerichtlich bestätigten Ausgleiches eines GmbH-
Gesellschafters greift die Haftung der Mitgesellschafter auch ohne
Durchführung des Kaduzierungsverfahrens. OGH 17. 5. 2000,
2 Ob 111/00p, RdW 2000, 386.

■

§ 302 Abs 1 (§ 2) StGB: Gleichwertigkeitskorrektiv
Die pflichtwidrige Unterlassung einer Amtshandlung erfüllt nur
dann den Tatbestand des § 302 StGB, wenn das Untätigbleiben
des Beamten der missbräuchlichen Vornahme eines Hoheitsakts
gleichwertig ist. Unterlässt es ein Bürgermeister aus politischen
Erwägungen Jahre hindurch wissentlich pflichtwidrig, als Bau-
behörde erster Instanz den betreffenden Landesgesetzen entspre-
chende Hoheitsakte in Ansehung eines konsenslos errichteten und
genutzten Schweinestalls sowie dessen beantragter Erweiterung zu
setzen, so ergibt sich diese Gleichwertigkeit daraus, dass seine
Untätigkeit im Ergebnis der missbräuchlichen Erteilung einer Wid-
mungs- und Baubewilligung bzw einer missbräuchlichen Ableh-
nung der geplanten Erweiterung des Schweinestalls gleichkommt.
Ob dieses Ergebnis auch bei pflichtgemäßer Vornahme der unter-
lassenen Amtshandlung erzielt worden wäre, ist nicht entschei-
dungswesentlich, weil die Gebietskörperschaft bereits dann in ei-
nem konkreten Recht geschädigt ist, wenn Verfahrensvorschriften,
die dazu dienen, die materielle Berechtigung eines Anspruchs zu
beurteilen, jahrelang rundweg übergangen werden und dem
Rechtsträger solcherart jede Möglichkeit genommen wird, ein Pro-
jekt oder einen Antrag auf die Genehmigungsvoraussetzungen hin
zu prüfen. OGH 14. 12. 1999, 14 Os 149/99, EvBl 2000/101.

■

§ 38 Abs 1 Z 1 (§ 35 Abs 1, § 37) SMG: Begehung strafbarer
Handlungen während der Probezeit
Das SMG sieht für strafbare Handlungen iSd § 35 Abs 1 SMG, die
während der Probezeit nach vorläufiger Zurücklegung der An-
zeige (§§ 35f SMG) oder vorläufiger Verfahrenseinstellung (§ 37
SMG) begangen wurden, keine Sonderregelung vor. Eine analoge
Anwendung der Zurücklegungs- und Einstellungspflicht des § 35
Abs 1 (§ 37) SMG bei neuerlichem Erwerb oder Besitz geringer
Suchtgiftmengen zum eigenen Gebrauch liefe im Ergebnis auf eine
Straflosigkeit des Drogenkonsums hinaus; aus der Zielsetzung des
in den §§ 35ff SMG zum Ausdruck kommenden Diversionsgedan-
kens ist jedoch abzuleiten, dass in Ausnahmefällen auch in Anse-
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hung während der Probezeit begangener strafbarer Handlungen
die vorläufige Zurücklegung der Anzeige oder Verfahrenseinstel-
lung unter den dort erwähnten Voraussetzungen und Bedingungen
zulässig ist, wenn bei nicht schwerer Schuld trotz des mit vorläufi-
ger Zurücklegung der Anzeige oder Verfahrenseinstellung verbun-
denen Appells an die Rechtstreue des davon Betroffenen eine
erneute Einstellung nicht weniger als eine Verurteilung geeignet
erscheint, diesen von solchen strafbaren Handlungen abzuhalten.
OGH 30. 11. 1999, 14 Os 150/99, EvBl 2000/102.

■
§ 61 StGB: Günstigkeitsvergleich bezüglich aller Fakten getrennt
Das Ergebnis der nach § 61 iVm § 1 StGB durchzuführenden
Prüfung ist entweder die Feststellung, dass das alte Recht für den
Täter günstiger oder das neue Recht zumindest gleich günstig ist.
Die Günstigkeitsprüfung ist dabei für jede urteilsgegenständliche
Tat, also für jeden zu beurteilenden Sachverhalt („Faktum“), geson-
dert vorzunehmen. OGH 24. 11. 1999, 13 Os 149/99, EvBl
2000/93.

OGH: Verkürzung der subjektiven Verjährungsfrist auf 6 Monate
nicht gröblich benachteiligend: OGH 24. 10. 2000, 1 Ob 1/00d;
RdW 2001, 3, Nr 163. (Der OGH hatte über die Zulässigkeit der
in § 8 der Allgemeinen Auftragsbedingungen für Wirtschaftstreu-
händer normierten Beschränkung zu befinden, wonach „der Scha-
denersatz nur innerhalb von 6 Monaten“ . . . ab Kenntnis gericht-
lich geltend gemacht werden kann. Diese Bestimmung hält sowohl
dem § 864a ABGB statt, als auch der Frage „gröblich benach-
teiligend iSd § 879 Abs 3 ABGB“. Bemerkenswert dabei der im
Volltext, RIS/Jus, Seite 3, vorletzter Absatz auffindbare Hinweis,
dass mit 30. 6. 1999 die Grundlage für die Erlassung der gegen-
ständlichen Wirtschaftstreuhänder-Auftragsbedingungen wegge-
fallen ist. Das wird in vergleichbaren Fällen, sollte es um Ereignisse
nach dem ersten 1. 7. 1999 gehen, zu beachten sein. Bisanz).

■
Diese Ausgabe von „Schon gelesen?“ entstand unter Mitwirkung
von Dr. Manfred Ainedter, Dr. Harald Bisanz und RAA Dr. Ullrich
Saurer (Kzl Dr. Kurt Berger).
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Dr. Martin Hiesel, Wien

Von der Verfassungsunkultur zur verfassungswidrigen
Verfassungsgesetzgebung?
Reflexionen aus Anlass der Erlassung des § 126 a BVergG 1997

I. Einleitung

1. Mit dem Erk VfSlg 15.578/1999 hob der VfGH § 11 Abs 1
Z 1 des Bundesvergabegesetzes (BVergG) 1997 in seiner Stamm-
fassung BGBl I 1997/56 als verfassungswidrig auf.1) Der VfGH
erachtete es mit näherer Begründung als verfassungswidrig, das
als Kollegialbehörde mit richterlichem Einschlag iSd Art 133 Z 4
B-VG2) eingerichtete Bundesvergabeamt (BVA) mit der Kontroll-
befugnis hinsichtlich einer Vergabeentscheidung eines den Bund
vertretenden obersten Organs der Verwaltung auszustatten.3) Für
das In-Kraft-Treten der Wirksamkeit der Gesetzesaufhebung setzte
der VfGH den Ablauf des 31. 12. 2000 fest. Im Lichte dieses Erk
wurde sohin eine umfassende Neuregelung des Rechtsschutzes im
Bereich des Vergaberechts des Bundes und jener Länder, deren
einschlägige Regelungen mit der gleichen Verfassungswidrigkeit
belastet waren,4) unumgänglich. Um insoweit eine offenkundig ver-
fassungs- und gemeinschaftsrechtswidrige5) „Rechtslücke“ zu ver-
meiden, war angesichts der vom VfGH gesetzten Frist die Inkraft-
setzung entsprechender Neuregelungen bis spätestens 1. 1. 2001
erforderlich.
2. Aus verschiedenen, hier nicht weiter interessierenden politi-
schen Gründen war einschlägigen Bestrebungen6) jedoch kein
Erfolg beschieden. Seitens des Verfassungsausschusses des NR
wurde daraufhin am 16. 11. 2000 ein Selbstständiger Antrag be-
treffend den Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das BVergG
1997 geändert wird, ausgearbeitet.7) Kernstück des Entwurfs sind
zwei – zeitlich befristete8) – Verfassungsbestimmungen, mit denen
die vor In-Kraft-Treten der erwähnten Gesetzesaufhebung beste-
henden Rechtsgrundlagen der Vergabekontrolleinrichtungen des
Bundes und der Länder bis 31. 8. 2002 „bundesverfassungsrecht-
lich abgesichert“ werden sollen. Diese im Folgenden näher zu erör-
ternden Bestimmungen wurden vom NR am 24. 11. 2000 inhalt-
lich unverändert beschlossen und (gemeinsam mit einigen einfach-
gesetzlichen Änderungen des BVergG 1997) am 29. 12. 2000
als BGBl I 2000/125 kundgemacht. Sie sind am 1. 1. 2001 in
Kraft getreten.
3. Durch die erste Verfassungsbestimmung wurde § 99 Abs 2
BVergG 1997 dahin gehend „ergänzt“, dass das BVA seine Be-
fugnisse auch gegenüber den in Art 19 B-VG bezeichneten obers-
ten Organe des Bundes auszuüben hat. Erklärter Zweck dieser Ver-
fassungsbestimmung ist es, einer vom VfGH mit Erk VfSlg 15.578/
1999 gerade im Hinblick auf Art 19 B-VG als bundesverfassungs-
widrig erkannten Rechtslage nunmehr – zeitlich befristet – eine

bundesverfassungsrechtliche Grundlage zu verschaffen.9) Damit
wird ein Weg ein Stückchen weiter beschritten, der nicht nur
in verfassungspolitischer, sondern auch in verfassungsrechtlicher
Hinsicht mit guten Gründen hinterfragt werden kann. Der VfGH
selbst hat bekanntlich bereits mehrfach ausgesprochen, dass der-
artige Maßnahmen des Verfassungsgesetzgebers – gehäuft vorge-

1) Zusätzlich sprach der VfGH aus, dass die nicht mehr in Geltung ste-
hende Vorläuferbestimmung des § 6 Abs 1 Z 1 Bundesvergabegesetz,
BGBl 1993/462, verfassungswidrig war.

2) Der VfGH hat in seiner jüngsten Rsp angenommen, dass die den einfa-
chen Gesetzgebern durch diese Verfassungsbestimmung eingeräumte
Ermächtigung zur Schaffung der darin erwähnten Behörden als relativ
eng begrenzt anzusehen ist: Siehe VfSlg 15.427/1999 und VfGH
29. 6. 2000, G 175/99. Vgl ferner jüngst VfGH 9. 10. 2000,
B 1824/99. Diese Rsp wird seitens der Lehre zT scharf kritisiert: Siehe
zu VfSlg 15.427/1999 kritisch Grabenwarter/Holoubek, Demokratie,
Rechtsstaat und Kollegialbehörden mit richterlichem Einschlag, ZfV
2000, 194; Bußjäger, Über die Grenzen der Errichtung von Kollegial-
behörden mit richterlichem Einschlag, ZfV 2001, 15 und zu VfGH
29. 6. 2000, G 175/99, jüngst Mayer, Möglichkeiten und Grenzen
der Schaffung neuer unabhängiger Kollegialbehörden nach Art 133
Z 4 B-VG, in Holoubek/Lang (Hrsg), Das Senatsverfahren in Steuer-
sachen (2001) 43.

3) Kritisch zu diesem Erk Rill, Kollegialbehörden mit richterlichem Ein-
schlag und oberste Organe, ZfV 2000, 556.

4) Vgl in diesem Zusammenhang jüngst VfGH 27. 11. 2000, G 91/00
betreffend das Tir VergG.

5) Das Bestehen einer Kontrollmöglichkeit hinsichtlich Vergaben des Bun-
des ist gemeinschaftsrechtlich geboten.

6) Siehe die RV 329 Blg StenProt NR 21. GP.
7) 360 Blg StenProt NR 21. GP.
8) Die Befristung ergibt sich aus der (ebenfalls neu geschaffenen) Verfas-

sungsbestimmung des § 128 Abs 8 BVergG 1997, demzufolge § 99
Abs 2 letzter Satz und § 126a BVergG 1997 mit 31. 8. 2002 außer
Kraft treten.

9) Diese Vorgangsweise ist keineswegs neu. Siehe zB Art III des Bundes-
gesetzes BGBl 1959/301 sowie die Art I und IV des Bundesgesetzes
BGBl 1991/627. Rechtspolitisch ist zu kritisieren, dass mit der Erlas-
sung zeitlich so kurz befristeter Verfassungsbestimmungen der auch der
Bundesverfassung vom Verfassungsgesetzgeber des Jahres 1920 zuge-
dachten Funktion, rechtliche Grundordnung des Staatswesens zu sein,
erheblicher Schaden zugefügt wird, weil hiedurch die Erwartung eines
Minimums an Stabilität in kaum zu überbietender Weise frustriert wird.
(Angesichts der weltweit wohl einmaligen Zahl von Verfassungsände-
rungen – nach der Mitteilung des Informationsblatts des Institutes für
Föderalismusforschung 5/1999 wurden allein in der 20. GP des NR
12 B-VG Novellen, 8 BVG, 7 StV mit verfassungsändernden Bestim-
mungen und 183 (!) Verfassungsbestimmungen in 95 einfachen BG
beschlossen, was einen Schnitt von etwa einer Verfassungsänderung pro
Woche ergibt – sollte dieses Problem freilich nicht überbewertet werden.)
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nommen – zu einer Gesamtänderung der Bundesverfassung führen
können.10) Auch die überwiegende Lehre11) vertritt die Auffassung,
dass solche „Erkenntniskorrekturen“ im Hinblick auf das rechts-
staatliche Grundprinzip, zu dessen Kerngehalt12) die Gesetzesprü-
fungskompetenz des VfGH nach einhelliger Auffassung zu rechnen
ist,13) nur in begrenztem Umfang zulässig sind.14) Die vorgenom-
mene punktuelle Durchbrechung des Art 19 B-VG zugunsten einer
iSd Art 133 Z 4 B-VG eingerichteten Kollegialbehörde mit richterli-
chem Einschlag dürfte indes angesichts des relativ engen Anwen-
dungsbereichs der dies bewirkenden Verfassungsbestimmung auch
unter Berücksichtigung des Umstands, dass es in den letzten
15 Jahren bereits eine größere Zahl von die Wirkung verfassungs-
gerichtlicher Erk unterlaufenden Verfassungsbestimmungen gege-
ben hat, kaum geeignet sein, die (von Rechtswissenschaft und Judi-
katur bisher freilich nur in groben Zügen herausgearbeitete)
Grenze der auch in diesem Bereich zweifellos bestehenden Rege-
lungsbefugnisse des einfachen Verfassungsgesetzgebers zu über-
schreiten.15)
4. Mit der zweiten Verfassungsbestimmung soll – dem Ausschuss-
bericht zufolge – der Status quo der Vergabekontrolle in den Län-
dern zeitlich befristet bundesverfassungsrechtlich abgesichert wer-
den. Die als § 126a bezeichnete Verfassungsvorschrift (deren Gel-
tung ebenfalls mit 31. 8. 2002 begrenzt ist) lautet wie folgt:

„Die am 1. Jänner 2001 in Geltung stehenden landesgesetzlichen Bestim-
mungen betreffend die Organisation und Zuständigkeit von Organen, denen
der Rechtsschutz hinsichtlich der Vergabe öffentlicher Aufträge obliegt, gel-
ten nicht als bundesverfassungswidrig.“

Eine solche – gewiss außergewöhnliche und in mancherlei Hinsicht
sogar einzigartige – Verfassungsvorschrift provoziert die Frage,
ob der einfache Verfassungsgesetzgeber einfachgesetzliche Rege-
lungen solcherart verfassungsrechtlich immunisieren kann.16) Ein
Blick in die österreichische Verfassungsgeschichte zeigt freilich,
dass diese Frage bereits vor mehr als 40 Jahren Gegenstand inten-
siver Diskussionen war. Damals sorgte eine in struktureller Hinsicht
bis zu einem gewissen Grad durchaus vergleichbare Verfassungs-
vorschrift – § 12 des Zweiten Verstaatlichungs-Entschädigungs-
gesetzes – für einen unüberhörbaren Aufschrei namhafter Vertreter
der Verfassungsrechtslehre. Es erscheint daher zunächst geboten,
sich diese Vergangenheit in Erinnerung zu rufen.

II. Das Zweite Verstaatlichungs-
Entschädigungsgesetz

Das Zweite Verstaatlichungs-Entschädigungsgesetz, BGBl 1960/
3, enthielt den mit „Authentische Auslegung“ überschriebenen und
als Verfassungsbestimmung beschlossenen § 12, der folgenden
Wortlaut hatte:

„§ 3 und § 10 Abs 1 bis 3 des Ersten-Verstaatlichungs-Entschädigungsgeset-
zes, BGBl Nr. 189/1954, sowie § 2 des vorliegenden Bundesgesetzes ent-
sprechen dem Art 7 des Bundes-Verfassungsgesetzes in der Fassung 1929
und dem Staatsgrundsatz vom 21. Dezember 1867, RGBl Nr. 142.“

Die Erlassung einer solchen Verfassungsbestimmung, deren offen-
kundiger Zweck nach einhelliger Auffassung der sich hierüber
äußernden Zeitzeugen darin lag, eine an sich bestehende Gleich-
heitswidrigkeit verfassungsrechtlich unangreifbar zu machen,
wurde seitens der Lehre teils mit lediglich verfassungspolitischen,
teils aber – zusätzlich – auch mit verfassungsdogmatischen Argu-
menten scharf kritisiert.17) Allen Äußerungen gemeinsam war die

10) Siehe zB VfSlg 11.756/1988, 11.829/1988 und 11.927/1988. Zu
den vom VfGH angenommenen verfassungsrechtlichen Grenzen der
einfachen Verfassungsgesetzgebung vgl ferner etwa VfSlg 15.373/
1998; VfGH 29. 6. 2000, G 19/00 und VfGH 28. 9. 2000, A 10/
00. Der Verfassungsgesetzgeber scheint wenig beeindruckt zu sein,
wie die das letztzitierte Erk völlig ignorierende Erlassung eines BVG
über den Verfassungsrang bestimmter finanzausgleichsrechtlicher Be-
stimmungen, BGBl I 2001/4, zeigt.

11) Vgl die umfassenden Nachweise bei Hiesel, Verfassungsgesetzgeber
und Verfassungsgerichtshof (1995) 21ff und Gamper, Die verfassungs-
rechtliche Grundordnung als Rechtsproblem (2000) 125 FN 300.
Siehe aus der jüngsten einschlägigen Literatur ferner Korinek, Von der
Aktualität der Gewaltenteilungslehre, JPR 1995, 151 (158); Barfuß,
Grenzen der Verfassungsänderung, 13. ÖJT Band I/1 (1997) 51ff;
Mayer, Strukturanpassungsgesetz und verfassungsrechtliche Grundord-
nung, ÖStZ, Sonderheft 1997, 3ff; Adamovich, Verfassungsgericht
und Parlament, JBl 1997, 269 (270ff); Adamovich/Funk/Holzinger,
Österreichisches Staatsrecht Bd I (1997) 128ff; Schäffer, Verfassungs-
gericht und Gesetzgebung, in FS Koja (1998) 101 (128ff); Pernthaler,
Der Verfassungskern (1998) 73ff.

12) Zur in der Rsp des VfGH vorgenommenen Differenzierung zwischen
Kern- und Randbereich eines Grundprinzips siehe grundlegend Hiesel,
Verfassungsgesetzgeber 49ff.

13) Vgl hiezu auch VfSlg 15.215/1998, wo der VfGH seinen Zuständig-
keit zur Normenkontrolle als „zentrales Element des rechtsstaatlichen
Baugesetzes“ qualifiziert hat.

14) Auf die rechtspolitische Dimension dieses Problems soll hier nicht weiter
eingegangen werden. Vgl hiezu insbesondere Loebenstein, der in sei-
nen bemerkenswerten Studien Von der Verfassungskultur zur Verfas-
sungsunkultur, ÖJZ 1993, 433, und Nochmals: Von der Verfassungs-
kultur zur Verfassungsunkultur, ÖJZ 1994, 361, in diesem Zusammen-
hang den Begriff der „Verfassungsunkultur“ geprägt hat, der auch den
Titel der vorliegenden Abhandlung mitinspiriert hat.

15) Wäre die nunmehr geschaffene Verfassungsnorm bereits in der Stamm-
fassung des BVergG 1997 enthalten gewesen, wäre die Frage ihrer
Vereinbarkeit mit der verfassungsrechtlichen Grundordnung wohl von
vornherein nicht gestellt worden. Aus rechtsdogmatischer Sicht ist es
jedoch gänzlich irrelevant, ob eine Norm ursprünglich im Verfassungs-
rang erlassen oder erst als Reaktion auf ein Erk des VfGH in diesen
Rang gehoben wird: Siehe näher Hengstschläger, Totaländerung
der Verfassung durch Gesetzessanierung? in FS Walter (1991) 215
(228ff); Hiesel, Verfassungsgesetzgeber 111ff.

16) Dass mit § 126a BVergG 1997 keine Verfassungsnormen geändert
werden, sondern lediglich bestimmte einfachgesetzliche Regelungen
als diesen nicht widerstreitend „gelten“, zeigte sich daran, dass die
Verfassungsrechtsordnung für jene einfachgesetzlichen Rechtsnormen,
die nicht von der Immunisierungswirkung des § 126a BVergG 1997
erfasst werden, weiterhin uneingeschränkt maßgeblich bleibt. Pointiert
könnte man daher durchaus von einer „partiellen Ausschaltung der Bun-
desverfassung“ sprechen.

17) Beck, Verfassungswidrige Verfassungsnormen? Stb 1960/11, 2; Bre-
zina, Wird der Verfassungsgerichtshof ausgeschaltet? Österreichs Wirt-
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tiefe Sorge um die Substanz der Bundesverfassung, wofür stellver-
tretend zwei Wortmeldungen herausgegriffen werden sollen:

Korn, der seine Abhandlung in der ÖJZ mit den Worten „Willkür
im Ornat einer Verfassungsbestimmung“ betitelte, führte hiezu
etwa aus:

„Diese Art der Gesetzgebung verstößt . . . gegen alle rechtsstaatlichen Prin-
zipien und darf sich in einem Rechtsstaat . . . nicht mehr wiederholen. Sie
müßte in einer diktatorischen Staatsform hingenommen werden, nicht aber
in einer demokratischen Republik, deren Bundesverfassung . . . den VfGH
geschaffen hat, dem allein zu prüfen und zu entscheiden zukommt, ob ein
Gesetz . . . verfassungswidrig oder verfassungsmäßig ist. . . . Der VfGH
könnte auf kaltem Wege seiner wichtigsten und vornehmsten Funktion als
Gesetzesprüfungsgericht . . . beraubt werden, indem in jedes einfache Bun-
desgesetz . . . eine Verfassungsbestimmung des Inhaltes aufgenommen
wird, daß einzelne oder alle Bestimmungen dieses Bundesgesetzes dem
B-VG und dem StGG . . . entsprechen.“18)

Melichar kritisierte, dass sich der Verfassungsgesetzgeber eine
Kompetenz arrogiert habe, die ihm nach den Baugesetzen des
B-VG niemals zukommt, nämlich die Wertung von Bestimmungen
einfacher Bundesgesetze am Maßstab der Bundesverfassung.19)

Betrachtet man die zitierte Literatur in ihrer Gesamtheit, so fällt auf,
dass die erwähnte Vorgangsweise des einfachen Verfassungs-
gesetzgebers von der Lehre schon Anfang der 60er Jahre – also zu
einem Zeitpunkt, in dem der Begriff der „Gesamtänderung der
Bundesverfassung“20) weithin um einiges restriktiver ausgelegt
wurde, als dies seit den 80er Jahren allgemein der Fall ist21) – im
Hinblick auf das rechtsstaatliche Grundprinzip der Bundesverfas-
sung22) als verfassungsrechtlich bedenklich bzw teilweise sogar als
verfassungswidrig23) erachtet wurde.24)

Wie immer man die Reaktion der Lehre auf die zitierte Verfas-
sungsbestimmung im Einzelnen auch beurteilen mag, der Verfas-
sungsgesetzgeber hat in der Folge für einen Zeitraum von mehr als
40 Jahren von der Erlassung vergleichbarer Regelungen abgese-
hen – bis zur eingangs erwähnten Änderung des BVergG 1997.

III. Zur Verfassungskonformität immunisierende
Verfassungsbestimmungen im Allgemeinen

und des § 126 a BVergG 1997 im Besonderen

1. Gewaltenteilende Aspekte

Eine nähere Analyse der einschlägigen verfassungsrechtlichen Lite-
ratur zeigt, dass es nicht wenige namhafte Autoren gibt, die die
(Neu-)Erlassung einer Regelung im Verfassungsrang in verfassungs-
rechtlicher Hinsicht als weitaus weniger problematisch ansehen als
eine verfassungsrechtliche Absicherung durch „immunisierende“
Verfassungsbestimmungen in der Art des § 12 Zweites Verstaatli-
chungs-Entschädigungsgesetz oder § 126a BVergG 1997.25)

Für diese Sichtweise können in der Tat gewichtige Gründe ins
Treffen geführt werden: Eine im Folgenden als „immunisierende
Verfassungsbestimmung“ bezeichnete Verfassungsvorschrift, die
anordnet, dass näher bezeichnete einfachgesetzliche Vorschriften

als verfassungskonform bzw nicht als verfassungswidrig gelten,
erweckt nämlich tatsächlich den Eindruck, der Verfassungsgesetz-
geber wolle sich (materiell betrachtet) punktuell die Funktion des
VfGH aneignen, zielt doch die Frage, ob eine bestimmte einfach-
gesetzliche Regelung mit der Verfassung im Einklang steht, mitten
ins Herz der Gesetzesprüfungskompetenz des VfGH, deren gravie-
rende Beeinträchtigung oder gar gänzliche Beseitigung nach heute
praktisch einhelliger Auffassung im Hinblick auf das rechtsstaatli-
che Grundprinzip als Gesamtänderung der Bundesverfassung zu
bewerten wäre.26) Die der Bundesverfassung unbestrittenerweise

schaft 1960, 34; Korn, Willkür im Ornat einer Verfassungsbestim-
mung, ÖJZ 1960, 202; Mannlicher, Attentat auf das Recht, Die Presse
vom 23./24. 1. 1960; ders, Der Rechtsstaat in Worten und Taten, erör-
tert am Beispiel der Verstaatlichungs-Entschädigung, Österreichs Wirt-
schaft 1960, 36; Melichar, ZÖR XI (1961) 423; Pfeifer, Ausschaltung
des Verfassungsgerichtshofs? Die Presse vom 26. 1. 1960; ders, Natio-
nalrat spielt Verfassungsgerichtshof, Stb 1960/5, 2; Veiter, Entweder
wir respektieren die Verfassung oder . . ., Berichte und Informationen,
1960 H 707, 6; Sozialwissenschaftliche Arbeitsgemeinschaft, Allmäch-
tige Verfassungsgesetzgebung? (1960); Merkl, 1. ÖJT (1961) II/2, 75.
Vgl aus dieser Zeit ferner allgemein Spanner, Rechtliche und politische
Grenzen der Verfassungsgerichtsbarkeit, 1. ÖJT (1961) I/2.

18) Korn, ÖJZ 1960, 203.
19) Melichar, ZÖR 1961, 430.
20) Siehe Art 44 Abs 3 B-VG (bis 31. 12. 1984: Art 44 Abs 2 B-VG).
21) Zur Entwicklung der Deutung des Begriffs der „Gesamtänderung“ siehe

ausführlich Öhlinger, Verfassungsrechtliche Aspekte eines Beitritts Öster-
reichs zu den EG (1988) 30ff. Im gegebenen Zusammenhang ist insbe-
sondere in Erinnerung zu rufen, dass das Rechtsstaatsprinzip erst in den
50er Jahren im Gefolge des Erk VfSlg 2455/1952 allgemein als leiten-
der Verfassungsgrundsatz anerkannt wurde und der heute im einschlä-
gigen juristischen Sprachgebrauch weit verbreitete Begriff der „Verfas-
sungsrechtlichen Grundordnung“ als der der Disposition des einfachen
Verfassungsgesetzgebers entzogenen Rechtsschicht erst 1960 (von
Walter im Rahmen seiner Habilitationsschrift Verfassung und Gerichts-
barkeit) geschaffen wurde.

22) Zum aktuellen Stand der einschlägigen verfassungsrechtlichen Rsp
siehe Hiesel, Die Rechtsstaatsjudikatur des Verfassungsgerichtshofes,
ÖJZ 1999, 522.

23) So insbesondere von Pfeifer, FN 17, aaO.
24) Auf die ebenfalls diskutierte Frage, ob der in Rede stehenden vom

Verfassungsgesetzgeber als „Authentische Auslegung“ angesehenen
Verfassungsvorschrift überhaupt ein normativer Gehalt beizumessen ist,
soll hier nicht weiter eingegangen werden, da sich diese hinsichtlich
§ 126a BVergG 1997 offenkundig nicht stellt.

25) Siehe etwa Korn, ÖJZ 1960, 203, der ausdrücklich davon ausgeht, dass
es möglich gewesen wäre, die in § 12 des Zweiten Verstaatlichungs-Ent-
schädigungsgesetzes genannten Vorschriften als Verfassungsbestimmun-
gen zu beschließen und sie „so der Überprüfung durch den VfGH zu ent-
ziehen.“ Ähnlich Melichar, ZÖR 1961, 429, der dem NR nicht grund-
sätzlich die Kompetenz abspricht, gleichheitswidrige Verfassungsbestim-
mungen zu erlassen. Vgl in diesem Zusammenhang auch Hengstschläger,
FS Walter 240ff, der bestimmte Verknüpfungen von Verfassungsnormen
mit einfachgesetzlichen Normen als per se grundordnungswidrig ansieht.

26) Vgl hiezu die in FN 11 zit Lit sowie grundlegend Öhlinger, Verfas-
sungsgesetzgebung und Verfassungsgerichtsbarkeit, ÖJZ 1990, 2 (8).
Vgl ferner den Versuch einer überzeugenden dogmatischen Begrün-
dung bei Hiesel, Verfassungsgesetzgeber 63ff.
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zugrunde liegende Konzeption, dass der Verfassungsgesetzgeber
durch eine Änderung der Verfassungsrechtslage zwar den Maß-
stab der verfassungsgerichtlichen Gesetzesprüfung (die im We-
sentlichen als Ausfluss der Verfassungsbindung des einfachen Ge-
setzgebers gedeutet werden kann) verändern kann, es aber nach
Art 140 B-VG dem VfGH obliegt, aus Anlass entsprechender
Anträge letztverbindlich die Übereinstimmung der einfachgesetz-
lichen Rechtslage mit den verfassungsrechtlichen Vorgaben zu prü-
fen, ist wohl aber auch als ein zentraler Bestandteil des gewalten-
teilenden Grundprinzips anzusehen, dessen grundlegende Bedeu-
tung in der Aufteilung der Kompetenzen auf die einzelnen Verfas-
sungsorgane liegt.27) Eine verfassungsgesetzliche Regelung, deren
normativer Gehalt sich ausschließlich in der Feststellung der Ver-
fassungskonformität näher bezeichneter einfachgesetzlicher Rege-
lungen erschöpft, beseitigt de facto für diesen Bereich die Letzt-
interpretationskompetenz des VfGH, was nur als schwerer Eingriff
in das gewaltenteilende Grundprinzip gewertet werden kann. Ver-
fassungsbestimmungen wie § 12 des Zweiten-Verstaatlichungs-Ent-
schädigungsgesetzes oder § 126 BVergG 1997 sind somit geeig-
net, das rechtsstaatliche und das gewaltenteilende Grundprinzip
zu beeinträchtigen. Freilich wird dem einfachen Verfassungsge-
setzgeber im Lichte des demokratischen Grundprinzips bei einer
auch hier gebotenen harmonisierenden Auslegung28) auch in die-
sem Bereich ein gewisser Gestaltungsspielraum zugebilligt werden
müssen. Angesichts ihres vergleichsweise restriktiven Anwendungs-
bereiches dürfte § 126a BVergG 1997 – die erste derartige Ver-
fassungsbestimmung seit mehr als 40 Jahren – diesen Spielraum
(noch) nicht überschreiten.29)

Mit diesem Ergebnis sind freilich die durch § 126a BVergG 1997
aufgeworfenen verfassungsrechtlichen Probleme bei weitem nicht
vollständig gelöst.

2. Immunisierende Verfassungsbestimmungen
und Art 44 Abs 3 B-VG

a) Verfassungsbestimmungen, die näher bezeichnete einfachge-
setzliche Normen für verfassungskonform erklären, diese also
gleichsam gegenüber der gesamten (durch die immunisierende
Verfassungsnorm inhaltlich nicht geänderten) Verfassungsrechts-
ordnung immunisieren, bergen nämlich noch eine weitere Proble-
matik in sich, haben sie doch zwingend zur Konsequenz, dass für
die solcherart immunisierten Normen nicht nur die Gesetzesprü-
fungskompetenz des VfGH, sondern sogar die Maßgeblichkeit der
Bundesverfassung schlechthin ausgeschaltet wird! Die an sich aus
trivialen stufenbautheoretischen Überlegungen als selbstverständ-
lich anzusehende uneingeschränkte Verbindlichkeit der Bundesver-
fassung für die gesamte unterverfassungsrechtliche Rechtsordnung
wird somit auf eine Weise durchlöchert, die ihre Integrität völlig
zerstören kann. Man stelle sich etwa eine immunisierende Verfas-
sungsbestimmung vor, die anordnet, dass die im Bereich des Frem-
denrechts erlassenen (und allenfalls auch in Zukunft zu erlassen-

den) Gesetze als „nicht bundesverfassungswidrig“ gelten. Eine sol-
che Anordnung des einfachen Verfassungsgesetzgebers würde ua
bedeuten, dass für den genannten Bereich die an sich bestehende
Bindung des einfachen Gesetzgebers an die bundesstaatliche
Kompetenzverteilung, das Staatsorganisationsrecht und sogar an
sämtliche Grund- und Freiheitsrechte mit einem Schlag beseitigt
würde, da diesen entgegenstehendes Gesetzesrecht eben als
„nicht bundesverfassungswidrig“ gilt. Der einfache Gesetzgeber
würde damit also – durch die von einer solchen Verfassungsnorm
verfügte völlige Aufhebung der Gebundenheit an sämtliche verfas-
sungsgesetzlich gewährleisteten Rechte – im Ergebnis ermächtigt,
Menschen grundlos foltern oder gar töten zu lassen, ihnen die Frei-
heit nach Belieben zu entziehen und die Sklaverei wieder einzufüh-
ren, da all dies als „nicht bundesverfassungswidrig“ gelten würde!
Dass damit das liberale Grundprinzip in seinem Kernbereich
getroffen wird, liegt auf der Hand.30)

Das vorstehende – apokalyptisch anmutende – Beispiel zeigt
zum einen, welche Gefahren eine solche „Ermächtigungsgesetz-

27) Völlig zu Recht vertreten Walter/Mayer, Grundriss des österreichischen
Bundesverfassungsrechts9 (2000) Rz 499 daher die Auffassung, dass
die Befugnis des einfachen Verfassungsgesetzgebers zur Schaffung von
Mitwirkungsrechten der Gesetzgebungsorgane an der Vollziehung
durch das gewaltenteilende Grundprinzip beschränkt wird. Vgl auch
Öhlinger, Verfassungsrecht4 (1999) Rz 75, wonach „radikale Verände-
rungen im Gefüge der Staatsorgane“ unter dem Aspekt des gewalten-
teilenden Prinzips als Gesamtänderung der Bundesverfassung zu quali-
fizieren wären.

28) Vgl zu dieser grundlegend Schäffer, Verfassungsinterpretation in Öster-
reich (1971) 79.

29) Eine verfassungsgesetzliche Regelung, wonach größere Teile der
Rechtsordnung als bundesverfassungskonform (bzw nicht bundesverfas-
sungswidrig) gelten, wären hingegen sowohl mit dem gewaltenteilen-
den als auch mit dem rechtsstaatlichen Grundprinzip unvereinbar, weil
diesfalls die Gesetzesprüfungskompetenz des VfGH faktisch über weite
Strecken beseitigt würde. Gleiches würde selbstverständlich auch für
den Fall gelten, dass eine solche Situation erst durch das Zusammen-
spiel mehrerer Verfassungsnormen geschaffen würde.

30) Verfehlt wäre jedenfalls der Einwand, die bloße Ermächtigung zur
Schaffung an sich grundrechtswidriger einfachgesetzlicher Normen
könne keine Gesamtänderung der Bundesverfassung nach sich ziehen,
solange der einfache Gesetzgeber von ihr nicht in entsprechender
Weise Gebrauch macht. Auch die Abschaffung des Erfordernisses einer
obligatorischen Volksabstimmung im Art 44 Abs 3 B-VG ist nämlich
nach so gut wie einhelliger Auffassung (vgl zB Ermacora, Die Bedeu-
tung der Überprüfung von Bundesverfassungsgesetzen durch den öster-
reichischen Verfassungsgerichtshof, JBl 1953, 537 [539]; Winkler, Der
Verfassungsrang von Staatsverträgen, ZÖR X [1959/60] 516; Walter,
Bundesverfassungsrecht [1972] 102; Zagler, Zur normlogischen Inter-
pretation des Art 44 B-VG, JBl 1972, 604; Hiermanseder, Zum Thema:
Gesamtänderung der Bundesverfassung. Eine Klarstellung, ÖJZ 1983,
179; Adamovich/Funk/Holzinger, Staatsrecht Bd I 125; Loebenstein,
Das verfassungswidrige Verfassungsgesetz, in FS Walter [1991] 437
[452]; Hiesel, Verfassungsgesetzgeber 71ff; Öhlinger, Verfassungs-
recht Rz 65; Walter/Mayer, Bundesverfassungsrecht Rz 146) als Ge-
samtänderung anzusehen, obwohl dadurch per se kein einziges Grund-
prinzip materiell berührt wird.
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gebung“ in sich birgt. Wenn in einem auch noch so kleinen Rechts-
bereich der einfache Gesetzgeber in einer „nicht als bundesver-
fassungswidrig geltenden“ Weise willkürlich die Tötung von
Menschen verfügen darf, ist der ansonsten ungeschmälerte Be-
stand von Grund- und Freiheitsrechten offensichtlich weitgehend
entwertet.

Zum anderen veranschaulicht es das den Stufenbau der Rechts-
ordnung betreffende Problem immunisierender Verfassungsbestim-
mungen. Indem sie anordnen, dass einfachgesetzliche Vorschriften
als nicht bundesverfassungswidrig bzw als bundesverfassungskon-
form gelten, schalten sie für einen (mehr oder weniger präzise
umschriebenen) Bereich die Maßgeblichkeit der gesamten Verfas-
sungsrechtsordnung einschließlich aller in ihr verankerten Grund-
prinzipien gänzlich aus und ermächtigen damit die einfache
Gesetzgebung nicht nur zur Erlassung von an sich verfassungswid-
rigen Gesetzesbestimmungen, sondern sogar auch zur Erlassung
von an sich grundordnungswidrigen Bestimmungen. Immunisie-
rende Verfassungsbestimmungen der skizzierten Art müssen somit
als lex specialis zu Art 44 Abs 3 B-VG angesehen werden, weil
sie – auch – das darin für Gesamtänderungen der Bundesverfas-
sung statuierte Erfordernis einer obligatorischen Volksabstimmung
für einen Teilbereich der Rechtsordnung unanwendbar werden las-
sen, womit den durch Art 44 Abs 3 B-VG qualifiziert geschützten
Normen der durch diese Norm eingeräumte erhöhte Bestands-
schutz genommen wird. Ebendies ist jedoch dem einfachen Verfas-
sungsgesetzgeber nach der praktisch einhelligen Lehre31) aus-
nahmslos verwehrt, da er selbst an die verfassungsrechtliche
Grundordnung – die das Erfordernis einer obligatorischen Volks-
abstimmung für die Vornahme ihrer Änderung miteinschließt –
gebunden ist und bereits die Ermächtigung zur Erlassung verfas-
sungsgesamtändernder Normen (und nicht erst deren Setzung!)
als Gesamtänderung der Bundesverfassung qualifiziert werden
muss.32) Immunisierende Verfassungsbestimmungen der skizzierten
Art erweisen sich daher – und zwar unabhängig davon, ob der
einfache Gesetzgeber von der ihm eingeräumten Ermächtigung
auch tatsächlich in einer materiell grundordnungswidrigen Weise
Gebrauch macht – als eine per se grundordnungswidrige Form der
einfachen Verfassungsgesetzgebung, weil sie den einfachen Ge-
setzgeber zur Erlassung von Rechtsnormen ermächtigen, deren
Setzung selbst dem einfachen Verfassungsgesetzgeber ausnahms-
los verwehrt ist.

b) Dieser Befund gilt freilich nur, wenn der einfache Verfassungs-
gesetzgeber anordnet, dass bestimmte Normen schlechthin als
„nicht bundesverfassungswidrig“ bzw als „bundesverfassungskon-
form“ gelten. Eine Verfassungsnorm, die lediglich anordnet, dass
bestimmte Normen im Hinblick auf eine oder mehrere nur auf der
Stufe des einfachen Bundesverfassungsrechts stehenden Normen
als nicht bundesverfassungswidrig (bzw bundesverfassungskon-
form) gelten,33) wäre hingegen – soferne die unter III. 1. angedeu-
teten Grenzen nicht überschritten werden – verfassungskonform,

weil diesfalls keine Ermächtigung zur Erlassung auch grundord-
nungswidriger Normen erteilt würde.34)

c) Zusammenfassend ist daher festzuhalten, dass immunisierende
Verfassungsbestimmungen, die eine Ermächtigung zur Erlassung
auch grundordnungswidriger Gesetzesbestimmungen enthalten,
schlechthin verfassungswidrig sind, während die Verfassungskon-
formität immunisierender Verfassungsbestimmungen, die „ledig-
lich“ einfachgesetzliche Normen im Hinblick auf nur auf der Stufe
des einfachen Bundesverfassungsrechts stehenden Verfassungs-
normen für bundesverfassungskonform erklären, im Einzelfall zu
prüfen ist.

3. Ist § 126 a BVergG 1997 verfassungskonform?

a) Der am 1. 1. 2001 in Kraft getretene § 126a BVergG 1997
normiert, dass bestimmte näher umschriebene landesgesetzliche
Bestimmungen nicht nur im Hinblick auf bestimmte bundesverfas-
sungsgesetzliche Bestimmungen, sondern schlechthin als „nicht
bundesverfassungswidrig“ gelten. Im Lichte des vorstehend Gesag-
ten scheint diese Norm jedenfalls auf dem ersten Blick als grund-
ordnungswidrig zu qualifizieren zu sein, weil sie – lege non distin-
guente – die Landesgesetzgeber in einem bestimmten Bereich
offenbar auch zur Erlassung grundordnungswidriger Regelungen
ermächtigt.

b) Eine nähere Betrachtung der in Rede stehenden Norm zeigt
jedoch, dass das Vorliegen einer solchen Ermächtigung nicht so
ohne weiteres bejaht werden kann. Gegen das vorstehende Ergeb-
nis kann nämlich eingewendet werden, dass sich der unter III. 2.
entwickelte Befund nicht schematisch auch auf jene immunisieren-
den Verfassungsbestimmungen übertragen lässt, die – wie bei-
spielsweise § 12 des Zweiten Verstaatlichungs-Entschädigungs-
gesetzes – lediglich bereits existierende, genau bezeichnete ein-
fachgesetzliche Regelungen für bundesverfassungskonform erklä-
ren, da der Verfassungsgesetzgeber diesfalls dem einfachen Ge-
setzgeber gar eine Ermächtigung zur (künftigen) Erlassung an sich

31) Vgl die in FN 30 zit Lit.
32) Eine Gesamtänderung der Bundesverfassung liegt eben beispielsweise

auch bereits dann vor, wenn der Gesetzgeber zur Wiedereinführung
der Monarchie ermächtigt wird (und nicht erst dann, wenn er von die-
ser Ermächtigung auch tatsächlich Gebrauch macht), weil der durch
Art 44 Abs 3 B-VG gewährleistete erhöhte Bestandsschutz des republi-
kanischen Grundprinzips bereits durch die Ermächtigung des einfachen
(Verfassungs-)Gesetzgebers zur Wiedereinführung der Monarchie be-
seitigt wird, womit dieses Grundprinzip seiner Höherrangigkeit im Stu-
fenbau der Rechtsordnung beraubt wird. Gleiches gilt für sämtliche lei-
tenden Verfassungsgrundsätze wie auch für Art 44 Abs 3 B-VG selbst.

33) Eine solche Verfassungsnorm könnte etwa wie folgt aussehen: „Art X
des Gesetzes Y entspricht Art 6 StGG“.

34) Die Auffassung Hengstschlägers, FS Walter 240ff, wonach auch derar-
tige Verfassungsnormen per se verfassungswidrig sind, wird hier nicht
geteilt. Vgl hiezu auch die seine Thesen ablehnenden Stellungnahmen
von Korinek, 11. ÖJT (1991) I/2, 119; Köhler, 11. ÖJT (1991) I/2,
120 und Hiesel, Verfassungsgesetzgeber 108ff.
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grundordnungswidriger Normen erteilt, sondern lediglich an den
bereits bestehenden (oder zumindest zeitgleich geschaffenen) ein-
fachgesetzlichen Rechtsbestand angeknüpft hat.35) Die Vereinbar-
keit derartiger immunisierender Verfassungsbestimmungen mit der
verfassungsrechtlichen Grundordnung kann daher nicht schlecht-
hin verneint werden, sondern ist anhand des rechtsstaatlichen und
gewaltenteilenden Grundprinzips36) sowie danach zu beurteilen,
ob der immunisierte Inhalt der einfachen Gesetzesbestimmung
einen grundordnungswidrigen Gehalt aufweist.

Dieser Einwand zeigt, dass es Fälle geben kann, in denen das Vor-
liegen einer per se verfassungswidrigen Ermächtigung zur Erlas-
sung auch grundordnungswidriger Rechtsvorschriften fraglich sein
kann. Folgt man der Argumentation des VfGH, dass einer Verfas-
sungsbestimmung „im Zweifel kein Inhalt beizumessen ist, der sie
in Widerspruch zu den leitenden Grundsätzen des Bundesverfas-
sungsrechts stellen würde“37), so sprechen wohl die besseren Argu-
mente dafür, in solchen Fällen das Vorliegen einer grundordnungs-
widrigen Ermächtigung nicht anzunehmen.

Im Lichte dieser Überlegungen ist hinsichtlich der Verfassungs-
bestimmung des § 126a BVergG 1997 somit zunächst zu prüfen,
ob sie lediglich eine bestimmte grundordnungskonforme einfach-
gesetzliche Rechtslage verfassungsrechtlich absichert oder den ein-
fachen Gesetzgebern eine verfassungswidrige Ermächtigung zur
künftigen Erlassung von an sich grundordnungswidrigen Regelun-
gen erteilt.

Eine nähere Betrachtung des Textes der in Rede stehenden Ver-
fassungsvorschrift zeigt, dass die Immunisierungswirkung inhaltlich
in zeitlicher Hinsicht begrenzt ist: Erfasst sind von vornherein nur
bestimmte am 1. 1. 2001 in Geltung stehende landesgesetzliche
Normen, womit im Wesentlichen – aber eben nicht ausschließ-
lich! – eine Anknüpfung an den einfachgesetzlichen Rechtsbestand
im Zeitpunkt der Beschlussfassung der in Rede stehenden Verfas-
sungsvorschrift erfolgt ist und den Ländern insoweit in der Tat kein
Freibrief für künftige Gesetzgebungsakte eingeräumt wird. Es trifft
jedoch zu, dass der § 126a BVergG 1997 zugrunde liegende
Gesetzesbeschluss des NR bereits am 24. 11. 2000 gefasst
wurde, so dass die Länder genau 37 Tage Zeit hatten, im Rahmen
des künftig immunisierten Bereiches auch grundordnungswidrige
Vorschriften zu erlassen, die ab 1. 1. 2001 sodann als „nicht bun-
desverfassungswidrig“ gelten würden. Es kann nicht gesagt wer-
den, dass dieser Zeitraum zur Vorbereitung, Erlassung und Kund-
machung landesgesetzlicher Regelungen von vornherein zu kurz
ist.38) Hätte ein Landesgesetzgeber innerhalb der 37 Tage zwi-
schen dem Gesetzesbeschluss des NR und dem in § 126a BVergG
1997 für das Eintreten der Immunisierungswirkung festgesetzten
Stichtag betreffend die Organisation und Zuständigkeit von Orga-
nen, denen der Rechtsschutz hinsichtlich der Vergabe öffentlicher
Aufträge obliegt, gesetzliche Bestimmungen verabschiedet, die vor
Ablauf des 31. 12. 2000 kundgemacht und in Kraft getreten
wären, und die überdies als der verfassungsrechtlichen Grundord-

nung widerstreitend zu qualifizieren wären, so würden sie kraft
§ 126a BVergG 1997 als „nicht bundesverfassungswidrig“ gel-
ten. Daraus erhellt, dass § 126a BVergG 1997 nicht nur an den
Rechtsbestand im Zeitpunkt seiner Beschlussfassung anknüpft, son-
dern darüber hinaus sehr wohl eine – in zeitlicher Hinsicht freilich
eng begrenzte – verfassungswidrige Ermächtigung von an sich
grundordnungswidrigen Regelungen enthält.

c) Gegen dieses Ergebnis könnte der Einwand erhoben werden,
die Ermächtigung des § 126a BVergG 1997 sei inhaltlich durch
die Begrenzung auf „landesgesetzliche Bestimmungen betreffend
die Organisation und Zuständigkeit von Organen, denen der
Rechtsschutz hinsichtlich der Vergabe öffentlicher Aufträge ob-
liegt“, dergestalt eingegrenzt, dass eine Erlassung grundordnungs-
widriger Vorschriften von vornherein nicht in Betracht komme.
Angesichts dieser engen inhaltlichen Begrenzung und im Hinblick
darauf, dass die im Zeitpunkt der Beschlussfassung im NR in
Geltung stehenden einschlägigen landesgesetzlichen Vorschriften
ihrerseits keinen grundordnungswidrigen Inhalt aufweisen, könne
daher nicht von einer Verfassungswidrigkeit des § 126a BVergG
1997 gesprochen werden.

35) Im Falle des Zweiten Verstaatlichungs-Entschädigungsgesetzes hätte
etwa jede einfachgesetzliche Änderung den Verlust der Immunisie-
rungswirkung des § 12 leg cit bewirkt.

36) Vgl oben III. 1.
37) VfSlg 11.828/1988; idS jüngst auch VfGH 28. 9. 2000, A 10/00.
38) Der nahe liegende, dass die Erlassung von Landesgesetzen im Lichte

des Art 98 B-VG einen gewissen zeitlichen Vorlauf erfordert, der es den
Ländern realistisch gesehen kaum möglich gemacht hat, durch vor dem
31. 12. 2000 durchzuführende Gesetzesänderungen von einer ver-
meintlichen Ermächtigung zur Erlassung grundordnungswidriger Rege-
lungen bewusst Gebrauch zu machen, schlägt nicht durch: Auch ein
ohne die bundesverfassungsrechtlich vorgesehene Einbindung der
BReg vor Ablauf des 31. 12. 2000 kundgemachter Gesetzesbeschluss
würde am 1. 1. 2001 als Landesgesetz „in Geltung“ stehen und wäre
somit – sofern er die Organisation und Zuständigkeit von Organen
regelt, denen der Rechtsschutz hinsichtlich der Vergabe öffentlicher Auf-
träge obliegt – von der Immunisierungswirkung des § 126a BVergG
1997 erfasst, die eben auch im Gesetzgebungsverfahren unterlaufene
Verfassungswidrigkeiten „saniert“.



312 AnwBl 2001/6

Abhandlungen

Auch diese Argumentation vermag letztlich wohl nicht zu überzeu-
gen. Wäre es nicht im Hinblick auf das liberale Baugesetz der Bun-
desverfassung grundordnungswidrig, wenn ein Landesgesetzge-
ber im Rahmen der Organisation des Rechtsschutzes in Vergabe-
sachen Frauen (oder Männer oder Menschen mit bestimmter Haut-
farbe) von der Tätigkeit der Rechtsschutzeinrichtungen dergestalt
ausschließen würde, dass sie weder zum Mitglied dieser Behörde
bestellt noch ihre Tätigkeit in Anspruch nehmen dürften?39) Mit
einiger Fantasie ließen sich wohl noch grundrechtsfeindlichere
Regelungen erdenken.40)

d) Es soll nicht unerwähnt bleiben, dass der Umstand, dass die
Erlassung grundordnungswidriger Regelungen in diesem Bereich
realpolitisch aus heutiger Sicht erfreulicherweise schlechthin aus-
geschlossen erscheint, bei der Beurteilung der Verfassungskonfor-
mität des § 126a BVergG 1997 ebenso außer Betracht zu bleiben
hat41) wie das Faktum, dass kein Landesgesetzgeber von der in die-
ser Verfassungsbestimmung enthaltenen Ermächtigung Gebrauch
gemacht hat.

e) Es ist zuzugestehen, dass es sich bei der hier vertretenen These,
§ 126a BVergG 1997 sei eine verfassungswidrige Verfassungs-
norm, weil sie eine Ermächtigung zur Erlassung auch grundord-
nungswidriger landesgesetzlicher Regelungen beinhaltet, lediglich
um ein mögliches Auslegungsergebnis handelt, dem nicht zwin-
gend gefolgt werden muss. Es sollte aber mit aller Deutlichkeit zum
Ausdruck gekommen sein, dass sich der einfache Verfassungsge-
setzgeber mit der Erlassung dieser Norm jedenfalls in den „juristi-
schen Graubereich“ begeben hat, in dem das Vorliegen einer Ver-
letzung der verfassungsrechtlichen Grundordnung – insbesondere
im Lichte der jüngsten verfassungsgerichtlichen Rsp zur Bedeutung
seiner Gesetzesprüfungskompetenz – bereits mit guten Gründen
argumentiert werden kann. Die wiederholte Erlassung ähnlicher
Verfassungsvorschriften würde die Schwelle einer Gesamtände-
rung wohl jedenfalls überschreiten.42)

IV. Schlussbetrachtung

Es wirft gewiss kein gutes Licht auf den Stil der Verfassungsgesetz-
gebung, wenn die provisorische Reparatur verfassungswidriger
Rechtslagen im Bereich des Vergaberechts zu einer möglichen Ver-
letzung der verfassungsrechtlichen Grundordnung geführt hat. Frei-
lich kann mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit davon
ausgegangen werden, dass sich die für die erörterte Regelung
stimmenden Abgeordneten des NR und des BR der damit verbun-
denen verfassungsrechtlichen Probleme jedenfalls nicht im vollen
Ausmaß bewusst waren. So bleibt im Interesse der Integrität der
Bundesverfassung und der darin verbürgten elementaren Grund-
und Freiheitsrechte (mit denen sich eigentlich alle Abgeordneten
und alle sonstigen am Gesetzgebungsverfahren beteiligten Perso-
nen, ja sogar alle Staatsbürger überhaupt verbunden fühlen soll-
ten) zu hoffen, dass § 126a BVergG 1997 eine jedenfalls in die-

ser Form gar nicht beabsichtigte einmalige Fehlleistung des Bun-
desverfassungsgesetzgebers bleibt und nicht den Auftakt zu einem
neuen Stil der Verfassungsgesetzgebung bildet, in dem die Gel-
tung der Bundesverfassung als Maßstab der unterverfassungs-
gesetzlichen Rechtsvorschriften für Teilbereiche der Rechtsordnung
nach politischen Tagesbedürfnissen einfach ausgeschaltet wird.
Seit 1945 bildet die Bundesverfassung die rechtliche Grundord-
nung unseres Staatswesens. Ihre Geltung als Normenkontrollmaß-
stab für Teilbereiche der Rechtsordnung auszuschalten bedroht die
Aufrechterhaltung unseres Verfassungssystems, das die Menschen
in unserem schönen Land in diesem Zeitraum kennen und schätzen
gelernt haben. In unserem demokratisch-rechtsstaatlichen Verfas-
sungssystem bildet die Bundesverfassung die Quelle der Legitimität
der Ausübung aller staatlicher Macht. Ihre Integrität zu wahren
sollte allen staatlichen Funktionsträgern ein zentrales Anliegen
sein.43)

39) Vgl nur VfSlg 15.373/1998, wonach „auch dem Verfassungsgesetz-
geber iSd Art 44 Abs 1 B-VG der Gleichheitssatz nicht zur beliebigen
Disposition steht, weil er als ein wesentlicher Bestandteil der Grund-
rechtsordnung und des demokratischen Baugesetzes einen nicht ohne
Volksabstimmung nach Art 44 Abs 3 B-VG abänderbaren festen Kern
hat“. Siehe in diesem Zusammenhang auch Hiesel, Gleichheitssatz,
verfassungsrechtliche Grundordnung und das Erkenntnis VfSlg
15.373/1998, ÖJZ 2000, 281; Oberndorfer, Art 1 B-VG, in Korinek/
Holoubek (Hrsg), Österreichisches Bundesverfassungsrecht (3. Lfg
2000) Rz 27, jeweils mwN, sowie VfGH 29. 6. 2000, G 19/00.

40) Beispielsweise sei eine gesetzliche Regelung angedacht, die für den
Fall des unentschuldigten Fernbleibens eines Behördenmitglieds von
einer Sitzung als Sanktion die Tötung seiner Kinder vorsieht.

41) Das „Argument“, dass der einfache Gesetzgeber bestimmte Grund-
rechtseingriffe ohnehin niemals anordnen würde und ein verfassungs-
rechtlicher Schutz daher insoweit entbehrlich sei, pervertiert die Funk-
tion verfassungsgesetzlich gewährleisteter Rechte, die nicht nur Schutz
vor tagespolitisch leicht vorstellbaren geringfügigen und mittelschweren
gesetzgeberischen Eingriffen, sondern – historisch betrachtet, sogar in
erster Linie – Schutz vor einer völligen Beseitigung einer geschützten
Rechtsposition bieten sollen! Die Rechtsgeschichte des 20. Jahrhunderts
liefert genügend Beispiele dafür, das auch als unantastbar angesehene
Menschenrechte einfach ausradiert wurden.

42) Nochmals sei betont, dass für die Beurteilung eines jeden solchen Akts
des Verfassungsgesetzgebers insbesondere das Vorliegen einer Er-
mächtigung zur künftigen Erlassung auch grundordnungswidriger
Gesetzesbestimmungen entscheidend ist.

43) Mit (nach Fertigstellung dieses Beitrages gefülltem) Beschluss vom
10. 3. 2001, G 12/00, hat der VfGH von Amts wegen ein Verfahren
zur Prüfung der Verfassungsmäßigkeit des § 126a BVergG 1997 ein-
geleitet, in dem er im Wesentlichen davon ausgeht, dass es zum „Inhalt
des qualifizierten Verfassungsrechts zählt, dass es nicht dazu ermäch-
tigt, sich selbst auszuschalten“.
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RA Dr. Michael Battlogg, Schruns

Die Inflationskomponente im Unterhaltsrecht

I. Allgemeines

Bei der Berechnung der Unterhaltshöhe sind neben anderen Um-
ständen die Einkünfte des Unterhaltspflichtigen maßgebend. Der
vorliegende Aufsatz befasst sich mit der Frage, ob Einkünfte aus
Kapitalvermögen die Zinsen, Dividenden und sonstigen Kapital-
erträge erst bereinigt um die Inflationsrate in die Unterhalts-
bemessungsgrundlage miteinbezogen werden sollen. Es handelt
sich hiebei um eine grundlegende Frage des allgemeinen Unter-
haltsrechtes, welche für die zahlreichen Fälle der Unterhaltsbemes-
sung von grundlegender Relevanz sind. Die Berücksichtigung der
Inflationskomponente bedeutet zugleich eine Absicherung des Ver-
mögens in Bezug auf seinen inneren Wert und berührt daher mE
auch die Frage, in welchen Fällen dem Unterhaltspflichtigen durch
Nichtberücksichtigung der Inflationskomponente die Verwertung
seines Vermögensstammes zur Befriedigung seiner Unterhaltsver-
bindlichkeiten zugemutet werden kann.

II. Lehre und Judikatur

Die Rsp vertritt soweit ersichtlich die Rechtsauffassung, dass die
Erträgnisse aus Kapitalvermögen bei der Unterhaltsbemessung
nicht um die Inflationskomponente zu kürzen sind. Es entspricht
der hL und Rsp, dass tatsächliche Vermögenserträge zum bemes-
sungsrelevanten Einkommen zählen und dass der Vermögens-
stamm nur dann für die Unterhaltsbemessung heranzuziehen ist,
wenn der Unterhaltspflichtige den gesetzlichen Unterhalt nicht
aus dem laufenden Einkommen decken kann. Eine einheitliche
Judikatur zur Frage, in welchen Fällen das Vermögen neben den
laufenden Einkünften für die Unterhaltsbemessung heranzuziehen
ist, besteht nicht. Es ist jeweils nach den besonderen Verhältnis-
sen des Einzelfalles zu prüfen, ob und in welchem Umfang auch
der Vermögensstamm neben dem laufenden Einkommen, ins-
besondere den hier zu behandelnden Vermögenserträgnissen,
heranzuziehen ist.1)2)3)4)

Der Rsp sind hinsichtlich der Beurteilung der Zumutbarkeit der Ver-
wertung des Vermögensstammes ua folgende Richtlinien zu ent-
nehmen:

Die Zumutbarkeit der Vermögensverwertung orientiert sich insbe-
sondere danach, ob und inwieweit ein „pflichtbewusster Familien-
vater“ zur Deckung der Unterhaltsbedürfnisse seiner Kinder auf
den verwertbaren Vermögensstamm zurückgreifen würde. Vom
Unterhaltspflichtigen wird daher weder eine Verschleuderung noch
eine unzumutbare Belastung seines Vermögens oder die Versilbe-
rung geringfügiger Sachwerte verlangt werden. Der Verwertung
sind daher auch jene Teile des Vermögens entzogen, welche dem
künftigen Erwerb, der zukünftigen Unterkunft oder der Altersversor-

gung oder der Befriedigung des Wohnbedarfs des Unterhalts-
schuldners dienen. Die Zumutbarkeit wird zutreffend insbesondere
dann bejaht, wenn der Unterhaltspflichtige seinen eigenen Unter-
halt aus dem Vermögensstamm abdeckt.5)

Die Rsp vertritt im Zusammenhang mit Kapitaleinkünften die Rechts-
auffassung, dass die Inflationsabgeltung nicht anspruchsmindernd
zu berücksichtigen ist. Grundsätzlich sei davon auszugehen, dass
unter dem Aspekt der Gleichbehandlung ein Verlust der Kaufkraft
die Unterhaltsparteien in gleicher Weise zu treffen habe. Es möge
durchaus sein, dass bei gleichbleibendem Nominale der innere
Wert des Kapitals inflationsbedingt absinke, wenn die Vermögens-
erträgnisse zur Gänze abgeschöpft werden. Allerdings treffe die-
ser Umstand auch die an den Zinserträgnissen partizipierende
unterhaltsberechtigte Partei, weil sich die Nominale des Kapitals
nicht erhöht. Es bestehe daher unterhaltsrechtlich keine Veranlas-
sung, dem Unterhaltspflichtigen eine Einbeziehung von Vermö-
genserträgnissen einen inflationsbedingten Bonus zuzubilligen, zu-
mal dies auch bei anderen Vermögenserträgnissen (etwa Einkünf-
ten aus Vermietung) nicht vorgenommen werde. Jede andere Be-
trachtungsweise würde zudem eine Besserstellung von Einkommen
aus Kapital gegenüber jenem aus Arbeit darstellen, was – zumin-
dest unterhaltsrechtlich – abzulehnen sei.6)

III. Eigene Auffassung

Die Ehegatten haben gem § 94 ABGB während aufrechter Ehe
nach Kräften zur Deckung der ihren Lebensverhältnissen angemes-
senen Bedürfnissen gemeinsam beizutragen. Gleiches gilt für die
Berechnung des Kindesunterhaltes, dessen Höhe gem § 140 Abs 1
ABGB ua von den Anlagen, Fähigkeiten, Neigungen und Entwick-
lungsmöglichkeiten des Kindes abhängig ist. Bei der Berechnung
des Kindesunterhaltes sind daher ebenfalls die Lebensverhältnisse
der Eltern und hier ua der Bedarf des Kindes maßgebend.7)

Bereits aus dem Wortlaut dieser beiden Gesetzesbestimmungen
sowie unter Berücksichtigung der hiezu ergangenen Judikatur las-
sen sich Lösungsansätze für die Beurteilung der Frage hinsichtlich
der Berücksichtigung der Inflationskomponente ableiten. Für die
Beurteilung der Frage, ob bei Einkünften aus Kapitalvermögen die
Inflationskomponente von der Unterhaltsbemessungsgrundlage in

1) EvBl 1992/73; ÖA 1995, 68; JBl 1997, 33.
2) RZ 1996, 49; ÖA 1996, 124; EvBl 1997/103 uva.
3) EF 48.467; EF 50.371; EF 48.867.
4) Purtscheller/Salzmann, Unterhaltsbemessung 1993, Rz 261.
5) Schwimann, Unterhaltsrecht 47f, mwN.
6) LG Feldkirch, 1 R 179/00g (unveröffentlicht).
7) Pichler in Rummel, Rz 2 zu § 140 ABGB.
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Abzug gebracht werden darf, ist mE eine differenzierte Betrach-
tungsweise angebracht.
Wie bereits ausgeführt, steht die Berücksichtigung der Inflations-
rate in untrennbarer Wechselwirkung mit der Frage, in welchen
Fällen der Unterhaltspflichtige zur Befriedigung seiner Unterhalts-
verpflichtungen seinen Vermögensstamm verwerten muss. Es muss
hier auf die eingangs zitierte Judikatur zu dieser Frage verwiesen
werden. Diese wenngleich durchaus einzelfallspezifischen Judika-
turkriterien, die durchaus normativen Schwankungen unterliegen
und einen gewissen Wertungsspielraum beinhalten, sind ebenfalls
für die Beurteilung der Frage heranzuziehen, ob die Inflationsrate
bei den Kapitalerträgen „zum Nachteil“ des Unterhaltsberechtig-
ten in Abzug zu bringen ist.
Wenn etwa der angemessene Kindesunterhalt aus dem laufenden
Einkommen des Unterhaltspflichtigen selbst nach Abzug der Inflati-
onsrate abgedeckt wird, die Regelbedarfssätze bilden hier einen
gewissen Anhaltspunkt für das Angemessenheitskriterium, dann ist
es dem Unterhaltspflichtigen mE unter keinen Umständen zuzumu-
ten, den Stamm seines Kapitalvermögens anzugreifen, wenn unter
Berücksichtigung der Inflationsrate die angemessenen Unterhalts-
ansprüche vollständig befriedigt werden können. Die Regelbe-
darfssätze beim Kindesunterhalt machen daher deutlich, dass eine
Limitierung des angemessenen Unterhaltsanspruches der Höhe
nach zu erfolgen hat, um durch das Einziehen einer Luxusgrenze
einer Wohlstandsverwahrlosung im Bereich des Unterhaltsrechtes
bei Kindern vorzubeugen. Je größer die Differenz zwischen Unter-
halt lt Prozentsatz einerseits und Regelbedarf andererseits ist, desto
weniger ist der Unterhaltsverpflichtete gezwungen, den Stamm sei-
nes Vermögens heranzuziehen.
Gleiches gilt, wenn der Unterhaltspflichtige den Stamm seines Ver-
mögens nicht zur Befriedigung seiner eigenen Unterhaltsbedürf-
nisse heranzieht. Die Inflationsrate wäre daher von den Kapital-
erträgen iS der zuvor zitierten Judikatur in Abzug zu bringen,
wenn auch ein „pflichtbewusster Familienvater“ das Kapitalvermö-
gen vermehrt, um die Inflationsrate nicht zur Deckung der Unter-
haltsbedürfnisse heranzuziehen. Das wäre nach der Rsp insbeson-
dere dann der Fall, wenn der durch die abgegoltene Inflationsrate
im inneren Wert erhaltene Stamm des Kapitalvermögens dem Er-
werb oder der Altersversorgung des Unterhaltspflichtigen dient.
Der von der Rsp zitierte Gleichbehandlungsgrundsatz darf nicht zu
Lasten des Kapitalvermögens in sein Gegenteil verkehrt werden.
Wenn nämlich dem Unterhaltspflichtigen zugebilligt wird, den Ver-
mögensstamm nicht anzugreifen, soweit dieser zur Befriedigung
seines Wohnbedarfs notwendig ist, dann müsste das Gleiche auch
dann gelten, wenn aus den Erträgnissen des Kapitalvermögens
dieser Wohnbedarf abgedeckt wird, da es mE nicht einer sachli-
chen Differenzierung entsprechen würde, bei der Befriedigung des
Wohnbedürfnisses nach der Art des dazu verwendeten Vermö-
gens, somit zwischen Sachvermögen (zB Eigentumswohnung) und
Kapitalvermögen zu unterscheiden.

Es ist in diesem Zusammenhang darauf zu verweisen, dass bei-
spielsweise bei der Investition einer größeren Kapitalsumme in die
Wohnraumbeschaffung des Unterhaltspflichtigen die dann nicht
mehr zu erzielenden Kapitalerträge dem Unterhaltsberechtigten
bei der Berechnung des Unterhaltes mitunter in weiterem Umfang
verloren gehen, als bei Berücksichtigung der möglicherweise unter
dem Nominalzinssatz liegenden Inflationsrate. Hier tritt eine Un-
gleichbehandlung des Kapitalvermögens zu Lasten des Sachver-
mögens zu Tage, die von der Rsp nicht beachtet wird.

Wenn die Rsp dem Unterhaltspflichtigen unter Hinweis auf den
Gleichbehandlungsgrundsatz bei Kapitalerträgen keinen „inflati-
onsbedingten Bonus“ gewähren will, weil dieser auch bei anderen
Vermögenserträgnissen (etwa Einkünften aus Vermietung) nicht
vorgenommen wird und jede andere Betrachtungsweise nach Auf-
fassung der Rsp eine Besserstellung von Einkommen aus Kapital
gegenüber jenem aus Arbeit darstellen würde, was unterhaltsrecht-
lich abzulehnen ist, so kann dieser Argumentation aus mehreren
Gründen nicht gefolgt werden.8)

Zunächst ist darauf zu verweisen, dass unterhaltsrechtlich einem
Unterhaltspflichtigen zugestanden werden muss, jene Aufwendun-
gen unterhaltsmindernd tätigen zu können, die der Erhaltung der
Unterhaltsbemessungsgrundlage dienen. Dieser hier grob skiz-
zierte Grundsatz des Unterhaltsrechtes berücksichtigt die wechsel-
seitigen Interessen zwischen Unterhaltspflichtigem und Unterhalts-
berechtigtem. In der Rsp ist es durchaus anerkannt, dass bei den
einzelnen Einkommensquellen die damit in untrennbarem Zusam-
menhang stehenden Ausgaben, die der dauernden Sicherung die-
ser Einkünfte dienen, von der Unterhaltsbemessungsgrundlage in
Abzug gebracht werden können. Beispielsweise sei hier darauf
verwiesen, dass existenznotwendige berufliche Weiterbildungs-
kosten bei allen Berufsgruppen abzugsfähig sind.9)

Bei den Einkünften aus selbstständiger oder gewerblicher Tätigkeit
sind wirtschaftlich vertretbare Betriebsausgaben, wie Kammerbei-
träge, die auf Zwangsmitgliedschaften beruhen,10) aber auch dis-
ponible Ausgaben, wie Personalkosten,11) berufsbedingte Telefon-
kosten,12) Betriebsmittelkosten und Betriebsmittelkredite,13) Instand-
setzungs- und Verbesserungsaufwendungen14) sowie allgemeine
sinnvolle Investitionskosten, aufgeteilt auf ihre Nutzungsdauer,15)
abzugsfähig und daher unterhaltsmindernd zu berücksichtigen.

Gerade der von der Rsp zitierte Gleichbehandlungsgrundsatz
macht daher die Berücksichtigung der Inflationsrate bei Einkünften
erforderlich, da es auch Unterhaltspflichtigen mit Einkünften aus

8) Vgl FN 6.
9) ÖA 1992, 122 F 36; ÖA 1997, 123 U 176.

10) LGZ Wien EG 53.518; EF 77.340.
11) EF 70.997.
12) LGZ Wien EF 30.967.
13) LGZ Wien EF 48.072.
14) ÖA 1994, 101.
15) EvBl 1997/197; vgl NZ 1998, 317.
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Kapitalvermögen zugebilligt werden muss, ihre Einkunftsquelle auf
Dauer zu erhalten. Es geht hier nicht darum, Einkünfte aus Kapital-
vermögen zu privilegieren, sondern die Einkommensquelle auf
Dauer zu erhalten, da dies für den Unterhaltsberechtigten und für
den Unterhaltspflichtigen auf längere Sicht genauso existenznot-
wendig sein kann, wie abzugsfähige Investitions- und Erhaltungs-
kosten bei anderen Einkommensarten.

Auch bei Einkünften aus Kapitalvermögen kann vom Unterhalts-
pflichtigen mE erwartet werden, dass er sein Kapital möglichst
gewinnbringend investiert, wobei eine Veranlagung in festverzins-
liche, mündelsichere Wertpapiere jedem Unterhaltspflichtigen zu-
zumuten ist, sodass gegenwärtig bei nicht anderweitig benötigtem
Kapital jedenfalls eine über der Inflationsrate liegende Verzinsung
zu erreichen ist, die für die Unterhaltsbemessung herangezogen
werden kann. Bei hochverzinslichem Kapital sowie bei ertragrei-
chen Risikoveranlagungen fällt daher die Inflationsrate bei der
Unterhaltsbemessung nicht ins Gewicht.

Für die Unterhaltsbemessung sind nach höchstrichterlicher Judika-
tur auch jene Kapitalerträge zu berücksichtigen, die in unwiderruf-
lichen Privatstiftungen abreifen und nicht an den Stifter ausgeschüt-
tet werden. Diese Judikatur ist aus Sicht der Unterhaltsberechtigten
verständlich, da durch eine Auslagerung von Kapitalvermögen die
Unterhaltsbemessungsgrundlage nicht geschmälert werden soll.
Hier kommt der Anspannungsgrundsatz auch bei Einkünften aus
Kapitalvermögen zum Tragen.

Durch die Berücksichtigung der Inflationskomponente bei Kapital-
vermögen darf es nicht zu einer einseitigen Begünstigung des
Unterhaltspflichtigen kommen. Die Inflationsabgeltung darf sich
daher nicht einseitig zu Lasten des Unterhaltsberechtigten auswir-
ken. Der um die Inflationsrate gekürzte Zinsertrag ist daher der
Kapitalsumme bei künftigen Unterhaltsberechnungen hinzuzurech-
nen, sodass sich künftig die Kapitalerträge auf Basis des nominel-
len Kapitalbetrages ebenfalls erhöhen und bei sinkender Inflation
unter Berücksichtigung der Anspannungstheorie eine erhöhte Un-
terhaltsbemessungsgrundlage für die Berechnung des Unterhalts-
anspruches heranzuziehen ist.

Dieser Gedanke ist auch unterinstanzlichen Entscheidungen zu ent-
nehmen. Das KG Krems hat ausgesprochen, dass in Zeiten fort-
schreitender Geldentwertung die Zinsen wirtschaftlich zumindest
teilweise der Sicherung des Geldwertes dienen. Das Gericht fol-
gerte mit umgekehrten Vorzeichen daraus zutreffend, dass nur die
darüber hinausgehenden Zinserträge auf den Unterhalt des Kindes
anzurechnen sind. Die Zinseinkünfte des Kindes wurden daher nur
mit dem die Inflationsrate übersteigenden Teil als anspruchsmin-
dernd berücksichtigt.16)

Der OGH vertritt in einer erst vor kurzem ergangenen Entscheidung
die Ansicht, dass Vermögenserträgnisse als Einkommen zur Gänze
in die Unterhaltsbemessungsgrundlage einzubeziehen und ist nicht
etwa ein bestimmter Teil hievon – etwa als Abgeltung der Inflation –

rechnerisch dem Kapital hinzuzuschlagen. Der Unterhaltspflichtige
kann nicht verlangen, dass ihm die innere Kaufkraft seines Ver-
mögens ständig erhalten bleibt. Der vom Bekl angestrebte Abzug
eines Teiles der Zinserträge von der Unterhaltsbemessung könnte
nämlich dann, wenn die Zinserträgnisse zur Gänze notwendig
wären, um die innere Kaufkraft des Kapitals zu erhalten, dazu füh-
ren, dass der Unterhaltsberechtigte überhaupt nicht an den Vermö-
genserträgnissen teilnimmt, der Unterhaltspflichtige aber zur
Gänze die innere Kaufkraft seines Vermögens behielte.17)

IV. Zusammenfassung

Zusammenfassend ist daher festzuhalten, dass eine Berücksichti-
gung der Inflationskomponente bei Einkünften aus Kapitalvermö-
gen immer dann zu erfolgen hat, wenn der Unterhaltspflichtige in
rechtlicher Hinsicht nicht dazu verhalten werden kann, seinen Ver-
mögensstamm anzugreifen, um seine Unterhaltsverpflichtungen zu
erfüllen. Die Abgeltung der Inflation dient daher der Erhaltung des
Vermögensstammes. Unter dem Blickwinkel der Gleichbehandlung
ist es daher auch dem Unterhaltspflichtigen mit Einkünften aus
Kapitalvermögen zuzugestehen, jene Aufwendungen anspruchs-
mindernd von der Unterhaltsbemessungsgrundlage in Abzug zu
bringen, die der Erhaltung der Einkommensquelle dienen, wie dies
bei anderen Einkunftsarten zumindest grundsätzlich in der Judika-
tur anerkannt ist. Dies gilt umso mehr, wenn auch bei anspruchs-
mindernder Berücksichtigung der Inflationsrate eine angemessene
Befriedigung der Unterhaltsansprüche zu erwarten ist. Gerade im
Hinblick auf § 140 Abs 3 ABGB ist darauf zu verweisen, dass Ka-
pitalerträge auch auf Seiten des Unterhaltsberechtigten anspruchs-
mindernd zu berücksichtigen sind. Auch hier sollten jedoch nur
jene Kapitalerträge anspruchsmindernd berücksichtigt werden, die
nicht dem Erhalt des inneren Kapitalwertes dienen. Durch die
Berücksichtigung der Inflationsrate kommt es nicht zu einer einsei-
tigen Benachteiligung des Unterhaltsberechtigten, wenn die sol-
cherart ausgeschiedenen Teile der Kapitalerträge dem Kapitalver-
mögen nominell hinzugezählt werden, sodass die künftigen Kapi-
talerträge gerade bei festverzinstem Kapitalvermögen von einem
nominell höheren Kapitalvermögen zu errechnen sind. Die an-
spruchsmindernde Berücksichtigung der Inflationsrate liegt daher
in vielen Fällen auch im Interesse des Unterhaltsberechtigten, da
bei fortlaufender Entwertung des Kapitalvermögens auch die aus
den Kapitalerträgen resultierenden Unterhaltsansprüche entwertet
werden.

Die gegenteilige Rsp des OGH ist daher in diesem Punkt zu undif-
ferenziert, wenngleich zuzugestehen ist, dass durchaus Fallkonstel-
lationen denkbar sind, in denen der Unterhaltspflichtige seinen
Vermögensstamm zur Befriedigung seiner Unterhaltsverpflichtun-

16) Vgl KG Krems, 1a R 125/48 = EFSlg 44.982.
17) Vgl OGH v 23. 11. 2000, 2 Ob 295/00x.
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gen heranzuziehen hat. Die Rechtsansicht des OGH hat jedoch
auch zur Konsequenz, dass abreifende Zinsen beim Unterhalts-
berechtigten in vollem Umfang anspruchsmindernd zu berücksich-
tigen sind. Bei einer entsprechend hohen Inflationsrate führt dies
beim Unterhaltsberechtigten neben einem inneren Kaufkraftverlust

seines Kapitalvermögens zusätzlich zu einer Reduzierung seiner
Unterhaltsansprüche. Die gegenteilige Rsp des KG Krems erscheint
in diesem Punkt sachgerechter, da sie dem Unterhaltsberechtigten
die innere Kaufkraft seines Kapitalvermögens neben einem nomi-
nell höheren Unterhaltsanspruch erhält.

ao. Univ.-Prof. Dr. Wolfgang Zankl, Wien/Graz

OGH erlaubt meta-tags im Internet
Kurze Bemerkungen zu meta-tagging, word-stuffing und spamming

Meta-tags sind verdeckte Suchbegriffe auf websites. Der OGH hat
dazu nun erstmals unter marken- und wettbewerbsrechtlichen Ge-
sichtspunkten Stellung genommen und das meta-tagging im konkre-
ten Fall zugelassen. Damit liegt nach den zahlreichen Fällen zum
domain-grabbing und der viel beachteten Entscheidung zur Ver-
antwortlichkeit für links auf fremde homepages1) weitere Judikatur
zu privatrechtlichen Aspekten des Internet2) vor, wodurch das welt-
weite Netz – nachdem diesbezüglich oft von einem „rechtsfreien
Raum“ die Rede war – juristisch allmählich engmaschiger wird.

Meta-tags sind Begriffe, die nicht auf der sichtbaren Darstellung,
sondern auf dem Quelltext einer homepage programmiert wer-
den.3) Sie sind dadurch zwar für Suchmaschinen, nicht aber für
den Besucher der homepage (direkt) wahrnehmbar. Durch die Ver-
wendung von meta-tags kann die Zugriffsfrequenz einer home-
page signifikant erhöht werden, indem zB Begriffe wie Sex oder
Erotik platziert werden, die erfahrungsgemäß besonders häufig im
Internet gesucht werden. Gibt ein user einen solchen Begriff in eine
Suchmaschine ein, so erstellt diese eine Trefferliste, die nicht nur
die einschlägigen websites, sondern auch jene enthält, die ganz
andere Inhalte aufweisen, aber eben entsprechende meta-tags pro-
grammiert haben. Der user wird dadurch gewissermaßen umgelei-
tet: Er sucht Sex, gelangt aber im Wege der meta-tags auf die
homepage eines Unternehmens, das mit Büchern und CDs handelt,
und beschließt daher vielleicht, seine Suche später fortzusetzen
und – weil er sich nunmal schon auf der Seite des Buchhändlers
befindet – ein entsprechendes Produkt zu bestellen. Ähnliche
Manipulationen können auftreten, wenn die Marke oder Bezeich-
nung eines Mitkonkurrenten als meta-tag verwendet wird: Ein user
will zum Unternehmen A, gibt daher dessen Bezeichnung in die
Suchmaschine ein, gerät aber über die Trefferliste auf die Seite des
Unternehmens B, weil dieses den Begriff A als meta-tag platziert
hat.
Eine ähnliche Möglichkeit verdeckter Einflussnahme auf Such-
maschinen existiert in Form des sog „word-stuffing“ Dabei wird ein
im Text vorkommender Begriff in derselben Farbe programmiert

wie der Hintergrund der homepage, was wiederum dazu führt,
dass dieser Begriff zwar für Suchmaschinen, nicht aber für das
menschliche Auge wahrnehmbar ist.4) Ein wesentlicher Unter-
schied zwischen meta-tags und dem word-stuffing liegt allerdings
darin, dass dieses auf dem Normaltext der homepage erfolgt,
während sich die meta-tags im Quelltext befinden. Dies ist wie-
derum deshalb von Bedeutung, weil Suchmaschinen die Relevanz
einer website in der Regel höher bewerten, wenn sich ein Begriff
(auch) in den meta-tags befindet. Wenn also das Unternehmen A
bestimmte Begriffe, die seine Tätigkeit betreffen, nur im Normaltext
verwendet, Unternehmen B dieselben Begriffe aber auch in den
meta-tags, so wird die Suchmaschine, in die einer dieser Begriffe
eingegeben wird, die homepage des Unternehmens B in der Rei-
henfolge der generierten Treffer (links) früher reihen. Damit steigt
naturgemäß auch die Wahrscheinlichkeit, dass user, die sich zum
Auffinden dieser Begriffe einer Suchmaschine bedienen, zuerst
auf die homepage des Unternehmens B gelangen, was klarerweise
einen gewissen Wettbewerbsvorteil bedeutet.

Fälle dieser Art sind in der ausländischen Judikatur schon des
Öfteren vorgekommen.5) Bekannt geworden ist dabei vor allem ein
Verfahren, das vom amerikanischen Playboy-Magazin gegen ein
ehemaliges Playboy-Modell angestrengt wurde6). Sie hatte auf

1) OGH 19. 12. 2000, 4 Ob 274/00y (dazu Zankl, Haftung für Hyper-
links im Internet, ecolex 2001, 354; derselbe, Verantwortlichkeit für
fremde Internetinhalte, demnächst in ÖJZ 2001).

2) Siehe dazu auch Zankl, Zivilrecht und e-commerce, demnächst in ÖJZ
2001.

3) Vgl die ausführliche technische Beschreibung bei Thiele, Meta-Tags und
das österreichische Wettbewerbsrecht, ÖJZ 2001, 168.

4) Praktiken dieser Art, welche – wie das meta-tagging, das word-stuffing
und das sog keyword-advertising – darauf abzielen, Ergebnisse von
Suchmaschinen zu manipulieren, werden als search-engine-spamming
bezeichnet (vgl Seidelberger, Wettbewerbsrecht und Internet, RdW
2000, 500).

5) Vgl zB OLG München 6. 4. 2000, CR 2000, 461; LG Frankfurt/M.
3. 12. 1999, CR 2000, 462; EuGH 23. 2. 1999, ÖBl 1999, 250.

6) Nachweise auf www.terrywelles.com.
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ihrer Homepage ua die Bezeichnungen „Playboy“ und „Playmate“
platziert, und zwar sowohl im Text wie auch als meta-tags. Die
amerikanischen Gerichte sahen dies als sachlich gerechtfertigt an
(„fair use“), weil das Modell 1981 „Playmate of the Year“ war.
Die Bezeichnung Playboy sei daher in fairer Art und Weise als
meta-tag verwendet worden.
Mit einem anderen Sachverhalt, aber einem ähnlichen Rechtsprob-
lem, hatte sich nunmehr auch der Oberste Gerichtshof zu befas-
sen. Es ging in der Entscheidung 4 Ob 308/00y vom 19. 12.
20007) – vereinfacht gesagt – um eine Marke für eine bestimmte
Stahlstempelungsmaschine. Das entsprechende Patent war von der
Klägerin aus der Konkursmasse des Beklagten erworben worden,
worauf in der Referenzliste auf der homepage des Beklagten auch
hingewiesen wurde (”sold to . . .”). Die Klägerin verlangte vom
Beklagten die Unterlassung der Verwendung ihrer Marke als meta-
tag, wurde vom OGH aber abgewiesen.
Das Höchstgericht ging davon aus, dass der Beklagte ein berech-
tigtes Interesse habe, potenzielle Kunden darüber zu informieren,
welche Erfindungen er gemacht habe und dass er auch Erfinder
von technischen Vorrichtungen sei, die nunmehr andere Unterneh-
men (ua eben die Klägerin) nutzen. Das damit berechtigte Inte-
resse des Beklagten, die Marke zu gebrauchen (§ 10 Abs 3
MSchG), und die Tatsache, dass dadurch kein unzutreffender Ein-
druck erweckt werde, schließen es nach Ansicht des OGH auch
aus, die Verwendung der Marke als wettbewerbswidrig iSd UWG
zu qualifizieren. Im Ergebnis wurde daher dem Beklagten gestat-
tet, die fremde Marke weiterhin als meta-tag zu nennen.
Die Argumentation erinnert an jene im oben erwähnten Playboy-
Fall („fair use“) und mag im Hinblick auf die konkrete Interessen-
lage auch richtig sein.8) Offen bleiben damit freilich jene – eben-
falls bereits erwähnten – Fälle, in denen völlig sachfremde Begriffe
als meta-tags platziert werden. Klar ist diesbezüglich jedenfalls,
dass sich entsprechende Homepage-Betreiber damit Wettbewerbs-

vorteile gegenüber Mitbewerbern verschaffen, die sich darauf
beschränken, sachbezogene Begriffe als meta-tags zu verwenden.
Es könnte daher eine Subsumtion unter § 2 UWG (Irreführung)
erwogen werden. Ähnliches gilt für die oben erwähnten Varianten
(A platziert die Bezeichnung seines Konkurrenten B ohne sachliche
Rechtfertigung als meta-tag), welche überdies Parallelen zu den
Fällen sittenwidriger Absatzbehinderung im Sinne der General-
klausel des § 1 UWG aufweisen.9)

Dass die Umleitung potenzieller Kunden und die damit einher-
gehende unaufgeforderte Einflussnahme auf deren Kontrahierungs-
bereitschaft normativ eher skeptisch zu beurteilen ist, zeigt schließ-
lich auch § 101 TKG. Danach ist die Zusendung von elektronischer
Post (e-mails) zu Werbezwecken an die vorherige Zustimmung des
Empfängers gebunden. Die Bestimmung kann damit zwar nicht
unmittelbar angewendet werden, weil es hier nicht um Werbezu-
sendungen, sondern um einen Vorgang geht, der vom user selbst
initiiert wird. Immerhin wird er aber auch hier in gewisser Hinsicht
mit Werbung oder zumindest kommerzieller Information konfron-
tiert, zu deren Wahrnehmung in elektronischer Form er sich nicht
bereit erklärt hat, wenn er in Wirklichkeit ganz andere Inhalte
sucht. Es bleibt daher abzuwarten, inwieweit die österreichische
Rechtsprechung auch derartige Geschäftspraktiken als wettbe-
werbskonform toleriert.

7) Bereits veröffentlicht auf dem vom Autor geleiteten juristischen Online-
Nachrichtendienst www.njus.at.

8) Obwohl nicht ganz einzusehen ist, warum der Beklagte die fremde
Marke ausgerechnet als meta-tag verwenden muss. Seinen als berech-
tigt erachteten Interessen wäre wohl auch durch eine Programmierung
nur auf dem sichtbaren Teil der homepage entsprochen.

9) Vgl im Einzelnen Seidelberger, RdW 2000, 500; Thiele, ÖJZ 2001,
168; aus der deutschen Literatur: Menke, Die Verwendung fremder
Kennzeichen in Meta-Tags: Ein Fall für das Kennzeichen- und/oder das
Wettbewerbsrecht? WRP 1999, 982; Kur, Metatags – pauschale Ver-
urteilung oder differenzierende Betrachtung? CR 2000, 448.
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DDr. Alexander Egger, Luxemburg1)

Vergaberecht: Jüngere Entwicklungen in der Rechtsprechung
des EuGH

I. Einleitung

Die Judikatur des EuGH zum Vergaberecht in den vergangenen
Monaten lässt es gerechtfertigt erscheinen, sie nach inhaltlichen
Aspekten aufbereitet zu präsentieren. Wie schon in der Vergan-
genheit war und ist Österreich auch im laufenden Gerichtsjahr
gerade im Vergaberecht ein guter Kunde Luxemburgs.2) Gegliedert
nach Verfahrenstyp halten sich Vorabentscheidungsersuchen und
Vertragsverletzungsverfahren mit 5:6 ungefähr die Waage, wobei
Letztere alle denselben Mitgliedstaat, nämlich Frankreich, betref-
fen. Was den Gegenstand der Verfahren angeht, ist das Spektrum
recht weit. So waren Auslegungsfragen betreffend die Baukoordi-
nierungsrichtlinien (BKR),3) die Liefer- (LKR),4) die Dienstleistungs-
(DKR),5) die Sektorenrichtlinie (SKR)6) und das Primärrecht7) sowie
im Zusammenhang mit der RL 77/187/EWG zur Angleichung
der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Wahrung von
Ansprüchen beim Übergang von Unternehmen, Betrieben oder Be-
triebsteilen8) zu beantworten.9) Die Vertragsverletzungsverfahren
hatten – wenig spektakulär – die nicht fristgerechte Umsetzung
einer GPA-Anpassungsrichtlinie10) sowie – inhaltlich sehr aufschluss-
reich – eine Reihe von konkreten Vergaben im Rahmen der BKR11)
und der SKR12) zum Gegenstand, wobei es um Bauaufträge ging.

II. Die einschlägigen Urteile

1. Begriff des Auftraggebers

In mehreren Verfahren hatte der EuGH den Begriff des Auftrag-
gebers in Art 1 Buchstabe b der BKR, LKR und DKR und Art 1 Nr 1
SKR auszulegen, und zwar den der sog „Einrichtungen des öffent-
lichen Rechts“. Dabei ging es um das dritte13) von drei Kriterien, dh
die staatliche Beherrschung der betreffenden Einrichtung.14)
Die Rs C-380/98 betraf die alternative überwiegende Finanzie-
rung einer universitären Einrichtung. Der EuGH nimmt eine solche
jedenfalls dann an, wenn die Mittel für Forschung und Stipendien
(Rz 26) dienen und ihnen keine Gegenleistung gegenübersteht
(Rz 24). Überwiegend ist die Finanzierung dann, wenn sie zu
mehr als der Hälfte erfolgt (Rz 32), wobei vom Haushaltsjahr der
Ausschreibung auszugehen ist und spätere Änderungen unberück-
sichtigt bleiben (Rz 44).
Die Rs C-237/99 betraf die Aufsicht über die Leitung französischer
Sozialwohnungsaktiengesellschaften (SA HLM). Für den EuGH ist
entscheidend, ob durch die Aufsicht Entscheidungen in Bezug auf
öffentliche Anträge beeinflusst werden können (Rz 59). Im konkre-
ten Fall reichte die Befugnis der Minister über eine bloße Recht-
mäßigkeitskontrolle hinaus und erlaubte ihnen, das Geschäfts-
führungsprofil vorzugeben. Dazu kam die Inspektion durch eine
besondere Dienststelle (Rz 52 bis 58).

2. Erfasste Vergaben

In der Rs C-337/98 ging es um die Frage, welcher Zeitpunkt dafür
entscheidend ist, welches Recht anzuwenden ist. Der EuGH kam
zur Auffassung, dass nicht der Zeitpunkt der Auftragsvergabe, son-
dern der Zeitpunkt maßgeblich ist, in dem die jeweils relevante Ent-
scheidung getroffen wird (Rz 37), also etwa über die Einleitung
oder die Aufnahme von Verhandlungen über wesentliche Vertrags-
bestimmungen.
Die Rs C-324/98 gab dem EuGH die Gelegenheit zu klären,
dass die SKR nicht für öffentliche Dienstleistungskonzessionen gilt
(Rz 56 der berichtigten Fassung), wobei das entscheidende Merk-
mal von Konzessionen im Recht des Konzessionärs auf Verwertung
der Leistung besteht (Rz 58).
In der Rs C-16/98 hatte der EuGH nachzuprüfen, ob bestimmte
Aufträge zu Recht in Losen vergeben werden durften. Dabei hatte
er sich mit der Schwellenwertberechnung für Wartungs- und Erwei-
terungsarbeiten an bestehenden Stromversorgungs- und Straßen-
beleuchtungsnetzen auseinander zu setzen (Art 14 SKR). Für den
EuGH kommt es auf die wirtschaftliche und technische Funktion des
Auftragsgegenstandes an (Rz 38). Es handelt sich selbst dann um
ein einziges Bauwerk, wenn mehrere Auftraggeber jeweils einen

1) Référendaire bei Generalanwältin Dr. Christine Stix-Hackl, EuGH.
2) Von den bereits entschiedenen Fällen s nur die beiden Urteile v 7. 12.

2000 aufgrund von Vorlagen des Bundesvergabeamtes in der Rs
C-324/98, Telaustria, und in der Rs C-94/99, ARGE Gewässerschutz
(beide noch nicht in der amtlichen Slg veröffentlicht).

3) Urteil v 3. 10. 2000 in der Rs C-380/98, University of Cambridge
(noch nicht in der amtlichen Slg veröffentlicht).

4) Rs C-380/98.
5) Rs C-380/98 und Rs C-94/99.
6) Rs C-324/98.
7) Rs C-324/98 und Rs C-94/99.
8) ABl L 61/26.
9) Urteil v 25. 1. 2001 in der Rs C-172/99, Liikenne (noch nicht in der

amtlichen Slg veröffentlicht).
10) Urteil v 8. 3. 2001 in der Rs C-97/00 (noch nicht in der amtlichen Slg

veröffentlicht).
11) Urteil v 26. 9. 2000 in der Rs C-225/98 (noch nicht in der amtlichen

Slg veröffentlicht) und Urteil v 1. 2. 2001 in der Rs C-237/99 (noch
nicht in der amtlichen Slg veröffentlicht).

12) Urteile v 5. 10. 2000 in der Rs C-16/98 (noch nicht in der amtlichen
Slg veröffentlicht) und in der Rs C-337/98 (noch nicht in der amtlichen
Slg veröffentlicht).

13) Dieses sieht wiederum drei Alternativen vor: überwiegende Finanzie-
rung durch Staat, Gebietskörperschaften oder andere Einrichtungen
des öffentlichen Rechts; der Aufsicht hinsichtlich der Leitung unterliegen;
Ernennung der Mehrheit der Mitglieder leitender Organe.

14) Erstens: Gründung zu besonderem Zweck, im Allgemeininteresse lie-
gende Aufgaben zu erfüllen, die nicht gewerblicher Art sind; zweitens:
Rechtspersönlichkeit.
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Teil vergeben wollen (Rz 42). Als Beispiel nennt er den Bau einer
Straße durch mehrere Gebietskörperschaften, der von diesen
Einrichtungen vergeben werden soll (Rz 45). Nach einer sehr
genauen Prüfung kam der EuGH zum Ergebnis, dass Stromversor-
gung und Straßenbeleuchtung voneinander getrennt vergeben
werden durften (Rz 56). Dasselbe gilt für die weitere Aufteilung der
Straßenbeleuchtung, weil es sich nicht um ein Netz mit der glei-
chen wirtschaftlichen und technischen Funktion handelt (Rz 70).
Hingegen durfte die Stromversorgung nicht aufgeteilt werden, weil
Indizien für die Zusammenfassung sprechen, wie die gleichzeitige
Einleitung der Verfahren, die Ähnlichkeit der Bekanntmachungen
und die Koordinierung durch dieselbe Stelle (Rz 65).

3. Gleichbehandlung

Gleich in mehreren Verfahren nahm der EuGH zum Gebot der
Gleichbehandlung Stellung. In der Rs C-94/99 legte er den Grund-
satz des Art 3 Abs 2 DKR dahin gehend aus, dass grundsätzlich
auch subventionierte Einrichtungen als Bieter an Vergabeverfahren
teilnehmen dürfen (Rz 28), jedoch unter besonderen Umständen
des Einzelfalls ausgeschlossen werden dürfen (Rz 29). Als Beispiel
nannte der EuGH den Fall, dass ein Unternehmen die Beihilfe zu-
rückzuzahlen hat und das seine finanzielle Leistungsfähigkeit ge-
fährdet (Rz 30).

In der Rs C-16/98 stellte er fest, dass das in Art 4 Abs 2 SKR aus-
drücklich normierte Gebot auch in Bezug auf potenzielle Bieter gilt
(Rz 107ff).

In mehreren Verfahren griff der EuGH in Bezug auf die Gleichbe-
handlung auch auf das Primärrecht zurück, insbesondere auf das
Diskriminierungsverbot (so in den Rs C-324/98 und Rs C-94/99)
sowie auf die Dienstleistungsfreiheit (C-95/99).

4. Bekanntmachungen, Verfahrensart, Eignung
und Zuschlagskriterien

Eine Klärung zur Rechtsnatur der Vorinformation, dh der sog nicht
verbindlichen Bekanntmachung (diesfalls gem Art 11 Abs 1 der
BKR) brachte die Rs C-225/98. Darin stellte der EuGH fest, dass
keine Verpflichtung besteht, eine solche Vorinformationen zu erstel-
len. Macht der Auftraggeber davon Gebrauch, verkürzen sich
dadurch die Fristen für den Eingang der Angebote (Rz 49).

In diesem Verfahren bekräftigte der EuGH ferner die Verpflichtung,
die Zuschlagskriterien anzugeben, und zwar entweder in der Ver-
gabebekanntmachung oder in den Verdingungsunterlagen; der
Verweis auf eine Bestimmung der nationalen Gesetzgebung reicht
jedenfalls nicht (Rz 73). In der Rs C-225/98 ging es um eine
Bekanntmachung, in der auf Klassifizierungen nationaler Berufs-
verbände Bezug genommen wurde. Darin sah der EuGH eine ver-
steckte Diskriminierung, die gegen die Dienstleistungsfreiheit ver-
stößt (Rz 83). Dagegen verstößt des Weiteren die Voraussetzung,
in ein nationales Berufsregister eingetragen zu sein (Rz 90).

In zwei Verfahren (Rs C-16/98 und Rs C-337/98) erfolgte gleich
gar kein nach der SKR erforderlicher Aufruf zum Wettbewerb, also

zB keine Ausschreibung. In der Rs C-337/98 wurde nämlich ohne
Vorliegen der Voraussetzungen ein Verhandlungsverfahren ohne
vorherigen Aufruf zum Wettbewerb durchgeführt.

Um die Nachinformationspflicht, dh die Bekanntgabe des Ergeb-
nisses, ging es in zwei weiteren Verfahren. Während in der Rs
C-16/98 ein Verstoß gegen Art 24 SKR festgestellt wurde, weil
keine Mitteilung des Ergebnisses an die Kommission erfolgte
(Rz 91), fehlte es in der Rs C-225/98 an der Übermittlung der Ver-
gabevermerke gem Art 8 Abs 3 BKR und an der Veröffentlichung
der nachträglichen Information gem Art 11 Abs 5 BKR (Rz 94).

Um die korrekte Anzahl der zugelassenen Bieter nach Art 22 BKR
ging es in der Rs C-225/98. Nach dem EuGH gibt es eine Min-
destzahl nur, wenn eine Marge festgesetzt wird (Rz 59).

Eine Aufhellung der unterschiedlich interpretierten Beentjes-Urteils
brachte die Rs C-225/98. Danach darf eine mit dem Kampf gegen
die Arbeitslosigkeit zusammenhängende Bedingung als Zuschlags-
kriterium verwendet werden (Rz 50). Der EuGH ging dabei davon
aus, dass es schon in Beentjes um ein Zuschlagskriterium ging
(Rz 52).

5. Rechtsschutz

Die Rs C-225/98 ist schließlich noch für die Prozessvertretung der
Mitgliedstaaten von Interesse. Darin stellte der EuGH fest, dass
die Kommission in einem Vertragsverletzungsverfahren die Einzel-
heiten auch erst in der mit Gründen versehenen Stellungnahme
genauer darlegen kann (Rz 72).

6. Betriebsübergang und Vergaberecht

In der Rs C-172/99 entschied der EuGH, dass die Betriebsüber-
gangsrichtlinie anwendbar ist, wenn ein Unternehmen einen Auf-
trag erhält, den vorher ein anderes Unternehmen ausgeführt hat
(Rz 25). Der für die Anwendbarkeit dieser Richtlinie erforderliche
Übergang kann auch dann vorliegen, wenn zwischen dem alten
und dem neuen Auftragnehmer keine unmittelbare vertragliche
Beziehung besteht (Rz 28), sofern eine „auf Dauer angelegte wirt-
schaftliche Einheit übergegangen ist“ (Rz 31). Im konkreten Fall
fehlte es allerdings am Übergang der für die konkrete Leistung
(Linienbusverkehr) unerlässlichen Betriebsmittel in nennenswertem
Umfang (Rz 42).

CCBE Statement of position on
Lawyers’ confidentiality
Vom Rat der Anwaltschaften der Europäischen Union (CCBE)
wurde mitgeteilt, dass das am 22. 2. 2001 angenommene „CCBE
Statement of position on Lawyers’ confidentiality“ von der Internet-
Homepage des CCBE http://www.ccbe.org unter Dokumente,
„Lawyers’ Confidentiality“, in Englisch oder Französisch abgerufen
werden kann.
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Terminübersicht – Seminare
September

Oktober

4. und 18. 9. Seminarreihe Steuerrecht:
9. Bundesabgabenordnung
Seminar-Nr: 20010904/8 WIEN

5. 9. bis 7. 11. Anglo-amerikanische Rechtssprache
für Rechtsanwälte
Seminar-Nr: 20010905/8 WIEN

7. bis 8. 9. Abgabenrecht
Seminar-Nr: 20010907/3 ST. GEORGEN i.A.

7. bis 8. 9. Strafverfahren II
Seminar-Nr: 20010907/8 WIEN

13. bis 15. 9. Der Rechtsanwalt als Unternehmer
Seminar-Nr: 20010913/8 WIEN

14. bis 15. 9. Strafverfahren
Seminar-Nr: 20010914/6 INNSBRUCK

14. bis 15. 9. Verwaltungsverfahren und
VfGH- und VwGH-Beschwerde
Seminar-Nr: 20010914/3 ST. GEORGEN i.A.

14. bis 15. 9. Standesrecht
Seminar-Nr: 20010914/8 WIEN

21. bis 22. 9. Aktuelle Praxis der Strafverteidigung
Seminar-Nr: 20010921/7 FELDKIRCH

21. bis 22. 9. Allgemeines Verwaltungsverfahrensrecht,
die Gerichtsbarkeit des öffentlichen Rechts
am Beispiel eines konkreten Falles
Seminar-Nr: 20010921/5 GRAZ

21. bis 22. 9. Be up to date im
Verwaltungsverfahren!
Seminar-Nr: 20010921/3 SALZBURG

21. bis 22. 9. Gesellschaftsrecht II
(Der Gesellschaftsvertrag –
Schwerpunkt GmbH)
Seminar-Nr: 20010921/8 WIEN

28. bis 29. 9. Erbrecht und Vermögensnachfolge
Seminar-Nr: 20010928/8 WIEN

2. 10. Seminarreihe Steuerrecht:
10. Unternehmens- und Anteilskauf
Seminar-Nr: 20011002/8 WIEN

4. 10. Fragetechnik für Rechtsanwälte
Seminar-Nr: 20011004/4 SALZBURG

4. bis 6. 10. Europarecht
Seminar-Nr: 20011004/8 WIEN

Verwaltungsverfahren und VfGH-
und VwGH-Beschwerde

awak.basic

Dies ist ein Basisseminar zur Vermittlung eines Überblicks über die
Strukturen und Grundsätze des Verwaltungsverfahrens.
Darauf aufbauend werden Inhalt und Form von Anträgen und Be-
schwerden an den VfGH und VwGH behandelt.

Termine: Freitag, 14. 9. 2001, bis Samstag, 15. 9. 2001 =
3 Halbtage
Planung: Univ.-Prof. Dr. Bruno Binder, RA in Linz
Referenten: Univ.-Prof. Dr. Bruno Binder, RA in Linz
Dr. Kurt Lichtl, RA in Linz
Seminarort: St. Georgen im Attergau

Seminar-Nr: 20010914/3

Allgemeines Verwaltungsverfahrensrecht,
die Gerichtsbarkeit des öffentlichen Rechts
am Beispiel eines konkreten Falles

awak.basic

Das Seminar soll die Besonderheiten des Verwaltungsverfahrens-
rechts ins Bewusstsein rufen. Anhand eines Baurechtsfalles sollen
Fragen der Zuständigkeit, der Parteistellung, der Befangenheit, des
Ermittlungsverfahrens, der Rechtskraft sowie die Möglichkeit der
Bekämpfung von Bescheiden dargelegt werden.
Weiters soll auf die Besonderheiten des durch die AVG-Novelle
1998 eingeführten Großverfahrens eingegangen werden.

Termine: Freitag, 21. 9. 2001, bis Samstag, 22. 9. 2001 =
3 Halbtage
Planung: Dr. Elisabeth Simma, RA in Graz

5. bis 6. 10. Die Ehescheidung und ihre Folgen
Seminar-Nr: 20011005/8 WIEN

12. 10. Grundzüge der Bilanzanalyse
und Unternehmensbewertung
Seminar-Nr: 20011012/7 DORNBIRN

12. bis 13. 10. Die Ehescheidung und ihre Folgen
Seminar-Nr: 20011012/5 GRAZ

12. bis 13. 10. Standes- und Honorarrecht
Seminar-Nr: 20011012/3 ST. GEORGEN i.A.

16. 10. Seminarreihe Steuerrecht:
11. Liegenschaftsverkehr und Steuern
Seminar-Nr: 20011016/8 WIEN

18. bis 20. 10. Anwaltliches Know-how im Steuerrecht.
Ein praxisorientiertes Seminar.
Seminar-Nr: 20011018/2 MELK

19. bis 20. 10. Exekutionsrecht
Seminar-Nr: 20011019/8 WIEN
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Referenten: Univ.-Prof. Hofrat Dr. Gerhard Wielinger, Landesamts-
direktor
Hofrat Dr. Peter Frank, Steiermärkische Landesregierung
Seminarort: Graz
Seminar-Nr: 20010921/5

Be up to date im Verwaltungsverfahren!
awak.update

Gegenstand des Seminars ist die Vermittlung der Kenntnis des
aktuellen Standes in den für die anwaltliche Praxis wichtigsten
Verwaltungsverfahren unter Berücksichtigung der teilweise durch-
greifenden Änderungen und der aktuellen Judikatur.
Im Bereich des allgemeinen Verwaltungsverfahrens hat die Verfah-
rensnovelle 1998 das Recht der Mehrparteienverfahren tiefgrei-
fend geändert und das Recht des UVS-Verfahrens neu gefasst. Es
werden die Novelle selbst und die Judikatur zu dieser sich im
gesamten Anlagenrecht auswirkenden Novelle vorgestellt und ihre
Auswirkungen auf die Praxis diskutiert.
Die Gewerbeordnungs-Novelle 2000 brachte wesentliche Neue-
rungen in der Umsetzung einschlägiger EU-Richtlinien, wie die Ein-
führung abgekürzter Verfahrensarten, Verfahrensvereinfachungen
und Zuständigkeitskonzentration sowie zusätzliche Pflichten für die
Betreiber bestimmter Anlagen. Die aktuelle Judikatur zum Betriebs-
anlagenrecht und zum „Berufsrecht“ der GewO (zB Geschäftsfüh-
rer) wird vorgestellt. Weiters wird auf die Neuerungen im Umwelt-
verträglichkeitsprüfungsgesetz hinsichtlich gewerblicher Betriebs-
anlagen eingegangen.
Durch die Abfallwirtschaftsgesetz-Novelle 2000 wurde das ge-
samte Deponierecht vom Wasserrechtsgesetz in das Abfallwirt-
schaftsgesetz übernommen. Wesentliche Änderungen betreffen
Anpassungen an Richtlinien der EU und führen zu zusätzlichen
Anforderungen an das Genehmigungsverfahren. Im Bereich der
Altlastensanierung wird insbesondere auf die Haftungsproblematik
und die diesbezügliche neueste Judikatur eingegangen.

Termine: Freitag, 21. 9. 2001, bis Samstag, 22. 9. 2001 =
3 Halbtage
Planung: Dr. Peter Bleiziffer, RA in Salzburg
Referenten: Dr. Wolfgang Berger, RA in Wien
Dr. Christian Schmelz, RA in Wien
Dr. Harald Schwendinger, RA in Salzburg
o.Univ.-Prof. Dr. Harald Stolzlechner, Universität Salzburg
o.Univ.-Prof. Dr. Ewald Wiederin, Universität Salzburg
Seminarort: Salzburg
Seminar-Nr: 20010921/4

Gesellschaftsrecht II
(Der Gesellschaftsvertrag – Schwerpunkt GmbH)

awak.special

Das Seminar soll die Teilnehmer mit grundsätzlichen Fragen der
gesellschaftsrechtlichen Vertragspraxis vertraut machen: Was ist
bei der Verfassung von Gesellschaftsverträgen zu bedenken?
Gesellschaftsvertrag (Mindesterfordernisse, fakultative Bestand-
teile), Gründung einer GmbH (fakultative Bestandteile), Gründung
einer GmbH, Kapitalaufbringung (Bareinlagen, Sacheinlagen),
Gesellschafterversammlung (Formalvorschriften, Gesellschafterbe-
schlüsse), Sondervereinbarungen (Sonderrechte/-pflichten), Syndi-
katsverträge), Gewinnverteilung, Geschäftsanteile (Übertragung,
Teilung, Vererbung, Vorkaufs- und Aufgriffsrechte, Formvorschrif-
ten, steuerliche Aspekte).

Termine: Freitag, 21. 9. 2001, bis Samstag, 22. 9. 2001 =
3 Halbtage
Planung: Hon.-Prof. DDr. Hellwig Torggler, LL.M., RA in Wien
Referenten: Mag. Daniela Karollus-Bruner, RA in Wien
Dr. Gottfried Thiery, LL.M., RA in Wien
Seminarort: Wien

Seminar-Nr: 20010921/8

Aktuelle Praxis der Strafverteidigung

awak.special

Das Seminar vermittelt Wissenwertes und Praktisches zum Agieren
des Rechtsanwalts in der Hauptverhandlung aus der Sicht eines
erfahrenen Strafverteidigers und eines erfahrenen Rechtsmittelrich-
ters, wobei insbesondere auch die höchst aktuelle Problematik der
grundrechtlichen Beweisverbote und deren prozessuale Behand-
lung und Sanktionierung im Rechtsmittelverfahren behandelt wer-
den.

Termine: Freitag, 21. 9. 2001, bis Samstag, 22. 9. 2001 =
3 Halbtage
Planung: Dr. Christian Hopp, RA in Feldkirch
Referenten: Dr. Clement Achammer, RA in Feldkirch
HR Dr. Eckart Ratz, Richter des OGH Wien
Seminarort: Feldkirch

Seminar-Nr: 20010921/7

Nähere Informationen erhalten Sie unter Tel (01) 710 57 22-0
oder Fax (01) 710 57 22-20 oder e-mail office@awak.at. Zusätz-
lich haben Sie unter www.awak.at Gelegenheit, sich zu informie-
ren und sich anzumelden.
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Rechtschutz für Mediation
Erfreulicherweise gewinnt der Mediationsgedanke auch in Öster-
reich – langsam aber doch – immer mehr an Raum. Ein sehr
wesentlicher Schritt zu seiner auch praktischen Umsetzung ist, dass
nun von einzelnen Versicherern begonnen wurde, Mediation auch
ausdrücklich in die Rechtschutzbedingungen aufzunehmen, also
auch dafür (in Teilbereichen) Rechtschutzdeckung vorzusehen.
Nach Umfrage bei verschiedenen Versicherungsanstalten ist das
derzeit bei zwei Rechtschutzversicherern der Fall.
Die D.A.S. hat Mediation bereits per Jänner 2000 als erster Recht-
schutzversicherer in ihre Produktpalette aufgenommen, dies für die
Bereiche Arbeitsrecht, Grundstückseigentum und Miete sowie auch
bereits Ehe- und Familienrecht.
Die Uniqa deckt derzeit Mediationen im Grundstückseigentum und
Miete sowie Arbeitsrecht ab. Beide Anstalten tragen die Kosten bis
maximal S 9000,–. D.A.S. sieht für Scheidungsfälle ausdrücklich
Co-Mediation mit dem entsprechend doppelten Betrag vor. Die
erste Sitzung ist jeweils nicht vom Versicherungsschutz umfasst.
Näheres zu den Voraussetzungen der Rechtschutzdeckung kann
bei den Versicherern erfragt bzw den Rechtschutzbedingungen
entnommen werden.
Beide Versicherungsunternehmen scheinen die Rechtschutzdeckung
derzeit noch im Teilbereich auch als „Probephase“ zu betrei-

ben, auch um Erfahrungen damit zu sammeln. Ausdehnungen auf
andere Bereiche sind in beiden Fällen geplant. Gedacht ist auch
an Teilbereiche der Wirtschaftsmediation bzw Familien- und Erb-
recht.

Diese Entwicklung ist sehr zu begrüßen. Schließlich wird generell
eine Entscheidung darüber, welche Schritte gerichtlich oder außer-
gerichtlich ergriffen werden, ganz maßgeblich von der Finanzie-
rungsfrage beeinflusst. Das gilt für Mediation vielleicht sogar im
besonderen Maß, weil ihr möglicher Wert im allgemeinen Be-
wusstsein noch nicht verankert ist. Ein Klient wird vielleicht eher
bereit sein, die tarifmäßigen Kosten für die Vertretung bei Gericht
zu zahlen, als für Mediation, die ihm weitgehend unbekannte
Alternative – von der man nicht weiß, dass es sich um ein profes-
sionelles und potentiell wertvolles Angebot handelt (das im Ergeb-
nis Geld sparen kann).

Auch für den Rechtsanwalt ist es wichtig, dass er nicht (wie leider
häufig) zu Gericht gehen muss, weil für außergerichtliche Vertre-
tung keine Rechtschutzdeckung gewährt wird.

Nach all diesen Gründen ist zu hoffen, dass die bestehenden
Angebote von Rechtsanwälten genutzt und von den Versicherun-
gen ausgedehnt werden.

Josef Lachmann
RA und Mediator
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Kärnten

Satzung der Versorgungseinrichtung
der Rechtsanwaltskammer

Teil B: Zusatzpension

§ 1. Zusatzpension

Im Rahmen der Zusatzpension (Teil B der Satzung der Versorgungs-
einrichtung) werden Zusatzleistungen als ergänzende Versorgungs-
einrichtung zur Grundleistung (Teil A) festgelegt. Die dort definierten
allgemeinen Voraussetzungen und die Voraussetzungen für die Ge-
währung von Altersrenten, Berufsunfähigkeitsrenten, Witwen-/Wit-
werrenten und Waisenrenten, ausgenommen die Wartezeiten, sind
anzuwenden, sofern im Folgenden nichts anderes bestimmt wird.

§ 2. Leistungen der Versorgungseinrichtung

(1) Als Zusatzleistungen werden folgende Leistungen erbracht:
a) Altersrente
b) Berufsunfähigkeitsrente
c) Witwen-/Witwerrente
d) Waisenrente
e) Sterbegeld
f) Teilabfindungen

(2) Aus den der Versorgungseinrichtung zur Verfügung stehenden
Mitteln dürfen nur die in der Satzung vorgeschriebenen Leistungen
erbracht werden. Andere Unterstützungen oder Zuwendungen aus
diesen Mitteln sind unzulässig.

§ 3. Altersrente

(1) Altersrenten werden über Antrag Rechtsanwälten oder emeri-
tierten Rechtsanwälten ab Vollendung des 65. Lebensjahres ge-
währt, bei Inanspruchnahme der vorzeitigen Altersrente aus der
Versorgungseinrichtung – Teil A ab diesem Zeitpunkt. Der Verzicht
auf die Ausübung der Rechtsanwaltschaft ist nicht Voraussetzung
für die Inanspruchnahme der Altersrente.
(2) Die Altersrente errechnet sich wie folgt: Aus den zum Zeitpunkt
der Inanspruchnahme der Altersrente auf dem Konto des Rechts-
anwaltes für die Zusatzpension verbuchten Beiträge und erzielten
Veranlagungsüberschüssen ist über den Verrentungsfaktor gemäß
Geschäftsplan (§ 18) zum Pensionsantrittsalter die Altersrente zu
ermitteln.
(3) Die Witwen-/Witwerrente nach einem verstorbenen Bezieher
einer Altersrente beträgt 60% der Altersrente. Die Waisenrente
beträgt 10%, bei Vollwaisen 20% der Altersrente.
(4) Hinsichtlich der Anspruchsvoraussetzungen gelten die §§ 8
und 9 des Teiles A.

§ 4. Berufsunfähigkeitsrente

(1) Berufsunfähigkeitsrenten werden bei Vorliegen der allgemei-
nen Voraussetzungen gemäß § 7 (Teil A) jenen Rechtsanwälten ge-
währt, die infolge körperlicher oder geistiger Gebrechen dauernd

zur Ausübung des Rechtsanwaltsberufes unfähig sind, sofern und
solange sie auf die Ausübung des Rechtsanwaltsberufes verzichtet
haben. Die Abgabe der Verzichtserklärung mit Wirksamkeit für
den Fall der Feststellung der Berufsunfähigkeit ist möglich.

(2) Über das Vorliegen der Berufsunfähigkeit entscheidet die
Rechtsanwaltskammer, allenfalls unter Bedachtnahme auf von ihr
eingeholte Gutachten von ihr bestellter Vertrauensärzte. Die Kosten
der Begutachtung sind von der Rechtsanwaltskammer zu tragen.

(3) Der Bezieher einer Berufsunfähigkeitsrente ist verpflichtet, sich
auf Verlangen und Kosten der Rechtsanwaltskammer einer Kon-
trolluntersuchung durch den Vertrauensarzt zu unterziehen. Wenn
und solange eine solche Untersuchung verweigert wird, ruht der
Anspruch auf den Rentenbezug. Ebenso ist vorzugehen, wenn
sich der Bezieher einer Berufsunfähigkeitsrente der Kontrolluntersu-
chung auf andere Weise entzieht.

(4) Ein gleichzeitiger Bezug der Altersrente und einer Berufsunfä-
higkeitsrente ist unzulässig.

(5) Die Berufsunfähigkeitsrente errechnet sich wie folgt:

Die zum Zeitpunkt der Inanspruchnahme der Berufsunfähigkeitsver-
sorgung auf dem Konto des Rechtsanwaltes für die Zusatzpension
verbuchten Beiträge und erzielten Veranlagungsüberschüsse wer-
den durch Anwendung des altersentsprechenden Verrentungsfak-
tor in eine lebenslange Rente umgewandelt.

Dieser Teil der Berufsunfähigkeitsrente wird um den gemäß Ge-
schäftsplan errechneten rückversicherten Teil ergänzt. Die Ergän-
zung erfolgt nur bis zum Erreichen der in der Leistungsordnung vor-
gesehenen Mindest-Berufsunfähigkeitsrente, die bezogen auf das
Eintrittsalter des Rechtsanwaltes errechnet wird. Die Mindest-
Berufsunfähigkeitsrente reduziert sich im Falle einer Ermäßigung
des jährlichen Beitrages oder einer Befreiung im Jahre des Anfalles
der Berufsunfähigkeitsrente oder in einem oder mehreren dem Anfall
der Berufsunfähigkeitsrente vorhergehenden Jahr(en) auf den Pro-
zentsatz der Mindest-Berufsunfähigkeitsrente, der dem Prozentsatz
des durchschnittlich bezahlten Jahresbeitrages im Verhältnis zum
Durchschnitt der nicht ermäßigten Jahresbeiträge entspricht.

Im Falle eines Nachkaufes von Versicherungszeiten sind diese ent-
sprechend den erfolgten Einzahlungen zu berücksichtigen.

(6) Die Witwe/Der Witwer nach einem Berufsunfähigen erhält
60% der direkten Rente. Halbwaisen erhalten 10%, Vollwaisen
20% der direkten Rente. Für die Anspruchsberechtigung gelten die
§§ 8 und 9 des Teiles A.

(7) Die Anpassung der Renten erfolgt jeweils aufgrund des Veran-
lagungsüberschusses des Vorjahres.

§ 5. Witwen-/Witwerrente nach Ableben eines Aktiven

(1) Die Witwen-/Witwerrente nach einem aktiven Rechtsanwalt
errechnet sich wie folgt: 60% der Berufsunfähigkeitsrente, mindes-
tens jedoch die in der Leistungsordnung festgelegte Mindest-Wit-
wen-/Witwerrente, die bezogen auf das Eintrittsalter des Rechts-
anwaltes errechnet wird.
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(2) Die Waisenrente beträgt 10%, bei Vollwaisen 20% der Berufs-
unfähigkeitsrente.

(3) Die Anspruchsvoraussetzungen entsprechen den §§ 8 und 9
des Teiles A.

(4) Die Anpassung der Renten erfolgt jeweils aufgrund des Ver-
anlagungsüberschusses des Vorjahres.

(5) Die Berufsunfähigkeitsrente ist analog zu § 4 (5) auf den
Todestag des verstorbenen Rechtsanwaltes zu errechnen.

§ 6. Abfindung für den Todesfall

Rechtsanwälte können für den Fall ihres Ablebens vor Inanspruch-
nahme einer Leistung und ohne Hinterlassung von anderen An-
spruchsberechtigten durch eine schriftliche, an die Rechtsanwalts-
kammer zu richtende Erklärung eine Person bestimmen, an die die
Abfindung auszuzahlen ist. Die Abfindung beträgt 40% der auf
den Konten des Rechtsanwaltes verbuchten Beiträge und erzielten
Veranlagungsüberschüsse, mindestens jedoch das 10-fache der
jährlichen Mindest-Witwen-/Witwerpension, die bezogen auf das
Eintrittsalter des Rechtsanwaltes gemäß § 4/5 errechnet wird. Im
Falle der Umwandlung der Anwartschaft in eine beitragsfrei
gestellte Anwartschaft infolge des Erlöschens oder Ruhens der
Rechtsanwaltschaft gemäß § 34 RAO beträgt die Abfindung 40%
der auf dem Konto des Rechtsanwaltes verbuchten Beiträge und
erzielten Veranlagungsüberschüsse.

§ 7. Abfindung bei Pensionsantritt

Bei Antritt der Alterspension kann der Rechtsanwalt einen Antrag
auf Abfindung stellen. Diese Abfindung beträgt höchstens 50% der
auf dem Konto des Rechtsanwaltes verbuchten Beiträge und Veran-
lagungsüberschüsse. Die Berechnung der Renten gemäß § 3 (2)
und (3) erfolgt auf Basis des reduzierten Kontostandes.

§ 8. Mehrere Rentenbezieher

Sind nach einem Rechtsanwalt oder einem Bezieher einer Alters-
oder Berufsunfähigkeitsrente 2 oder mehrere Personen mit An-
spruch auf Hinterbliebenenversorgung vorhanden, so darf die
Summe der Leistungen für diese Anspruchsberechtigten nicht höher
sein als die Leistungen, auf die der Rechtsanwalt (Bezieher einer
Rente) selbst Anspruch gehabt hätte. Innerhalb dieses Höchstaus-
maßes sind die den einzelnen Anspruchsberechtigten zustehenden
Leistungen verhältnismäßig zu kürzen.

§ 9. Anspruch auf Versorgung

(1) Der Anspruch auf Versorgung wird mit Ablauf des Monates
wirksam, in welchem alle Vorausetzungen für die Gewährung
erfüllt sind, bei der Berufsunfähigkeitsrente frühestens ab Antrag-
stellung.

(2) Die Renten werden am Letzten eines jeden Monates im voraus
für das Folgemonat, zum ersten Mal am Letzten des Monates, in
dem der Versorgungsfall eintritt, ausbezahlt, die 13. Rente am
30. 6., die 14. Rente am 30. 11. eines jeden Jahres.

(3) Die Anwartschaft auf Berufsunfähigkeitsrente und Hinterbliebe-
nenrente entsteht ab der erstmaligen Beitragsleistung ohne Berück-
sichtigung von Wartezeiten.

§ 10. Einstellung der Unterstützung

(1) Der Anspruch auf Versorgungsleistung erlischt, wenn sich
herausstellt,

a) dass die Voraussetzungen für die Gewährung der Leistung
im Zeitpunkt der Zuerkennung nicht gegeben waren;

b) dass die Voraussetzungen für die Gewährung nachträglich
in Wegfall kommen.

(2) Der Empfangende hat zu Unrecht bezogene Leistungen zurück-
zuzahlen.

§ 11. Finanzierung

(1) Die Finanzierung der Zusatzleistung erfolgt nach dem Kapital-
deckungsverfahren. Die Berechnung der Leistungen sind im Ge-
schäftsplan festgehalten.
(2) Die Veranlagung des Vermögens erfolgt gemäß § 25 Pensions-
kassengesetz in der jeweiligen Fassung.
(3) Der Ausschuss der Rechtsanwaltskammer legt die Depotbank
oder die Depotbanken fest.
(4) Der Ausschuss der Rechtsanwaltskammer wählt jeweils für die
Dauer von drei Jahren einen Prüfaktuar, für seine Aufgaben ist der
§ 21 Pensionskassengesetz sinngemäß anzuwenden.
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§ 12. Beiträge

(1) Die Höhe der von den einzelnen Kammermitgliedern zu leisten-
den Beiträge für die Zusatzpension wird von der Plenarversamm-
lung alljährlich festgesetzt. Die Höhe der Beiträge bleibt bis zur
Wirksamkeit einer Neufestsetzung in Geltung (§§ 51 und 53
RAO).

(2) Die eingehenden Beiträge sind zunächst für die Berufsunfähig-
keits- und Hinterbliebenenvorsorge zu verwenden.

(3) Die Beitragspflicht entsteht mit der erstmaligen Eintragung
in die Liste der Rechtsanwälte und endet mit Vollendung des
65. Lebensjahres oder mit dem Erlöschen oder Ruhen der Rechts-
anwaltschaft gemäß § 34 RAO. Der Beitrag ist in vier gleichen
Raten, jeweils am 1. 3., 1. 6., 1. 9 und 1. 12. eines jeden Jahres
zur Zahlung fällig. Für den Fall der Eintragung bis einschließlich
15. eines Kalendermonates ist der gesamte, auf ein Monat entfal-
lende Beitrag zu entrichten. Dies gilt auch für den Fall der Voll-
endung des 65. Lebensjahres bzw des Erlöschens oder Ruhens der
Rechtsanwaltschaft nach dem 15. eines Kalendermonats.

(4) Auf Antrag kann der jährliche Beitrag auf den in der Umlagen-
ordnung festzulegenden ermäßigten Beitrag, welcher mindestens
zwei Fünftel des ordentlichen Betrages zu betragen hat, reduziert
werden und zwar:

a) für das Jahr der Ersteintragung des Rechtsanwaltes und das
folgende Kalenderjahr oder,

b) wenn der jährliche Einnahmenüberschuss oder Gewinn aus
rechtsanwaltlicher Tätigkeit vor Ertragsteuern oder das jähr-
liche Bruttogehalt E 36.336,42 oder weniger beträgt.

Liegen Einkünfte aus selbstständiger und unselbstständiger rechts-
anwaltlicher Tätigkeit vor, sind diese zusammenzurechnen.

Der Antrag gemäß § 12 (4) b ist unter Vorlage des letztgültigen
Einkommensteuerbescheides und/oder einer Gehaltsbestätigung
für das Vorjahr bis 30. 6. eines jeden Jahres für das laufende
Beitragsjahr zu stellen. Die Ermäßigung gilt jeweils nur für ein Bei-
tragsjahr. Der Antrag gemäß § 12 (4) a ist innerhalb eines Mona-
tes nach Ersteintragung und für das Folgejahr bis 31. 1. des Folge-
jahres zu stellen.

§ 13. Wechsel der Kammer

Übersiedelt ein Rechtsanwalt in den Bereich einer anderen Rechts-
anwaltskammer, ist sein Kontostand auf die Versorgungseinrich-
tung der anderen Rechtsanwaltskammer zu übertragen, wobei
die administrative Tätigkeit Verwaltungskosten im Ausmaß von 1%
des Kontostandes, mindestens E 72,68, maximal E 363,36, in
Abzug gebracht werden.

§ 14. Erlöschen der Rechtsanwaltschaft

(1) Bei Erlöschen oder Ruhen der Rechtsanwaltschaft gemäß § 34
RAO erfolgt die Umwandlung in eine beitragsfrei gestellte Anwart-
schaft. Bei Eintritt des Leistungsfalles hat der Rechtsanwalt An-
spruch auf eine Alters- bzw Berufsunfähigkeitsrente unter Berück-

sichtigung der verbuchten Beiträge und der erzielten Veranla-
gungserträge. Es besteht kein Anspruch auf eine Mindest-Berufsun-
fähigkeitsrente. Die Berufunfähigkeitsrente und die Ansprüche der
Hinterbliebenen (§ 5) sind gemäß § 3 (2) auf Basis des angespar-
ten Kapitals zu errechnen. Im Übrigen sind auch für diese Fälle der
Berufsunfähigkeitsrente die Regelungen dieser Satzung, insbeson-
dere § 4, anzuwenden. Die Kosten der Begutachtung (§ 4 [2]) hat
der Anwartschaftsberechtigte zu tragen. Eine Berufsunfähigkeit ist
in diesen Fällen auch dann anzunehmen, wenn sie von einer Sozi-
alversicherungsanstalt durch Bescheid rechtskräftig festgestellt
wurde.
(2) Bei Erlöschen der Rechtsanwaltschaft gemäß § 34 (1) RAO
kann der Rechtsanwalt bei sonstigem Verlust dieses Rechtes binnen
drei Monaten die Übertragung seines Kontostandes auf eine
gleichartige staatliche oder berufsständische Versorgungseinrich-
tung, welcher der ehemalige Rechtsanwalt in Zukunft verpflichtend
oder freiwillig angehört, beantragen.
(3) Beträgt der Kontostand zum Zeitpunkt des Erlöschens der
Rechtsanwaltschaft nicht mehr als E 9084,10, kann der Rechts-
anwalt bei sonstigem Verlust dieses Recht binnen 3 Monaten ab
dem Erlöschen die Auszahlung des Kontostandes beantragen.
(4) Beantragt der Rechtsanwalt die Übertragung seines Kontostandes
gemäß Abs 2 oder dessen Auszahlung gemäß Abs 3, werden für die
administrative Tätigkeit Verwaltungskosten von 1% des Kontostan-
des, mindestens E 72,68, maximal E 363,36 in Abzug gebracht.

§ 15. Administrative Abwicklung

Der Ausschuss der Rechtsanwaltskammer kann für die administra-
tive Abwicklung der Zusatzleistung einen Managementvertrag mit
einer für die Durchführung derartiger Geschäfte geeigneten Gesell-
schaft abschließen. Die Gesellschaft wird namens der Rechts-
anwaltskammer tätig.
Der Ausschuss der Rechtsanwaltskammer kann mit einer Versiche-
rungsgesellschaft (Rückversicherer) einen Versicherungsvertrag zur
Abdeckung der aus der Zusatzleistung entstehenden versiche-
rungstechnischen Risken abschließen.

§ 16. Kosten

Die Kosten der Verwaltung und die Kosten der Vermögensveranla-
gung sind von den Anwartschaftsberechtigten der Zusatzpension
zu tragen. Die Verwaltungskosten und die Kosten für eine allfällige
Risikoversicherung sind von den Beiträgen in Abzug zu bringen.
Die Kosten des Veranlagungsmanagements, Depotgebühren und
Bankspesen mindern den Veranlagungsüberschuss.

§ 17. Pensionskonto

Für jeden Rechtsanwalt ist in sinngemäßer Anwendung des § 18
Pensionskassengesetz ein Pensionskonto (Alterskonto) zu führen.
Die Rechtsanwälte sind zumindest einmal jährlich über die Bei-
träge, Anwartschaften, Pensionsleistungen und allfällige Änderun-
gen des Geschäftsplanes zu informieren.
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§ 18. Geschäftsplan

Für die Zusatzpension ist ein Geschäftsplan im Sinne des § 20 Pen-
sionskassengesetz zu erstellen und ein Prüfaktuar zu bestellen, der
den Geschäftsplan und allfällige Änderungen zu genehmigen hat.
Darüber hinaus hat der Prüfaktuar zumindest einmal jährlich über die
Verwaltung der Zusatzpension, die Einhaltung der in dieser Satzung
festgelegten Regelungen und der versicherungsmathematischen
Grundsätze zu berichten sowie den Jahresabschluss zu überprüfen.
Die Genehmigung des Jahresabschlusses obliegt dem Beirat (§ 20).

§ 19. Vermögensbewertung

Das Vermögen der Versorgungseinrichtung ist nach dem Tageswert-
prinzip zu bewerten. Die nach der Ertragsverteilung verbleibende Ge-
winnreserve darf höchstens 15% des Guthabens (Deckungsrückstel-
lung) betragen und darf minus 10% des Guthabens (Deckungsrück-
stellung) nicht unterschreiten. Die Gewinnreserve ist auszuweisen.
Für die Zusatzpension ist ein Rechenschaftsbericht im Sinne des
§ 30 (3) Pensionskassengesetz jährlich zu erstellen und vom Prüf-
aktuar zu bestätigen.

§ 20. Beirat

Für die Kontrolle der Verwaltung der Zusatzpension und der Veran-
lagung der Beiträge ist ein Beirat zu bestellen, dem je ein Mitglied
jeder Rechtsanwaltskammer angehört, welche dem Verwaltungs-
übereinkommen vom 26. 9. 1997 beigetreten ist. Der Beirat hat
zumindest einmal jährlich den einzelnen Rechtsanwaltskammern,
die der Verwaltungsvereinbarung beigetreten sind, über seine Prü-
fungshandlungen und deren Ergebnis zu berichten. Der Beirat ist
berechtigt, zu seiner Beratung qualifizierte Experten beizuziehen,
deren Honorare ebenso wie das Honorar des Prüfaktuars zu den
Kosten der Verwaltung (§ 16) zählen.

§ 21. Übergangsbestimmungen

(1) Rechtsanwälte, die im Jahr des In-Kraft-Tretens der Bestimmun-
gen über die Zusatzpension das 60. Lebensjahr erreichen oder be-
reits überschritten haben, sind auf Antrag von der Einbeziehung in
das System der Zusatzpension zu befreien.

(2) Jeder Rechtsanwalt kann Versicherungszeiten im Ausmaß von
höchstens zehn Jahren nachkaufen. Dadurch darf sich jedoch
keine längere Gesamtversicherungszeit ergeben als jene, die sich
vom Zeitpunkt der Ersteintragung bis 31. 12. 1997 ergeben
würde. Der Antrag auf Nachkauf kann bei sonstigem Verlust die-
ses Rechtes bis längstens 31. 12. 2007 gestellt werden. Falls ein
Rechtsanwalt von der Nachkaufsmöglichkeit Gebrauch macht, hat
er jährlich spätestens ab dem der Antragstellung folgenden Jahr
mindestens einen zusätzlichen Beitrag in Höhe des für 1998 vor-
geschriebenen Jahresbeitrages zu leisten. Bei der Berechnung aller
Leistungen im Rahmen der Zusatzpension sind nachgekaufte Versi-
cherungszeiten soweit zu berücksichtigen, als bis zum Zeitpunkt
des Versicherungsfalles Einzahlungen geleistet wurden.

Genehmigung durch das BM für Justiz liegt noch nicht vor!
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Änderungen der Liste

Burgenland

Liste der Rechtsanwaltsanwärter

Ersteintritt

RAA Mag. GLUDOVATZ René Franz
bei Mag. Martin Beck, Eisenstadt

Kärnten

Liste der Rechtsanwaltsanwärter

Ersteintritte

RAA Mag. AUER Günther
bei Dr. Renate Napetschnig,
Klagenfurt

RAA Mag. HOCHFELLNER Werner Stefan
bei Dr. Gerald Herzog, Klagenfurt

Niederösterreich

Liste der Rechtsanwälte

Kanzleisitzverlegungen

Dr. HOLZMÜLLER Josef,
2700 Wr. Neustadt, Bahngasse 8,
Tel. 02622/661 01,
Telefax 02622/661 01-4,
per 1. 4. 2001

Mag. STENITZER Thomas,
2130 Mistelbach, Bahnstraße 1a,
Tel. 02572/320 20,
Telefax 02572/320 20-32,
per 1. 4. 2001

Dr. SÄÄF Johannes N.,
3712 Maissau, Kirchenplatz 7,
Tel. 02958/822 88,
Telefax 02958/822 88-9,
per 15. 4. 2001

Verzicht

Dr. STADLER Hellfried, Mistelbach,
per 30. 3. 2001,
mStv Dr. Karl Claus, Mistelbach

Liste der Rechtsanwalts-Gesellschaften

Gründung einer OEG

STANGL & FERSTL Rechtsanwaltspartner-
schaft, 2700 Wr. Neustadt,
Neunkirchner Straße 34,
Tel. 02622/847 14,

Telefax 02622/847 14-22,
per 13. 3. 2001

Liste der Rechtsanwaltsanwärter

Ersteintritte

RAA Mag. NUSSBAUMER Iris
bei Dr. Michael Lentsch,
Wr. Neustadt

RAA Mag. REICH Martin
bei Dr. Heribert Kirchmayer, Hainburg

RAA Mag. ZINGGL Peter
bei Dr. Dieter Jedlicka,
Wr. Neustadt

Oberösterreich

Liste der Rechtsanwälte

Neueintragungen

Ing. Mag. DEUTSCHMANN Wilhelm,
4020 Linz, Landstraße 47,
Tel. 0732/77 66 44,
Telefax 0732/79 59 00,
e-mail: linz@hasch.co.at,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 1. 4. 2001

Mag. FISCHER Christian,
4020 Linz, Volksfeststraße 32,
Tel. 0732/77 22 93,
Telefax 0732/78 44 81,
e-mail: tews@tews.at,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 1. 4. 2001

Dr. PRAMER Andreas,
4020 Linz, Graben 32,
Tel. 0732/77 42 18,
Telefax 0732/77 42 18-33,
e-mail: ra.pramerlindinger@ooe.net,
korrespondiert in englischer und
französischer Sprache,
per 1. 4. 2001

Mag. NIEDERMAIR Karin,
4020 Linz, Landstraße 12,
Tel. 0732/78 43 31,
Telefax 0732/77 43 31,
e-mail: office@haslinger-nagele.com,
korrespondiert in englischer und

französischer Sprache,
per 9. 4. 2001

Liste der Rechtsanwaltsanwärter

Ersteintritte

RAA Mag. GAST Günther
bei Dr. Franz Hitzenberger,
Vöcklabruck

RAA Mag. GERSTBERGER Bernhard
bei Dr. Alexander Puttinger, Ried

RAA Mag. SCHENK Michael
bei Dr. Johannes Hochleitner, Eferding

RAA Mag. TEUFER-PEYRL Sigrun
bei DDr. Gunter Peyrl, Freistadt

RAA Mag. Dr. WALDHERR Markus
bei Dr. Norbert Nagele, Linz

Steiermark

Liste der Rechtsanwälte

Kanzleisitzverlegungen

Mag. WALTHER Reinhard,
8940 Liezen, Rathausplatz 3,
Tel. 03612/223 09,
Telefax 03612/240 88,
per 5. 3. 2001

Mag. SCHAFFER Helfried,
8010 Graz, Brockmanngasse 91/I,
Tel. 0316/81 12 85,
Telefax 0316/81 12 85-16,
per 2. 4. 2001
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Kanzleisitzverlegung

Dr. KLEMENTSCHITZ Helmut,
8010 Graz, Friedrichgasse 6/12

Wir bitten, das Versehen zu entschuldi-
gen.

Verzicht

Dr. SCHLICK Walter, Graz,
per 31. 3. 2001,
mStv Dr. Alfred Wallner, Graz
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Tirol

Liste der Rechtsanwälte

Neueintragungen

Mag. BOSIN Oliver,
6300 Wörgl, Bahnhofstraße 53,
Tel. 05332/747 44,
Telefax 05332/747 44-23,
e-mail: ra.bosin@aon.at,
per 2. 4. 2001

Mag. FRISCHMANN Thomas,
6300 Wörgl, Salzburger Straße 1,
Tel. 05332/723 50,
Telefax 05332/723 50-22,
e-mail: ra.widschwenter@aon.at,
per 2. 4. 2001

Kanzleisitzverlegung

Dr. PRADER Christian,
6020 Innsbruck, Schöpfstraße 6b,
Tel. 0512/56 62 62,
Telefax 0512/56 67 99,
per 1. 4. 2001

Vorarlberg

Liste der Rechtsanwälte

Neueintragung

Mag. MICHAELER Johannes,
6800 Feldkirch, Leusbündtweg 49A,
Tel. 05522/788 55,
Telefax 05522/326 02,
e-mail: michaeler-law@vol.at,
per 4. 4. 2001

Liste der Rechtsanwaltsanwärter

Ersteintritte

RAA Mag. MALIN Dagmar
bei Mag. German Bertsch, Feldkirch

RAA Mag. NAGEL Jürgen
bei Mag. Christoph Dorner, Bregenz

Wien

Liste der Rechtsanwälte

Neueintragungen

Mag. HAAS Christian, 1190 Wien,
Döblinger Hauptstraße 68,
Tel. 01/368 74 03 Serie, 368 21 40,
368 16 49,
Telefax 01/369 10 96,

e-mail: ra.musil.oeg@vip.rdb.at,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 27. 3. 2001

Dr. MUSIL Ursula, 1190 Wien,
Döblinger Hauptstraße 68,
Tel. 01/368 74 03 Serie, 368 21 40,
368 16 49,
Telefax 01/369 10 96,
e-mail: ra.musil.oeg@vip.rdb.at,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 27. 3. 2001

Mag. WEILÄNDER Sylvia,
1010 Wien, Schottenring 23/9,
Tel. 01/317 20 30-17,
Telefax 01/317 20 30-40,
korrespondiert in englischer und
französischer Sprache,
per 27. 3. 2001

Kanzleisitzverlegungen

Dr. ALTENDORFER-EBERL Daniela,
1040 Wien, Brucknerstraße 6,
Tel. 01/513 65 88,
Telefax 01/513 65 88-33,
per 19. 3. 2001

Dr. BRODNER Peter,
1040 Wien, Brucknerstraße 6,
Tel. 01/513 65 88,
Telefax 01/513 65 88-33,
per 19. 3. 2001

Dr. WESSELY Karin,
1040 Wien, Brucknerstraße 6,
Tel. 01/513 65 88,
Telefax 01/513 65 88-33,
per 19. 3. 2001

Dr. BLASCHITZ Wolfgang,
1010 Wien, Marc-Aurel Straße 6,
Tel. 01/512 03 73 Serie,
Telefax 01/512 03 70,
per 2. 4. 2001

Dr. DESCHKA Thomas,
1010 Wien, An der Hülben 1/15,
Tel. 01/513 99 39,
Telefax 01/513 99 39-30,
per 2. 4. 2001

Mag. LAMBAUER Arthur,
1040 Wien, Brucknerstraße 6/4,
Tel. 01/513 65 88,

Telefax 01/513 65 88-33,
per 2. 4. 2001

Dr. THOMAS Alexander,
1010 Wien, Trattnerhof 2 (Gra-
ben 29A),
Tel. 01/535 57 44,
Telefax 01/535 06 49,
per 9. 4. 2001

Dr. MRÁZEK Johannes,
1090 Wien, Garnisongasse 3/6A,
Tel. 01/405 66 12,
Telefax 01/405 66 12,
per 11. 4. 2001

Dr. PRAGER Michael,
1010 Wien, Seilergasse 9,
Tel. 01/512 62 20,
Telefax 01/512 62 21,
per 17. 4. 2001

Mag. Dr. FAMIRA Gregor,
1010 Wien, Ebendorferstraße 3,
Tel. 01/404 43-0,
Telefax 01/404 43-9000,
per 1. 5. 2001

Verzicht

Dr. KOLLARITSCH Alfred, Wien,
per 31. 3. 2001,
mStv Dr. Franz Thienen-Adlerflycht,
Wien

Dr. KREINHÖFNER Hans, Wien,
per 31. 3. 2001,
mStv Dr. Thomas Mader, Wien

Mag. PRUCKNER Wilhelm, Wien,
per 31. 3. 2001,
mStv Dr. Richard Proksch, Wien

Ableben

Dr. WOLF Peter, Wien,
verstorben am 17. 4. 2001,
mStv Dr. Stephan Trautmann, Wien

Beschluss

Der Ausschuss der Rechtsanwaltskammer
Wien gibt bekannt, dass der Disziplinarrat
der Rechtsanwaltskammer Wien mit Be-
schluss vom 25. 4. 2001 gemäß § 19
(4) DSt die von ihm am 7. 6. 2000 zu
D 17/2000 gemäß § 19 (1) Z 1 und (3)
Z 1 lit d) DSt beschlossene einstweilige
Maßnahme, wonach DDr. FREIßMUTH
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Wolf-Dieter, Rechtsanwalt in 1010 Wien,
Palais Pallavicini, Bräunerstraße 11, die
Ausübung der Rechtsanwaltschaft vorläufig
untersagt wurde, dahin abgeändert hat,
dass diese nunmehr wie folgt lautet:

DDr. Wolf-Dieter Freißmuth, Rechtsanwalt
in 1010 Wien, Palais Pallavicini, Bräuner-
straße 11, wird als einstweilige Maß-
nahme gemäß § 19 (3) Z 1 lit b) DSt das
Vertretungsrecht vor dem Landesgericht für
Strafsachen Wien, allen diesem nachge-
ordneten Bezirksgerichten in Strafsachen
und allen diesen genannten Gerichten bei-
geordneten Anklagebehörden entzogen.

Aufgrund dieses Beschlusses werden die
für die Dauer der vorläufigen Untersagung
der Ausübung der Rechtsanwaltschaft ge-
mäß § 34 (4) RAO bestellten mittlerweili-
gen Stellvertreter ihres Amtes enthoben.

Liste der niedergelassenen
europäischen Rechtsanwälte

Neueintragungen

GERDES Imke Odile, Rechtsanwalt (RAK
Köln), 1010 Wien, Stubenring 18,
Tel. 01/516 60,
Telefax 01/516 60-60,
e-mail: gerdes@kerres-diwok.com,
per 3. 4. 2001

GRAF Bernd Ulrich, Rechtsanwalt (RAK
OLG-Bezirk München), 1020 Wien,
Leopold-Moses-Gasse 4/1/49,
Tel. 01/212 64 16,
Telefax 01/212 64 16,
korrespondiert in englischer und
französischer Sprache,
per 3. 4. 2001

Liste der Rechtsanwaltsanwärter

Ersteintritte

RAA Mag. ANGHAI Ingrid
bei Dr. Lennart Binder

RAA Mag. BLASONI Mischa
bei Dr. Winfried Schwarz

RAA Mag. BLUMAUER Georg
bei Dr. Reinhard Schanda

RAA Mag. BOESCH Emanuel
bei Mag. Bettina Knötzl

RAA Mag. DOLENZ Nicole
bei Dr. Hannes Füreder

RAA Mag. EDER Andreas
bei Dr. Peter Knirsch

RAA Mag. FITZAL Claudia
bei Dr. Georg Florian Kremslehner

RAA Mag. GASSER Rudolf
bei Dr. Friedrich Schwank

RAA Mag. GÄRNER Clemens
bei Dr. Johannes Jaksch

RAA Mag. GÖLLNER Gerald
bei Dr. Karl Grigkar

RAA Mag. GRADENEGGER Doris
bei Dr. Gerhard Benn-Ibler

RAA Mag. HARTL Karin
bei Mag. Dr. Johannes Neumayer

RAA MMag. HEMETSBERGER Walburga
bei Mag. Dr. Rainer Roniger

RAA Mag. JAEGER Thomas Theodor
bei Dr. Matthias Öhler

RAA Mag. JAHRMANN Daniel E.
bei Dr. Nikolaus Reininger

RAA Mag. JANEK Marcus
bei Dr. Kurt Janek

RAA Dr. KIRCHSTEIGER Roswitha Maria
bei Mag. Dr. Dieter Spranz

RAA Mag. LIST Sigrun
bei Dr. Alix Frank

RAA Mag. LUTZ Christian
bei Dr. Johannes Schramm

RAA Mag. MELICHAREK Peter
bei Mag. Simone Slatin

RAA Mag. MÜLLER Wolfgang
bei Dr. Georg Karasek

RAA Mag. NASKE Christoph
bei Dr. Werner Johannes Krauss

RAA Mag. ORBAN Bärbel
bei Dr. Helmut Grubmüller

RAA Mag. OTTO Gerald
bei Dr. Hans-Peter Draxler

RAA Mag. PACHLER Hannes
bei Dr. Michael Hecht

RAA Dr. PARZMAYR Roland
bei Dr. Heinz H. Löber

RAA Mag. SENGER-WEISS Elisabeth
bei Dr. Heinz H. Löber

RAA Mag. SWOBODA Patrick
bei Dr. Kurt Wratzfeld

RAA Mag. WASSERTHEURER Karin
bei Dr. Walter Brugger

RAA Mag. WEISS Volker
bei o.Univ.-Prof. Dr. Dr. Walter Barfuß

RAA Mag. ZEKELY Ilona
bei Dr. Stefan Prochaska

Liste der Richteramtsanwärter

Ersteintritte

RiAA Mag. KRISCHE Barbara
bei Dr. Wolfgang Leitner

RiAA Mag. POTYKA Matthias
bei Mag. Dr. Hans Spohn

RiAA Mag. REDTENBACHER Wolfgang
bei Dr. Andreas Bauer
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Salzburg

Liste der Rechtsanwälte

Neueintragung

Dr. KÖNIG Andrea,
5023 Salzburg, Mauermannstraße 6,
Tel. 0662/66 17 73,
Telefax 0662/66 17 73-15
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Eingelangte Gesetzesentwürfe
Die eingelangten Gesetzesentwürfe sowie allenfalls bereits vor-
liegende Stellungnahmen im Begutachtungsverfahren können im
Generalsekretariat eingesehen werden.

01/68 Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft und Kultur
GZ 52.306/29-VII/D/2/2001
Entwurf einer Verordnung über den akademischen Grad
„Master of Advanced Studies (Medizinische Physik)“;
vereinfachtes Begutachtungsverfahren

01/69 Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft und Kultur
GZ 52.306/159-VII/D/2/2001
Entwurf einer Verordnung über den akademischen Grad
„Master of Advanced Studies (Community Health devel-
oping country)“; vereinfachtes Begutachtungsverfahren

01/72 Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit
GZ 15.445/1-I/22/01
Bundesgesetz, mit dem das Versorgungssicherungsge-
setz 1992 geändert wird; vereinfachtes Begutachtungs-
verfahren

01/77 Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft und Kultur
GZ 52.610/8-VII/D/2/2001

Verordnung über Studienbeiträge (StudienbeitragsVO);
Referent: Dr. Elisabeth Scheuba, RAK Wien
Stellungnahme abgegeben am: 17. 4. 2001

01/78 Bundesministerium für Inneres
GZ 86.000/182-V/2/01/A
Bundesgesetz, mit dem das Bundesbetreuungsgesetz,
das Bundesgesetz über den Schutz vor Straftaten gegen
die Sicherheit von Zivilluftfahrzeugen, das Bundesgesetz
über die Ein-, Aus- und Durchfuhr von Kriegsmaterial, das
Bundespräsidentenwahlgesetz 1971, das Europa-Wäh-
lerevidenzgesetz, die Europawahlordnung, das Fremden-
gesetz 1997, das Grenzkontrollgesetz, das Meldegesetz
1991, die Nationalrats-Wahlordnung 1992, das Pass-
gesetz 1992, das Personenstandsgesetz, das Polizei-
befugnis-Entschädigungsgesetz, das Pyrotechnikgesetz
1974, das Schieß- und Sprengmittelgesetz, das Sicher-
heitspolizeigesetz, das Staatsgrenzgesetz, das Vereins-
gesetz 1951, das Versammlungsgesetz 1953, das Volks-
abstimmungsgesetz 1972, das Volksbefragungsgesetz
1989, das Volksbegehrengesetz 1973, das Volkszäh-
lungsgesetz 1980, das Waffengesetz, das Wählerevi-
denzgesetz, das Wappengesetz 1996 und das Zivil-
dienstgesetz 1986, sowie das Bundesgesetz vom
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28. September 1934 gegen das unbefugte Tragen von
Uniform, Orden und Ehrenzeichen geändert und das BG
betreffend die Zulässigkeit des Verbotes des Betretens
von Gast- und Schankgewerbebetrieben aufgehoben
werden; vereinfachtes Begutachtungsverfahren

01/80 Bundesministerium für soziale Sicherheit und Genera-
tionen
GZ 21.460/0-VIII/A/4/01
Bundesgesetz, mit dem das Rezeptpflichtgesetz geändert
wird
Referent: Dr. Thomas Juen, RAK Tirol
Stellungnahme abgegeben am: 26. 4. 2001

01/82 Bundesministerium für soziale Sicherheit und Genera-
tionen / Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft,
Umwelt und Wasserwirtschaft
Zl 12.000/05-I 2/01
Bundesgesetz, mit dem die Agentur für Ernährungssicher-
heit – Österreich errichtet wird (Ernährungssicherheits-
gesetz)
Referent: Mag. Egon Stöger, RAK Tirol
Stellungnahme abgegeben am: 3. 5. 2001

01/83 Bundesministerium für soziale Sicherheit und Genera-
tionen
GZ 21.461/1-VIII/A/4/01
Verordnung, mit der die Rezeptpflichtverordnung geän-
dert wird; vereinfachtes Begutachtungsverfahren

01/84 Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt
und Wasserwirtschaft
GZ 12 3672/7-I/2 U/01
Verordnung über Verbote und Beschränkungen teilfluo-
rierter und vollfluorierter Kohlenwasserstoffe sowie von
Schwefelhexafluorid; vereinfachtes Begutachtungsverfah-
ren

01/85 Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft und Kultur
GZ 52.301/12-VII/D/2/2001
Entwurf einer Verordnung, mit der die Studienrichtung
„Soziologie“ in der Form eines Bakkalaureats- und eines
Magisterstudiums angeboten wird
Referent: Dr. Elisabeth Scheuba, RAK Wien
Stellungnahme abgegeben am: 26. 4. 2001

01/86 Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit
GZ 92.301/3-IV/8/01
Verordnung betreffend Fundstellen für harmonisierte Nor-
men (Bauproduktegesetz); vereinfachtes Begutachtungs-
verfahren

01/88 Bundesministerium für soziale Sicherheit und Genera-
tionen
GZ 21.301/0-VIII/A/4/01
Bundesgesetz über die Österreichische Apothekerkam-
mer (Apothekerkammergesetz 2001)

01/89 Bundesministerium für soziale Sicherheit und Genera-
tionen
GZ 21.360/1-VIII/A/4/01
Bundesgesetz über die Pharmazeutische Gehaltskasse in
Österreich (Gehaltskassengesetz 2001)

01/90 Bundesministerium für Finanzen
GZ 04 4702/1-IV/4/2001
Doppelbesteuerungsabkommen Österreich–Tschechien
Referent: Dr. Gerhard Benn-Ibler, RAK Wien
Stellungnahme abgegeben am: 19. 4. 2001

01/92 Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit
GZ 33.500/1-III/A/1/01
Bundesgesetz, mit dem das Öffnungszeitengesetz 1991,
das Arbeitsruhegesetz und die Gewerbeordnung 1994
geändert werden
Referent: Dr. Anton Bauer, RAK Niederösterreich

01/94 Bundesministerium für Justiz
GZ 16.401/39-I.6/2001
Entwurf einer Verordnung über die Festsetzung eines
Zuschlags zu den im RATG angeführten festen Beträgen
Stellungnahme abgegeben am: 4. 5. 2001
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150 Jahre Oberösterreichische
Rechtsanwaltskammer
Festakt 30. März 2001

Fast genau vor 150 Jahren, nämlich am 25. März 1851, wurde
die Rechtsanwaltskammer Oberösterreich gegründet. Dieses be-
merkenswerte Jubiläum lieferte den Anlass für einen Festakt ganz
neuer Art, nämlich für ein „Diner Dansant“ im Kaufmännischen
Vereinshaus. Dieses bot – festlich geschmückt – einen großartigen
Rahmen für 350 Gäste, darunter zahlreiche Prominenz aus Politik,
Lehre und Wirtschaft. 350 Festgäste konnten sich über Grußadres-
sen des Herrn Landeshauptmannes von Oberösterreich, Dr. Josef
Pühringer, des Herrn Bürgermeisters der Stadt Linz, Dr. Franz
Dobusch, des Herrn Sektionschefs Dr. Wolfgang Fellner iV des
Herrn Bundesministers für Justiz, Dr. Dieter Böhmdorfer, sowie
über die Geburtstagsrede des Präsidenten der OÖ Rechtsanwalts-
kammer, Dr. Peter Posch, freuen.

Da an diesem Tag in Linz aus Anlass des Jubiläums auch der
Österreichische Rechtsanwaltskammertag tagte, konnte der Präsi-
dent auch Präsidenten und Vizepräsidenten aller österreichischen
Kammern und deren Delegierte bei dem Fest begrüßen.

Sämtliche Grußadressen brachten zum Ausdruck, dass die oö
Rechtsanwaltschaft als Stand hohes Ansehen in Politik, Wirtschaft
und Gesellschaft in Oberösterreich genießt. Der Präsident der
OÖ Rechtsanwaltskammer wies darauf hin, dass auch eine
zahlenmäßig kleine Standesvertretung im großen Europa durch-
aus in der Lage ist, ihre Wünsche zu formulieren und auch durch-
zusetzen. Um wichtige und berechtigte Anliegen jedoch formulie-
ren zu können, ist es notwendig, dass Funktionsträger und Mit-
glieder der Kammer in ständigem Kontakt und Meinungsaus-
tausch sind. Nur eine ständige Diskussion und der damit verbun-
dene Informationsfluss in beide Richtungen kann sicherstellen – so
der Präsident – dass auch in Zukunft die OÖ Rechtsanwaltskam-
mer effektive Standesvertretungspolitik für ihre Mitglieder leisten
kann.

Im gesellschaftlichen Teil verließ die Rechtsanwaltskammer viel be-
gangene Pfade. Anstelle klassischer Musik wurde eine Kinder- und
Damenkapelle zur musikalischen Umrahmung des Festes enga-
giert. Die Unbefangenheit der Jugendlichen, verbunden mit ausge-
zeichneter musikalischer Leistung, ließen den Stimmungspegel
schon früh am Abend steigen. Ausgesuchte Speisen aus allen vier
Vierteln Oberösterreichs sorgten dafür, dass niemand hungern
musste. Ein eigener Festwein, geliefert vom steirischen Winzer und
Rechtsanwaltskollegen Dr. Kodolitsch, ergänzte die Gaumenfreu-
den.
In weiser Voraussicht wurde seitens des Präsidiums der Rechts-
anwaltskammer schon zu Beginn des Festes die Erlaubnis zu einem
kleinen Tänzchen eingeholt (trotz Fastenzeit). Die kirchlichen Wür-
denträger, Herr Generalvikar Mag. Ahammer und Herr Super-
intendent Mag. Eichmeyer erteilten diese Erlaubnis im Hinblick auf
das bedeutende Jubiläum. So klang das Fest mit Tanzrhythmen erst
weit nach Mitternacht aus.

Präs. Dr. Peter Posch

Es sei an dieser Stelle nochmals allen herzlich gedankt, die zum
Gelingen dieses Festes beigetragen haben. Zu allererst den Spon-
soren, an der Spitze die Allgemeine Sparkasse Oberösterreich,
allen Gästen für ihr Erscheinen und den Funktionären für die
umsichtige Organisation dieses Festes.

Dr. Peter Posch
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Nachruf
Dr. Louis Foramitti ist am 26. 2.
2001 unter besonders tragischen
Umständen – Herzinfarkt am Ste-
phansplatz – im Alter von nur
46 Jahren verstorben.
Er war als Partner der angesehe-
nen Wiener Kanzlei Ortner, Pöch,
Foramitti insbesondere in internatio-
nalen Rechtsangelegenheiten tätig
und hat sich einen außerordentli-
chen Ruf in fachlicher wie mensch-
licher Hinsicht erworben.

Als Kammeranwalt-Stellvertreter widmete er einen großen Teil sei-
ner kargen Freizeit auch den Standesinteressen; in dieser Funktion
achtete er pflichtgemäß auf die Erfüllung der Berufspflichten und

die Wahrung von Ehre und Ansehen des Standes, ohne dabei
jemals den Boden der Sachlichkeit zu verlassen.
Seit 1984 als Anwalt tätig, hat er sich Anerkennung und Dank sei-
ner Klienten und die Achtung aller Kollegen, die mit ihm in Berüh-
rung kamen, erworben.
Als Obmann-Stellvertreter der Anwaltsvereinigung „Steiger-Club“
hat er an der Vorbereitung ihres 125-Jahr-Jubiläums im Palais
Daun-Kinsky am 11. 5. 2001 mit Umsicht und Akribie teilgenom-
men. Sein Club, die Kammeranwaltschaft und die ganze Wiener
Rechtsanwaltskammer haben einen sehr schmerzlichen Verlust erlit-
ten; sein frühes Hinscheiden hinterlässt überall eine große Lücke.

Das Mitgefühl aller Kollegen gilt besonders seiner Familie, der er,
wie seine gelegentlichen Bemerkungen im Kollegen- und Freundes-
kreis zeigten, in herzlicher Liebe zugetan war.
Wir alle werden ihm ein ehrendes und vor allem persönliches
Andenken bewahren.

Walter Strigl
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Altmünster 2001
Die rechtswissenschaftliche Fakultät der Universität Linz ver-
anstaltet vom 24. 9. bis 28. 9. 2001 im Alpenhotel am See, Alt-
münster/Traunsee, ein Seminar für absolvierte Juristen. (Leitung:
o.Univ.-Prof. Dr. Peter Rummel im Zusammenwirken mit o.Univ.-
Prof. Dr. Attila Fenyves, em. Univ.-Prof. Dr. Dr. h. c. mult. Franz
Bydlinski und o.Univ.-Prof. iR Dr. Helmut Koziol.)

Die Vorträge werden folgende Themen aus dem Gebiet des Privat-
rechts und des zivilgerichtlichen Verfahrensrechts behandeln:

o.Univ.-Prof. Dr. Peter Bydlinski: Der Missbrauch unbeschränkbarer
Vollmacht

a.Univ.-Prof. Dr. Michael Gruber: Informationspflichten beim Ver-
trieb von Finanzdienstleistungen

o.Univ.-Prof. Dr. Attila Fenyves: Hepatitis C und Versicherungsver-
trag

o.Univ.-Prof. Dr. Heinz Krejci: Fragen der Gewährleistungsreform

Prof. DDr. Ulrich Magnus: Aktuelle Fragen zum UN-Kaufrecht

a.Univ.-Prof. Dr. Reinhard Resch: Dispositionen des Sozialversi-
cherten über Ansprüche aus Personenschäden

o.Univ.-Prof. Dr. Bernd Schilcher: Thema noch offen

o.Univ.-Prof. Dr. Bea Verschraegen: Internationales Schuldrecht:
Gemeinschaftsrecht, Konventionsrecht und autonomes IPR

Zu einigen Vorträgen sind Koreferate geplant.

Die Kosten für Unterbringung und Verpflegung werden sich auf ca
S 2800,– belaufen. Der Kursbeitrag wird voraussichtlich S 1000,–
betragen.

Schriftliche Anmeldungen werden bis 30. 6. 2001 erbeten an Frau
Univ.-Ass. Mag. Carmen Bumberger, Institut für Zivilrecht, Johannes
Kepler Universität Linz, 4040 Linz/Auhof. Da die Teilnehmerzahl
beschränkt ist, erfolgt bis Ende Juli noch eine gesonderte Mitteilung
an die Angemeldeten über die Möglichkeit der Teilnahme.
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Erfahrung mit Qualitäts-
management in deutschen
Anwaltskanzleien
„Die Erfahrung möchte ich nicht missen“, ist ein viel gehörter Satz,
wenn man sich in Deutschland mit Anwälten über ihr Qualitäts-
managementsystem nachdenken hört. Viele würden es das nächste
Mal anders machen, weniger auf peinlich genaue Dokumentation,
und mehr auf die Einbeziehung aller Mitarbeiter der Kanzlei Wert
legen. Aber das erste Mal ist es immer schwer. Gut dran sind jene
Kanzleien, die sich erst später mit dem Thema befasst haben und
so von den Erfahrungen anderer profitieren können. So können
nun die Kanzleien in Österreich von den Erfahrungen profitieren,
die in Deutschland gemacht worden sind. Aber worum geht es
überhaupt, wenn man von Qualität in der Kanzlei spricht?

Der Wandel des Marktes für anwaltliche Dienstleistungen, insbe-
sondere das Größenwachstum, die erhöhte Publizität, die Zusam-
menschlüsse, der Auftritt internationaler Kanzleien und Rechtsbera-
tungsarme der Big Five genannten Wirtschaftsprüfungsfirmen füh-
ren zu einer höheren Professionalisierung der anwaltlichen Dienst-
leistungen. Hinzu kommen die gewachsenen Ansprüche der Man-
dantschaft, die anwaltliche Dienstleistung mit anderen Dienstleis-
tungen, zB von Banken, Beratungsunternehmen etc vergleicht und
dabei einen gewissen Nachholbedarf bei den juristischen Rat-
gebern in Bezug auf Kundenorientierung, Internationalität und
Service feststellt. Alle diese und weitere Änderungen, wie zum
Beispiel die Zulassung überörtlicher Sozietäten und integrierter
Beratungsdienstleistungen (Steuerberatung, Rechtsberatung, Wirt-
schaftsprüfung, die bei näherer Betrachtung eigentlich alle eine
Rechtsberatung bedeuten, nämlich im allgemeinen Recht, Steuer-
recht und Bilanzrecht), die in Österreich derzeit noch nicht zulässig
sind, haben in Deutschland zu einem „Erwachen“ des Berufs-
standes aus seinem unternehmerischen Dornröschenschlaf geführt.
Insbesondere die neuen Großkanzleien haben den Druck und
die Notwendigkeit eines verbesserten Managements erkannt und
dabei auf Rezepte zurückgegriffen, die in der Industrie bereits
bekannt waren.

Eines dieser Instrumente, die seit Beginn der neunziger Jahre die
deutsche Industrie im globaler werdenden Wettlauf prägten, war
das sog Qualitätsmanagement (QM). Dieser schillernde Begriff
wird in einer Vielzahl von Konzepten verwandt; dahinter steht
letztlich die Verbesserung der internen Abläufe eines Unterneh-
mens, um Fehler zu vermeiden. Diese Technik war ein Baustein
bei der japanischen Produktion von zuverlässigen Autos, die in
Zuverlässigkeitsstatistiken deutsche Produkte regelmäßig hinter
sich ließen.

Qualitätsmanagement war wesentlich industriegeprägt und daher
stammen die meisten Definitionen aus dem Bereich der Produktion

industrieller Güter. Erst später kamen dann auch Umweltmanage-
mentsysteme etc zustande, um die immer höheren Anforderungen
im Bereich der Umweltauflagen zuverlässig erfüllen zu können.
Die Internationale Standardisation Organisation (ISO) hat in einer
Normreihe die Anforderungen an ein Qualitätsmanagementsystem
definiert in der Reihe ISO 9000ff, die die Grundlage der meisten
QM-Systeme ist. Dabei definiert diese Reihe Qualität in erster Linie
als die Erfüllung vorher festgelegter Anforderungen. Die externe
Bestätigung durch unabhängige Zertifizierungsagenturen soll zu-
sätzlich dafür sorgen, dass der Nachweis erbracht werden kann.
Dieses Instrument kam auch in den Blickpunkt der deutschen
Anwaltschaft, auch wenn am Anfang noch heftiger Streit darüber
schwelte, welches „System“1) denn nun das richtige sei2). In jedem
Fall machten sich einige Kanzleien auf, die Norm auf ihre Bedürf-
nisse anzupassen. Von dem Einzelanwalt in der südbadischen Pro-
vinz bis hin zu mittleren Kanzleien in Hannover versuchten sich
einige innovative Kanzleien an diesem Konzept. Es ist ein harter
Brocken, da die Norm als technische Definition in „Ingenieurs-
deutsch“ gefasst ist und daher nicht wenig Zeit beanspruchte.
Auch ist die Norm eher auf Produktionsverfahren zugeschnitten,
wo das Maß der Abweichungen bei Lasermesspunkten oder
Schweißnähten leichter erkannt und reguliert werden kann. Den-
noch kam es Anfang 1997 zu ersten Zertifizierungen. Daraufhin
sprang auch der Deutsche Anwaltsverein auf den Zug und machte
es zu einem Leitthema auf dem Anwaltstag 1997 in Frankfurt/
Main. Leitfäden wurden erstellt3), endlose Artikel und Erfahrungs-
berichte wurden geschrieben4).
Aber schon Ende 1999 ist Qualitätsmanagement eigentlich kein
Thema mehr. Zum einen liegt es daran, dass das Thema nicht von
den Verbänden gepflegt worden ist, auch fehlten geeignete Promo-
toren und methodisches Know-how, um so ein System zu installie-
ren. Schließlich war es für die Anwaltschaft bei genauerer Sicht
ein produktionsorientiertes Instrument, das in bestimmten Kanzlei-
typen, nämlich mittleren und großen, sehr wohl Verwendung fin-
det, da diese Kanzleien zunehmend komplex geworden sind und
daher eine Standardisierung Not tut. Kleinere Kanzleien, soweit
sie es auf sich genommen haben, profitierten zwar eigenen Aus-

1) Es gibt neben der ISO auch sog Total Quality Management, EFQM
(einen Leitfaden zur Selbstbewertung der European Foundation for
Quality Management), die über die ISO-Normenreihe 9000ff hinaus-
gehen und eine sehr viel intensivere Beschäftigung mit dem Thema ver-
langen, aber in der Regel auch sehr gute Ergebnisse erbringen.

2) Nachzulesen in TQM Qualitätsmanagement in der Anwaltskanzlei,
DAV Leitfaden, Vorbrugg ua Deutscher Anwaltsverlag 1997.

3) Qualität in der Anwaltskanzlei, Freitag ua, DAV Leitfaden, 1999;
Blümel, Petra ua, Qualitätsmanagement und Zertifizierung: Leitfaden
für Rechtsanwälte, Herausgegeben von der Bundesrechtsanwaltskam-
mer, Köln 1998; Kohl, Herfried, Qualitäts- und Umweltmanagement für
Finanzdienstleister und Kanzleien: Aufbau, Optimierung und Zertifizie-
rung Berlin, Heidelberg, New York 1997.

4) Eine umfangreiche Literaturliste mit über 80 Verweisen aus deutschen
Quellen kann beim Autor angefordert werden.
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sagen nach ebenfalls, aber die erstellten Handbücher zeigen das
Dilemma des QM nach ISO 9000 auf: Da lediglich die selbst
definierten Anforderungen zu erfüllen sind, ist auch die Herstellung
einer Schwimmweste aus Beton zertifizierbar, und manch eine
Kanzlei hat das Handbuch, das den Anforderungen an eine
umgangssprachlich verstandene „Qualität“ kaum standhält. Der
positive Aspekt ist dagegen, dass die Kanzleien eine stärker
ablauforientierte Sicht ihrer Organisation bekamen und verstan-
den, dass die Organisation ein System ist, bei dem viele Faktoren
ineinander greifen müssen, damit am Ende ein zufriedener Klient
dasteht. So darf sich der Anwalt nicht wundern, wenn sein Schrift-
satz fehlerhaft ist, wenn seine Diktatqualität nicht einwandfrei ist.
Der Gedanke des Qualitätsmanagements ist zwar ein richtiger;
aber wer zu sehr an der ISO-Norm klebt, wird nicht viel erreichen.
Wichtig ist, diesen Gedanken für die Anwaltschaft dadurch frucht-
bar zu machen, dass man die speziellen Anforderungen an das
Management von Kanzleien verschiedener Größe richtig beurteilt
und dann ein Instrumentarium anbietet, das wirklichen Nutzen
stiftet.

Denn es geht bei dieser Debatte eigentlich auch um mehr, nämlich
dass der Anwaltstand als Ganzes, genauso wie das Unternehmen
Anwaltskanzlei, um die Qualität seiner Dienstleistung besorgt sein
muss. Für den Anwaltstand ist es wichtig, die wirtschaftliche Kraft
zu erhalten, weil sie Voraussetzung für Unabhängigkeit dieses
Freien Berufes ist. Und da gesetzliche Schutzzäune zunehmend
wegfallen werden, so wie sie schon in der Vergangenheit gefallen
sind (siehe Werbeverbot), wird sich die Antwort aus dem Stand
von innen heraus entwickeln müssen. Management mit den moder-
nen Instrumenten der Unternehmensführung wird zunehmend ein
Muss. Dass der Berufsstand aufgrund seiner Historie, seiner Aus-
richtung an der öffentlichen Verwaltung und seiner von hoher Indi-
vidualität geprägten Arbeitsweise nicht dafür vorbereitet ist, be-
deutet zusätzliche Beschwernis.

Die Anforderungen an die Kanzleien sind vielfältig: Zum einen
müssen sie sich strategisch ausrichten, um Vorteile der Spezialisie-
rung wahrnehmen zu können und damit dem ständig steigenden
Kostendruck zu entgehen. Diese Ausrichtung sollte durch geeigne-
tes Marketing (also Markt- und Wettbewerbsbeobachtung) unter-
stützt und kommuniziert werden. Die Organisation sollte die Erledi-
gung der anvertrauten Causa nach den Maßstäben der „Best
Practise“, also der optimalen Erledigung im Vergleich zu den Wett-
bewerbern, genauso anspruchsvoll erledigen helfen wie die juristi-
sche Lösung sich immer am „besten Weg“ orientieren muss. Und
sie sollte über eine angemessene Aufbaustruktur (Organigramm)
verfügen, in der Aufgabenerledigung bestimmten Stelleninhabern
zugewiesen ist. Schließlich müssen Kommunikationsstrukturen be-
stehen, damit zielgerichtet kommuniziert wird.

Das Personal bedarf einer sorgfältigen Auswahl, Einarbeitung und
Weiterbildung, um wandelnden Anforderungen gerecht zu wer-

den. Auch muss die Technik auf dem neuesten Stand gehalten
werden.

Im Bereich der Mandatsbearbeitung (und nur diesen Teil berück-
sichtigt die „produktions“orientierte ISO-Norm) müssen nicht nur
die Fristenüberwachung, sondern auch die Aktenverwaltung, der
Postein- und -ausgang, das Honorarwesen und die Buchhaltung
nach klaren Prinzipien funktionieren. Bei überörtlichen Kanzleien
wird der Bedarf an Koordination größer sein als bei Einzelanwäl-
ten.

Um all diesen Herausforderungen gerecht zu werden, bedarf es
Zeit. Zeit, die der Anwalt in der Regel aufgrund seines termin- und
fristengebundenen Arbeitens nicht hat. Es bedarf Methodenkennt-
nis, die im Laufe der Ausbildung nicht beigebracht wurde. Und es
bedarf Information, die es nicht oder nur bruchstückhaft gibt. Die-
ses Dilemma wird der Berufsstand nicht kurzfristig auflösen kön-
nen. Er muss es aber mittelfristig. Er muss vor allem den Mut haben
anzufangen. Qualitätsmanagement bedeutet, sich mit der eigenen
Organisation zu beschäftigen. Es bedeutet, sich über Abläufe und
Strukturen klar zu werden und den Blickwinkel des Mandanten
einzunehmen. Für kleinere Kanzleien liegt der Schwerpunkt in der
wirtschaftlichen Betrachtung, also der Buchhaltung, der Honorare,
der Ausrichtung. Bei mittleren Kanzleien wird es der Wunsch nach
Standardisierung und Harmonisierung der Abläufe sein. Bei gro-
ßen Kanzleien steht die Notwendigkeit, den vertretenden Klienten
an verschiedenen Standorten den gleichen, qualitativ hochwerti-
gen Service anbieten zu können und daher auch Information und
Kompetenz an mehreren Plätzen zur Verfügung zu halten.

Wenn es eine Zwischenbilanz der Debatte um die unternehmeri-
schen Herausforderungen für die Anwaltschaft in Deutschland gibt,
dann die, dass das Marketing begeistert aufgenommen wurde,
das dort gemachte Versprechen hochwertiger Dienstleistung aber
nur von einem kleinen Teil der Kanzleien tatsächlich durch organi-
satorische Maßnahmen untermauert wurde (ca 200 Kanzleien
sind in Deutschland zertifiziert nach ISO 9001 oder 9002 von
insges ca 37.000). Die unzureichende Vertiefung der Debatte, die
fehlende Anpassung an die Belange von Kanzleien, das zu wenig
den verschiedenen Kanzleitypen angepasste Schema der ISO-
Norm und schließlich auch das Versagen der Verbände in dieser
Frage haben dazu geführt, dass eine ISO-Debatte in Deutschland
tot und damit eine Chance verpasst ist. Die Notwendigkeit, Quali-
tät zu liefern, die sich nicht wie mit Beton gefüllte Schwimmwesten
anfühlt, besteht aber weiterhin. Wenn es gelingt, die Belange der
Klienten als Anforderung in das Kanzleimanagement einzubezie-
hen, dann liefert das Modell des ISO-Qualitätsmanagements einen
wichtigen Baustein. Wenn es gelingt, sich nicht mit einfachen und
schnellen Lösungen zufrieden zu geben, sondern nachhaltig und
bewusst mit den Herausforderungen umzugehen, kann der Berufs-
stand als Ganzes von der Debatte um Qualität profitieren und ge-
eignete Kanzleimanagementsysteme für die verschiedenen Kanz-
leitypen definieren. Der Weg, den die ÖRAK mit der Empfehlung
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an die Kammern, sich mit dem Qualitätsmanagement zu beschäfti-
gen geht, ist sicherlich der richtige.
Wenn man aus Fehlern lernen will, wie es der Qualitätssicherungs-
gedanke fordert, dann sind hier optimale Bedingungen für ein
Instrumentarium zur unternehmerischen Führung einer Anwalts-
kanzlei gegeben, von dem die österreichische Anwaltschaft und
der Berufsstand als Ganzes profitieren können.

Christoph H. Vaagt

Siehe dazu die Buchbesprechungen von RA Dr. Michael Auer auf
S 356 und S 357 in diesem Heft.

Allgemeiner Gerichtsstand
und Hauptwohnsitz
Die österreichische Rechtsordnung verwendete bis 1994 als örtli-
chen Anknüpfungspunkt häufig den Begriff „ordentlicher Wohn-
sitz“. Im B-VG wurde dieser Begriff zunächst bei der Regelung des
Wahlrechts zu Landtag und Gemeinderat (Art 95 Abs 1, Art 117
Abs 2 B-VG) sowie – im Zusammenhang mit der Mandatsvertei-
lung auf Wahlkreise – bei der Definition des Begriffes „Bürger-
zahl“ (Art 26 Abs 2 B-VG) verwendet, später auch bei der
Umschreibung der „Landesbürgerschaft“ (Art 6 Abs 2 B-VG idF der

B-VG-Novelle 1988, BGBl 685). Auch in vielen einfachen Geset-
zen wurde dieser Begriff zur Bezeichnung einer örtlichen Anknüp-
fung benutzt.5) Daneben gibt es seit Erlassung der Jurisdiktions-
norm (1895) den Begriff des „Wohnsitzes“, der zur Bestimmung
des allgemeinen Gerichtsstandes herangezogen wird.

Gemäß § 66 Abs 1 JN, RGBl 1895/111, wird der allgemeine
Gerichtsstand einer Person durch den Wohnsitz bestimmt. Der
Wohnsitz einer Person ist an dem Orte begründet, an welchem sie
sich in der erweislichen oder aus den Umständen hervorgehenden
Absicht niedergelassen hat, daselbst ihren bleibenden Aufenthalt
zu nehmen.

Der allgemeine Gerichtsstand einer Person wird nach Abs 2 auch
durch ihren gewöhnlichen Aufenthalt begründet. Der Aufenthalt
einer Person bestimmt sich ausschließlich nach tatsächlichen Um-
ständen; er hängt weder von der Erlaubtheit noch von der Freiwil-
ligkeit des Aufenthaltes ab. Bei der Beurteilung, ob ein Aufenthalt
als gewöhnlicher Aufenthalt anzusehen ist, sind seine Dauer und
seine Beständigkeit sowie andere Umstände persönlicher oder
beruflicher Art zu berücksichtigen, die dauerhafte Beziehungen
zwischen einer Person und ihrem Aufenthalt anzeigen.6)7)

5) Rudolf Thienel, Journal für Rechtsordnung7 (1999) 124.
6) IdF ZVN 1983; sonst Stammfassung.
7) IdF ZVN 1983; sonst Stammfassung.
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Wenn eine Person ihren Wohnsitz und ihren gewöhnlichen Aufent-
halt nicht im Sprengel desselben Gerichtes oder wenn sie in den
Sprengeln mehrerer Gerichte einen Wohnsitz oder einen gewöhn-
lichen Aufenthalt hat, so ist für sie bei jedem dieser Gerichte ein
allgemeiner Gerichtsstand begründet. Es steht in einem solchen
Fall dem Kläger die Wahl frei, bei welchem der verschiedenen
Gerichte er die Klage einbringen will (Abs 3).

Mit Bundesverfassungsgesetz 1994/509, mit dem das Bundes-
Verfassungsgesetz idF von 1929 geändert wird bzw durch
das Hauptwohnsitzgesetz, BGBl 1994/505, wurde der Begriff
„ordentlicher Wohnsitzsitz“ durch „Hauptwohnsitz“ ersetzt. Durch
das Hauptwohnsitzgesetz wurde das Meldegesetz 1991, BGBl
1992/9, dahingehend geändert, dass im § 1 (Begriffsbestimmun-
gen) die Abs 6 und 7 nunmehr wie folgt lauten:

„(6) Ein Wohnsitz eines Menschen ist an einer Unterkunft begrün-
det, an der er sich in der erweislichen oder aus den Umständen
hervorgehenden Absicht niedergelassen hat, dort bis auf weiteres
einen Anknüpfungspunkt von Lebensbeziehungen zu haben.

(7) Der Hauptwohnsitz eines Menschen ist an jener Unterkunft
begründet, an der er sich in der erweislichen oder aus den Umstän-
den hervorgehenden Absicht niedergelassen hat, diese zum Mittel-
punkt seiner Lebensbeziehungen zu machen; trifft diese sachliche
Voraussetzung bei einer Gesamtbetrachtung der beruflichen, wirt-
schaftlichen und gesellschaftlichen Lebensbeziehungen eines Men-
schen auf mehrere Wohnsitze zu, so hat er jenen als Hauptwohn-
sitz zu bezeichnen, zu dem er das überwiegende Naheverhältnis
hat.“

Ergänzend dazu bestimmt Art 151 Abs 9 B-VG idF des Bundesver-
fassungsgesetzes 1994/504, dass in den Rechtsvorschriften des
Bundes und der Länder mit Wirkung vom 1. 1. 1996 der Begriff
„ordentlicher Wohnsitz“ in allen seinen grammatikalischen For-
men durch den Begriff „Hauptwohnsitz“ in der jeweils entsprechen-
den grammatikalischen Form ersetzt wird, sofern der Begriff
„ordentlicher Wohnsitz“ nicht bis zum Ablauf des 31. 12. 1995
durch den Begriff „Wohnsitz“ ersetzt wird; vom 1. 1. 1996 an
darf der Begriff „ordentlicher Wohnsitz“ in den Rechtsvorschriften
des Bundes und der Länder nicht mehr verwendet werden.

Im Vorfeld zur Volkszählung 2001 findet sich in einem Rundschrei-
ben des Bundesministeriums für Inneres8) an:

1. alle Ämter der Landesregierungen

2. Sicherheitsdirektionen

3. Bundespolizeidirektionen

bezüglich § 17 des Meldegesetzes 1991 (Reklamationsverfahren)
unter Pkt 1 die Bedeutung des Hauptwohnsitzes folgende Text-
stelle:

„Der Hauptwohnsitz hat für den Betroffenen maßgebliche Bedeu-
tung im Hinblick auf die ‚örtliche Zuständigkeit von Behörden und
Gerichten‘.“

Die Frage, die sich in diesem Zusammenhang stellt, ist folgende:

Wurde dem § 66 Abs 1 JN durch Art 151 Abs 9 B-VG idF des
Bundesverfassungsgesetzes BGBl 1994/504 derogiert und ist
auch für die Beurteilung des allgemeinen Gerichtsstandes der
„Hauptwohnsitz“ maßgeblich oder nicht. Die Frage ist meines
Erachtens nach eindeutig zu verneinen. § 66 Abs 1 JN hat seit je-
her vom „Wohnsitz“ und nicht vom „ordentlichen Wohnsitz“
gesprochen. Art 151 Abs 9 B-VG lässt den Begriff „Wohnsitz“ ne-
ben dem Begriff „Hauptwohnsitz“ zu und entwickelt damit
gegenüber § 66 Abs 1 JN lediglich eine bestätigende, keinesfalls
aber eine aufhebende Wirkung. Der Hinweis im Rundschreiben
des BMI, wonach der Hauptwohnsitz für die Zuständigkeit von
Behörden und „Gerichten“ von Bedeutung ist, ist sohin falsch. Für
die Beurteilung des allgemeinen Gerichtsstandes einer Person ist
daher nach wie vor der „Wohnsitz“ gem § 66 Abs 1 JN bzw der
„gewöhnliche Aufenthalt“ nach § 66 Abs 2 leg cit maßgeblich.

wHRiR RAA Dr. Roman Häußl

Legal-English in America
Am 14. 5. 2001 erhielten offenbar viele österreichische Kollegin-
nen und Kollegen unaufgefordert ein Werbe-Telefax von „Legal-
Ease International“ aus New York, USA.

Ich sandte folgendes E-Mail an die in der Werbeschrift angeführte
Adresse „info@legalenglish.com“:

„Sehr geehrte Damen und Herren!

Sie haben ein ‚Fax to Austrian Attorneys‘, offenbar an alle österrei-
chischen Rechtsanwälte, geschickt, das auch ich als österrei-
chischer Rechtsanwalt erhalten habe. Ich mache Sie auf die dies-
bezüglichen gesetzlichen Bestimmungen der unzulässigen Wer-
bung durch Telefax (und auch durch E-Mail / Spamming) aufmerk-
sam. Im gesamten europäischen Raum – ebenso wie vermutlich
auch in den USA – sind solche Werbemethoden unzulässig und
der Unterlassungsanspruch gerichtlich einklagbar.

Mit freundlichen Grüßen

RA Dr. Harald Bisanz“.

Dass die Gegenseite meinen (deutschen) Test sehr gut verstanden
hatte, zeigte mir die coole, freilich falsche Antwort per E-Mail aus
USA vom gleichen Tag. Diese lautete:

„Do not send German email! It is against the law.“

Sonst nichts.

Ein Fall für CAUCE/USA, Coalition Against Unsolicited Commercial
Email (www.cauce.org) oder Euro CAUCE (www.euro.cauce.org)?

RA Dr. Harald Bisanz
(Präsident des Österreichischen Rechtsanwaltsvereines)

8) Zl 11.000/176-II/13/00 vom 10. 10. 2000.
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Disziplinarrecht
7752

§ 1 DSt, § 23 RL-BA –
Aufträge des RAK-Ausschusses

Die Nichtbefolgung von Aufträgen des RAK-
Ausschusses im Zusammenhang mit einer als
einstwMaßn beschlossenen Überwachung der
Kanzleiführung durch den Ausschuss, die Nicht-
vorlage von verlangten Unterlagen, die Nichter-
teilung von begehrten Auskünften, die Nichtein-
haltung von Zusicherungen und die Weigerung,
den mit der Überwachung (vom Ausschuss) be-
auftragten Anwälten eine Vollmacht zu erteilen,
sind Berufspflichtenverletzungen und Verhal-
tensweisen, die Ehre und Ansehen des Standes
beeinträchtigen. Die Nichteinhaltung vereinbar-
ter Raten für rückständige Kammerbeiträge be-
einträchtigt Ehre und Ansehen des Standes.

OBDK 18. 12. 2000, 16 Bkd 17/00

Aus den Gründen:

Gem § 28 Abs 1 RAO gehören zum „Wirkungskreis des Ausschus-
ses“ einer RAK zahlreiche, mit unterschiedlichen Rechtsakten zu er-
ledigende – demonstrativ aufgezählte – Aufgaben, unter anderem
auch die Wahrnehmung des standesrechtlichen Überwachungs-
und Aufsichtsrechtes.

Gem § 23 2. Satz RAO obliegt sowohl der Kammer als auch dem
Ausschuss die Wahrung der Ehre, des Ansehens und der Rechte
wie auch die Überwachung der Pflichten des RA-Standes, und er-
gänzend dazu schreibt § 1 DSt 1990 vor, dass ein RA, der schuld-
haft die Pflichten seines Berufes verletzt oder durch sein Verhalten
die Ehre oder das Ansehen des Standes beeinträchtigt, ein DisVer-
gehen begeht, welches vom DR zu behandeln ist (§ 1 Abs 2 DSt
1990). Im Übrigen obliegt die standesrechtliche Aufsicht dem Aus-
schuss der RAK (§ 1 Abs 3 DSt 1990, § 23 RAO).

Aufträge und Weisungen gem § 23 RAO bringen den Willen des
Ausschusses einer RAK zum Ausdruck, gegenüber einem Standes-
angehörigen die Regelung einer konkreten Verwaltungsangelegen-
heit zu treffen. Dadurch werden gesetzliche bzw durch Standes-
richtlinien festgelegte Rechte bzw Verhaltenspflichten einzelnen
Standesangehörigen gegenüber dadurch konkretisiert, dass ihnen
ein bestimmtes (standesgemäßes) Verhalten verbindlich vorge-
schrieben wird. Unterlässt ein gem § 23 RAO beauftragter Stan-
desangehöriger die Befolgung des an ihn gerichteten Auftrags,
setzt er sich damit dem Verdacht aus, durch sein Verhalten die im

Auftrag gem § 23 RAO vorgeschriebenen Standespflichten verletzt
zu haben und kann dafür disziplinär zur Verantwortung gezogen
werden. Dabei sind die DisBehörden nicht an die Ansicht des Aus-
schusses gebunden, sondern bestimmen in einem allfälligen Dis-
Verfahren entweder in Übereinstimmung mit dem Ausschuss oder
auch unter Abweichung von der Meinung des Ausschusses letztver-
antwortlich, welches Verhalten die Standespflichten im Einzelfall
von einem Standesangehörigen verlangen. Ob eine individuelle
behördliche Anordnung gem § 23 RAO gesetzmäßig ist, das
heißt, ob sich der betreffende Standesangehörige in seinen ihm
durch RAO und DSt 1990 vorgeschriebene Pflichten als Anwalt
vergangen hat, das festzustellen ist nämlich nur der DR in einem
Verfahren berufen, wobei der Rechtszug durch das DSt geregelt ist
(VfSlg 1314 und Feil/Wennig, Anwaltsrecht § 23 Rz 1).

Der DR hat in einem eingeleiteten DisVerfahren eigenverantwort-
lich (also ohne Bindung) die in einem Auftrag gem § 23 RAO vor-
gesehenen Verhaltenspflichten zu beurteilen, ob ein Standesange-
höriger durch sein – entgegen einem Auftrag gesetztes – Verhalten
gegen RAO und DSt 1990 verstoßen hat. Ergibt die Prüfung, dass
der bescheidmäßige Auftrag gem § 23 RAO „in den Grenzen des
Gesetzes“ erlassen wurde, hat die DisBehörde eine Strafe zu ver-
hängen, weil und insofern der betreffende Standesangehörige die
durch einen Auftrag gem § 23 RAO präzisierten Standespflichten
verletzt hat (s dazu „Stolzlechner“ in AnwBl 1999, 532ff).

Gem § 43 Abs 6 RL-BA hat der RA einem oder mehreren der Ver-
schwiegenheitspflicht unterliegenden, von der zuständigen RAK in
Ausübung ihrer Befugnisse gem § 23 RAO Beauftragten, die Ein-
sichtnahme in seine Anderkonten und die auf diese bezughaben-
den Unterlagen zu gewähren und Auskünfte zu erteilen. Es beein-
trächtigt Ehre und Ansehen des Anwaltsstandes und stellt eine
Berufspflichtenverletzung dar, wenn ein Anwalt Aufträge der Stan-
desbehörde iSd § 23 RAO nicht umgehend befolgt (AnwBl 1987,
78). Der DR hat unbekämpft festgestellt, welchen dem DB zur Über-
wachung seiner Kanzleiführung durch den Ausschuss der Y-RAK
erteilten Aufträgen seitens des DB nicht entsprochen wurde, welche
von ihm verlangten Unterlagen nicht vorgelegt wurden, welche
Zusicherungen er nicht eingehalten hat und insbesondere auch,
welche Auskünfte er über das Treuhandkonto in der Treuhand-
angelegenheit XZ nicht bzw nicht fristgerecht erteilt hat und auch
seine Weigerung, den mit der Überwachung beauftragten Anwäl-
ten eine von ihnen begehrte Vollmacht zu erteilen.

Anmerkung:

Aus der E ist eine schöne Darstellung des Aufsichts- und Weisungs-
rechtes gem § 23 RAO ersichtlich. Weisungen des Ausschusses
sind keine Strafmaßnahmen (wie die DisStrafe des „Verweises“
[§ 16 DSt] oder die früher übliche „Rüge“ oder „Missbilligung“
durch den Ausschuss, s dazu VfGH 6. 10. 1982, B 646/81,
AnwBl 1989, 564), sondern entsprechen dem durch den Gesetz-
geber dem Ausschuss übertragenen Aufsichtsrecht.
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Hier waren sie offensichtlich begründet. Das ganze Verhalten des
Besch stellte eine permanente Verletzung seiner Pflichten als Kam-
mermitglied dar. Bei einer extensiven Auslegung des Begriffes
„Berufspflichten“ (gemeint: nicht nur gegenüber dem Klienten, son-
dern auch gegenüber der Standesbehörde) ist der Schuldspruch
verständlich. Die Folge war eine empfindliche DisStrafe (3 Monate
Untersagung der Ausübung der RA-schaft).

Strigl

7753

§ 23 RAO, § 18 RL-BA –
Umgehung des Gegenvertreters

§ 28 Abs 2 DSt – Einleitungsbeschluss
1. Die Nichtbefolgung von Aufträgen der RAK
durch einen RA ist ein Vergehen gegen die Be-
rufspflichten. Auch in „eigener Sache“ ist die
Umgehung des gegnerischen Vertreters standes-
widrig.

2. Der KA kann den Einleitungsbeschluss nicht
ausdehnen, dies kann nur der DR.

3. § 57 RAO – Bezeichnung „Rechtsanwalt“.

OBDK 11. 9. 2000, 6 Bkd 2/00

Aus den Gründen:

Zu Faktum 1.a) des Schuldspruches vertritt der DB in seiner Beru-
fung die Ansicht, dass ihm hier der Vorwurf einer Berufspflichten-
verletzung nicht gemacht werden könne, weil er „in eigener
Sache“ tätig gewesen sei.

Es entspricht zwar ständiger Judikatur, dass eine Berufspflichten-
verletzung iSd § 1 Abs 2 DSt grundsätzlich voraussetzt, dass der
Anwalt in Ausübung seines Berufes, nicht aber in eigener Sache
gehandelt hat.

Es gibt aber Berufspflichten, die von einem RA als absolutes Gebot
schlechthin einzuhalten sind, bei welchen sich die Frage, ob der
RA in eigener Sache handelt, von vornherein nicht stellt. So ist die
Nichtbefolgung von Aufträgen der RAK durch einen RA ein Verge-
hen gegen die Berufspflichten (OGH 18. 2. 1954, SSt 25/13).
Auch „in eigener Sache“ ist die Umgehung des gegnerischen Ver-
treters standeswidrig (AnwBl 1992, 117).

Das allgemeine Verbot gem § 57 Abs 1 RAO, die Berufsbezeich-
nung „Rechtsanwalt“ unberechtigt zu führen, stellt auch eine selbst-
verständliche Berufspflicht eines Rechtsanwaltsanwärters dar, wel-
che nicht besonders gesetzlich geregelt oder in den Richtlinien zur
Berufsausübung angeführt werden muss.

Die Kenntnis des KA vom Sachverhalt lt Punkt 1.a) des Schuldspru-
ches liegt jedenfalls nicht vor dem 2. 2. 1998, an welchem Tag

eine Kopie des Anmeldungsformulares des Verkehrsamtes beim DR
eintraf. Aufgrund der diesbezüglichen Nachtragsanzeige vom
16. 7. 1998 wurde am 23. 7. 1998 ein UK bestellt, sodass die
Jahresfrist gem § 2 Abs 1 Z 1 DSt gewahrt ist.

Die Nachtragsanzeige zu Faktum 1.a) erfolgte am 16. 7. 1998,
somit nach dem Termin der Verhandlung vom 3. 7. 1998. Der Um-
stand, dass der DB am 15. 5. 1996 in das Anmeldungsformular
des Verkehrsamtes seinen Beruf mit „Rechtsanwalt“ angab, war
zwar, wie sich aus dem Protokoll ergibt, insbesondere Thema der
Befragung des DB durch den KA. Entgegen den Ausführungen in
der Berufung ist hier jedoch § 263 StPO nicht analog anzuwen-
den. Gem § 77 Abs 3 DSt sind die Bestimmungen der StPO im Dis-
Verfahren insoweit sinngemäß anzuwenden, als sich aus dem DSt
nichts anderes ergibt und die Anwendung der Bestimmungen der
StPO mit den Grundsätzen und Eigenheiten des DisVerfahrens ver-
einbar ist. Letzteres ist aber nicht der Fall, da die Bestimmungen
des § 263 StPO vom Anklageprinzip ausgehen, welches im Dis-
Verfahren jedoch nicht gilt (Bkd 117/85). Da der Einleitungs-
beschluss nicht vom KA, sondern vom DR gefasst wird, kann der
KA den Einleitungsbeschluss nicht ausdehnen und es wäre auch
ein Verfolgungsvorbehalt iSd § 263 StPO sinnwidrig.

Anmerkung:

Die Befolgung von Aufträgen der RAK (Ausschuss) durch einen RA
muss nicht unbedingt als „absolutes Gebot schlechthin“ aufgefasst
werden, es genügt schon die extensive Begriffsbestimmung des
Begriffes „Berufspflichten“, dh nicht nur gegenüber dem Klienten,
sondern auch gegenüber der Standesbehörde (s dazu auch die
vorige E).

Die Berufsbezeichnung „Rechtsanwalt“ ist gesetzlich geregelt:
Gem § 57 Abs 1 RAO begeht derjenige, der sie unberechtigt führt,
eine Verwaltungsübertretung. Ein ReAA hat keine Sonderstellung
und darf sich – wie jeder andere „Nichtanwalt“ – nicht Rechts-
anwalt nennen.

Standesrechtlich interessant ist die Frage der Ausdehnung des
Einleitungsbeschlusses: vor der mündlichen DisVerhandlung ist die
Sache einfach, weil der KA die Einbeziehung eines neu hinzuge-
kommenen Faktums und die Ausdehnung der Untersuchung auf
dasselbe leicht und einfach beantragen kann; die Einbeziehung
des neuen Faktums erfolgt – auf Antrag des KA – durch den DR-Prä-
sidenten, der UK bleibt derselbe. In der mündlichen Verhandlung
dehnt der KA die inkriminierten Vorwürfe manchmal aus; wenn
das vom Rahmen des bestehenden Einleitungsbeschlusses nicht
gedeckt ist, müsste er die Einbeziehung der neuen Fakten in das
Verfahren beantragen und der DR müsste die Einbeziehung erst
beschließen. Dazu hat der Besch aber das Recht, die – sofortige –
Verhandlung über die „ausgedehnten“ Tathandlungen, die vom
Einleitungsbeschluss nicht umfasst sind, zu verweigern (§ 36 Abs 2
DSt – s dazu auch VfGH vom 13. 12. 2000, B 956/00, OBDK
20. 3. 2000, 3 Bkd 9/99, AnwBl 2001, 214). Ihm steht (auch) –
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analog § 77 Abs 3 DSt, § 221 Abs 1 StPO – eine Vorbereitungs-
frist von wenigstens drei Tagen zu, wobei zwecks rechtzeitiger
Möglichkeit, bei allfälliger Senatsänderung auch auf das ihm
zustehende „Ausschließungsrecht“, innerhalb einer Woche nach
Zustellung der Ladung (bzw nach dem in der 1. DisVerhandlung
gefassten Vertagungsbeschluss) bezüglich neuer Senatsmitglieder
(s auch AnwBl 2001, 215), Bedacht zu nehmen sein wird.

Da die erforderliche Zustimmung des Besch zur Ausdehnung des
Einleitungsbeschlusses in der DisVerhandlung auf von ihm nicht
erfasste Tathandlungen auch schlüssig erteilt werden kann, indem
er sich in die Verhandlung zum ausgedehnten Faktum einlässt und
sich dazu verantwortet und sich jedenfalls nicht ausdrücklich
gegen die Ausdehnung der Verhandlung und Entscheidung auf die
neue „Tat“ ausspricht (VfGH 21. 6. 2000, B 578/00, OBDK
12 Bkd 3/99, AnwBl 2000, 682), wird ein Besch gut tun, nicht
sprachlos die Ausdehnung und Weiterverhandlung dazu über sich
ergehen zu lassen, sondern seine prozessualen Rechte (s oben)
nach Wunsch und Bedarf geltend zu machen.

Ansonsten wird es sich als praktisch erweisen, wenn der Senats-
vorsitzende den Besch fragt, ob er der Ausdehnung und damit
der sofortigen Verhandlung auch über das Ausdehnungsfaktum
zustimmt, was protokolliert wird (Ausdehnungsantrag des KA –
Ausdehnungsbeschluss des Senates – Zustimmungserklärung des
Besch); wenn aber der Besch der sofortigen Verhandlung über
das Ausdehnungsfaktum nicht zustimmt, könnte – um die Ver-
tagung der Verhandlung zu vermeiden – die Beschlussfassung
über die Ausdehnung vorbehalten bleiben und die Verhandlung
(nur) im bisherigen Umfang des Einleitungsbeschlusses fortgesetzt
werden.

Strigl

7754

§ 36 RL-BA – keine OEG mit ReAA
§ 21c Z 1 und 2 RAO – Gesellschafter einer RA-Ges
Die Vereinbarung zur Gründung einer OEG zur
Ausübung der RA-schaft zwischen einem Anwalt
und seinem ReAA ist unzulässig. Die Nebenver-
einbarung, dass dem ReAA zwar ein Mitsprache-
recht zugestanden wird, er aber mit einem
Monatsgehalt von S 20.000,– als Vorauszahlung
auf seine Gewinn- und Verlustbeteiligung formal
Dienstnehmer geblieben ist, und das Abverlan-
gen eines unverzinslichen Darlehens des ReAA im
Zusammenhang mit dessen Eintritt als Gesell-
schafter ist unzulässig. Die angedrohte Konse-
quenz der Kündigung des Dienstverhältnisses,
falls der ReAA die Vorvereinbarung betreffend

seinen Eintritt in die OEG nicht unterschreibt,
ist sittenwidrig.

OBDK 18. 12. 2000, 16 Bkd 16/00

Aus den Gründen:

Was die rechtliche Beurteilung anbelangt, so zitieren die Berufungs-
werber selbst die Bestimmung des § 36, letzter Halbsatz
RL-BA, wonach der RA alles zu unterlassen hat, was ihn in eine finan-
zielle Abhängigkeit vom Rechtsanwaltsanwärter bringen könnte.
Hiezu gehört auch die Aufnahme eines „Darlehens“ bei der OEG,
an der die DisBeschuldigten als Gesellschafter beteiligt waren.

Was Punkt b des angefochtenen Erk anbelangt, so trifft es zwar zu,
dass der OGH im Verfahren 31 Cga 43/99y des LG Y die außeror-
dentliche Revision zugelassen hat; dies jedoch aus dem Grund, weil
noch keine Rechtsprechung zu der Frage bestand, ob eine Vereinba-
rung, welche gegen das Verbot des § 36 RL-BA 1977 verstößt, abso-
lut nichtig ist oder nicht. Am Verbot selbst bestand kein Zweifel.

Daraus können keine Rückschlüsse im Tatsachenbereich gezogen
werden, ob die von den DB aufgestellten Einwendungen – wie vom
DR festgestellt – nicht nachvollziehbar und unglaubwürdig waren.

Auch die Feststellung, wonach die DB den ReAA Dr. A unter star-
ken psychischen Druck gesetzt hätten, ist durch das arbeitsgericht-
liche Verfahren gedeckt. Im dortigen Verfahren wurde die Feststel-
lung getroffen, dass der Erst-DB zum Ausdruck brachte, dass er
über die Sittenwidrigkeit einer Beteiligung des Dr. A Bescheid
wisse, menschlich jedoch enttäuscht wäre, wenn es nicht zur Rea-
lisierung des Vertrages kommen sollte. Dr. A wollte im Hinblick auf
familiäre Sorgepflichten und eine aus einem Hauskauf entspringen-
den finanziellen Belastung seine Beschäftigung nicht verlieren und
stimmte somit der Vereinbarung zu. Diese mehrfach belegten Kon-
statierungen übernimmt die OBDK.

Nach den Feststellungen der Zivilgerichte, denen sich der DR
anschloss, kann die „Darlehenszuzählung“ des ReAA Dr. A nur in
untrennbarem Zusammenhang mit der zunächst „stillen“ und
dann – nach Erreichung der Eintragungsfähigkeit geplanten –
offiziellen Beteiligung an der geplanten Gesellschaft gesehen
werden, zumal nach dem Willen der Parteien die Zahlung von
S 300.000,– in eine unmittelbar folgende Gewinn- und Verlust-
rechnung der Gesellschaft einbezogen werden sollte. Der OGH
hat in seiner Entscheidung vom 5. 4. 2000, 9 ObA 80/00f diesen
Vorgang als Umgehungsgeschäft iSd § 916 Abs 1 Z 2 ABGB
gewertet, welches in Bezug auf Form, Erlaubtheit, Klagbarkeit und
Steuerfolgen nach seiner wahren Beschaffenheit zu beurteilen ist
(Rummel in Rummel I2 Rz 3 zu § 916 ABGB mwN). Für die Ver-
pöntheit bzw Nichtigkeit ist somit jedenfalls auf das umgangene
Geschäft, im vorliegenden Fall auf die gegen § 36 RL-BA 1977
verstoßende Vereinbarung (siehe auch OBDK 4. 11. 1985, Bkd
93/85 = AnwBl 1986, 648f) abzustellen.
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Anmerkung:
Ein ReAA, der Familiensorgepflichten hat und gerade ein Einfami-
lienhaus mit Fremdmitteln gekauft hat, wird durch das „Wahlrecht“,
entweder eine (für ihn ungünstige, s zB Darlehen von S 300.000,–
an seine beiden Chefs) Vorvereinbarung im Zusammenhang mit
seinem 18 Monate später anlässlich seiner Eintragung in die
RA-Liste vereinbarten Eintritt in die RA-Gesellschaft abzuschließen
oder ansonsten eine sofortige Kündigung seines ReAA-Dienstver-
trages hinnehmen zu müssen, unter erheblichen Druck gesetzt. Das
Darlehen (als vereinbarte spätere Gesellschaftereinlage) ist bei Un-
wirksamkeit dieser sittenwidrigen Vereinbarung ein unzulässiges
Umgehungsgeschäft (§ 916 Abs 1 Z 2 ABGB). Der OGH hat die-
sen Vorgang als Verstoß gegen § 36 RL-BA gewertet, weil bei Ver-
pöntheit bzw Nichtigkeit auf das umgangene Geschäft Rücksicht
zu nehmen ist; dieses ist sittenwidrig.
Der vorliegende Fall sollte ähnliche Umgehungsversuche für alle
Zukunft verhindern. Die OBDK hat die über die beiden Anwälte
verhängten Geldbußen etwas herabgesetzt, der inzwischen RA
gewordene ReAA hat gegen seinen Verweis kein Rechtsmittel erho-
ben – schade (§ 3 DSt?).

Strigl

Standesrecht
7755

§ 5 Abs 2 RAO – Vertrauenswürdigkeit
§ 10 Abs 2 RAO –

Redlichkeit und Ehrenhaftigkeit im Benehmen
Anlässlich der Eintragung eines RA ist für das
Kriterium der Vertrauenswürdigkeit sein gesam-
tes berufliches und charakterliches Verhalten
entscheidend. Dieses Verhalten hat keineswegs
ausschließlich den Schutz der Ehre und Würde
des Berufsstandes, sondern vor allem auch den
Schutz der rechtsuchenden Bevölkerung zum Ziel.

Das Gesetz kennt keine „Wiedereintragung“,
über einen Eintragungsantrag ist ohne Rücksicht
darauf zu entscheiden, ob der Bewerber schon
einmal in die Liste der RAe eingetragen war oder
nicht.

OBDK 4. 12. 2000, Bkv 4/00

Aus den Gründen:

Für die Vertrauenswürdigkeit des RA ist entscheidend, ob sein
gesamtes berufliches und charakterliches Verhalten geeignet ist,
Vertrauen in eine korrekte Berufsausübung zu erwecken (VwGH

Slg 8915A; Z f VB 1991/31/94). Neben den in § 1 RAO ange-
führten Erfordernissen für die Eintragung in die Liste der RAe stellt
gem § 5 Abs 2 RAO die Vertrauenswürdigkeit des Antragstellers
ein dominierendes Kriterium dar, worüber der Ausschuss die not-
wendigen Erhebungen zu pflegen hat. Dieser Verpflichtung ist der
Ausschuss im vorliegenden Fall umfassend nachgekommen. Er hat
das Ergebnis im angefochtenen Bescheid auch ausführlich und
sorgfältig dargestellt. Die angegebenen Verfahren und die Verfah-
renserledigungen, wie sie im angefochtenen Bescheid angeführt
sind, werden in der Berufung nicht bestritten.

In seiner Sitzung vom 20. 7. 2000 hat der Ausschuss den Antrag-
steller ausführlich „einvernommen“ (§ 5 Abs 2 RAO) und ihm Ge-
legenheit geboten, seinen Eintragungsantrag im Detail zu begrün-
den; die OBDK hat den diesen Tagesordnungspunkt betreffenden
Auszug des Protokolls der Ausschusssitzung beigeschafft und den
Inhalt ihrer Entscheidung zugrunde gelegt. Der im Gesetz enthal-
tene und standesrechtlich bedeutsame Begriff der Vertrauenswür-
digkeit wird auch in den Vorbemerkungen der Standesrichtlinien
(RL-BA 1977 idgF) angesprochen; demnach ist diese persönliche
Eigenschaft für „das Verhalten des RA’s zu den Organen der
Gemeinschaft, zu seiner Partei, zu seinem Stande und zu Dritten,
sowohl in seiner Berufsausübung wie auch in seinem Privatleben“,
bestimmend. Die Vorschrift des § 10 Abs 2 RAO, wonach der RA
überhaupt verpflichtet ist, „durch Redlichkeit und Ehrenhaftigkeit in
seinem Benehmen die Ehre und Würde des Standes zu wahren“ –
und deren Verletzung gegebenenfalls den Tatbestand des DisVer-
fahrens der Beeinträchtigung von Ehre und Ansehen des Standes
(§ 1 DSt 1990) erfüllen kann –, hat keineswegs ausschließlich den
Schutz der Ehre und Würde eines Berufsstandes, sondern vor
allem auch den Schutz der rechtsuchenden Bevölkerung zum Ziel.
Eine solche zielgerichtete Rücksichtnahme auf die präsente oder
zukünftige Klientel eines RA erfordert nicht nur die gesetzlich vor-
geschriebene Bedachtnahme auf diesen Schutz bei Verhängung
einer DisStrafe (§ 16 Abs 6 DSt) und bei einstw DisMaßnahmen
(§ 19 Abs 1 DSt), sondern auch die – gründliche Erhebungen des
Ausschusses keineswegs ausschließende, vielmehr nach § 5 Abs 1
RAO sogar gebotene – Befassung der Standesbehörde bei Prüfung
des Kriteriums „Vertrauenswürdigkeit“ anlässlich eines Antrages
auf Eintragung in die Liste der RAe. Abgesehen davon, dass das
Gesetz eine „Wiedereintragung“ nicht kennt und über einen Ein-
tragungsantrag ohne Rücksicht darauf zu entscheiden ist, ob der
Bewerber schon einmal in die Liste der RAe eingetragen war oder
nicht, hat diese Entscheidung bei Vorliegen eines früheren Berufs-
lebens, insbesondere als RA die durch das Vorleben eröffneten
Rückschlüsse auf die Vertrauenswürdigkeit keineswegs außer Acht
zu lassen. Es kommt nicht allein darauf an, ob das Verhalten eines
Eintragungswerbers formell bereits zu einer strafgerichtlichen oder
disziplinären Verurteilung geführt hat oder nicht; es können auch
Handlungen, die der Eintragungswerber vor seiner Streichung
bzw vor seinem Verzicht gesetzt hat – ja sogar solche, die vor sei-
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ner Eintragung verwirklicht wurden –, bei der Untersuchung, ob sie
ihn des Vertrauens unwürdig machen, berücksichtigt werden.

Anmerkung:

Die Umstände des Einzelfalles sind GsD selten und wenig inte-
ressant. Das verletzte Rechtsgut war immer fremdes Vermögen
(Schädigung von Privatgläubigern oder einer Gesellschaft, deren
Geschäftsführer der Besch war, Forderungen von Konkursgläubi-
gern, Bankforderungen betreffend Treuhand etc). Ein Wohlverhal-
ten innerhalb der letzten fünf Jahre beseitigte nicht den negativen
Einfluss der vorangegangenen Malversationen auf die Beurteilung
der Vertrauenswürdigkeit. Im Gegensatz zur formlos möglichen
Wiederaufnahme der Anwaltstätigkeit nach Ablauf der (höchstens
einjährigen) Frist der DisStrafe „Untersagung der Ausübung der
RA-schaft“ ist bei einem Ansuchen auf Eintragung in die Liste, von
der der Antragsteller gestrichen war (s auch die Dreijahresfrist des
§ 18 DSt) die Vertrauenswürdigkeit als Eintragungskriterium (§ 5
Abs 2 RAO) genauso wie bei einer Ersteintragung zu prüfen. Im
Falle der Entscheidung über einen fälschlich so genannten Antrag
auf „Wiedereintragung“, wo allerdings die Rückkehr in den Beruf
und die Obsorge für die Familie auf dem Spiele steht und die
Umstände daher für den Betroffenen folgenschwer, ja tragisch sein
können, ist auf Abweisung einer Ersteintragung „leichter“ zu ent-
scheiden, zumal der Eintragungswerber in der Regel ein unbe-
schriebenes Blatt ist. Aber Blätter werden später – auch negativ –
beschrieben.

Strigl

Zivilprozessrecht
7756

§ 64 Abs 1, § 71 Abs 1 ZPO
Die Vertretungsbefugnis des Verfahrenshelfers
endet grundsätzlich mit (rechtskräftiger) Beendi-
gung des Verfahrens in der Hauptsache; sie
erstreckt sich jedenfalls nicht auf spätere Ver-
fahrensschritte, die allein Fragen der Verfah-
renshilfe (hier: Entscheidung nach § 71 ZPO)
betreffen.

OLG Wien 25. 1. 2001, 15 R 5/01t

Nach rechtskräftiger Beendigung des Verfahrens sprach das Erst-
gericht mit dem angefochtenen Beschluss aus, dass der Kläger,
dem die Verfahrenshilfe gewährt worden war, gem § 71 ZPO
verpflichtet ist, die Verfahrenshelferin tarifmäßig mit S 17.807,40
zu entlohnen und die Pauschalgebühr für die Berufung in Höhe von
S 10.600,– nachzuzahlen.

Dagegen richtet sich der Rekurs der Verfahrenshelferin, in dem sie
namens des Klägers die Aufhebung des angefochtenen Beschlus-
ses beantragt.

Der Rekurs ist mangels Vertretungsbefugnis der einschreitenden
Verfahrenshelferin zurückzuweisen.

Gem § 64 Abs 1 ZPO erstrecken sich die Wirkungen der bewillig-
ten Verfahrenshilfe auf den konkreten („einen bestimmten“) Rechts-
streit sowie ein spätestens innerhalb eines Jahres nach Abschluss
des Rechtsstreits eingeleitetes Vollstreckungsverfahren. Im vorlie-
genden Fall wurde der Rechtsstreit mit der Rechtskraft der Entschei-
dung des Berufungsgerichtes, sohin im Juli 1997, abgeschlossen,
womit die Wirkungen der Verfahrenshilfe – mit Ausnahme eines
allfälligen Exekutionsverfahrens innerhalb des Folgejahres – been-
det wurden. Dies gilt auch für die Vertretungsbefugnis des als Ver-
fahrenshelfer beigegebenen Rechtsanwalts.

Jedenfalls für nach rechtskräftigem Abschluss der Hauptsache zu set-
zende Verfahrensschritte, die allein Fragen der Verfahrenshilfe be-
treffen, besteht die Vertretungsbefugnis des beigegebenen Verfah-
renshelfers nicht weiter. Insbesondere für Beschlüsse, mit denen der
Partei gem § 71 ZPO die tarifmäßige Honorierung der Leistungen
des Verfahrenshelfers aufgetragen wird, wäre Gegenteiliges schon
aufgrund der unweigerlich eintretenden Interessenkollision undenk-
bar. Gerade in Fragen der Verfahrenshilfe bedarf die Partei in Anbe-
tracht der in § 72 Abs 3 ZPO angeordneten Verfahrenserleichterun-
gen, die auch eine ausreichende Rechtsbelehrung gewährleisten,
einer qualifizierten Vertretung auch gar nicht, und zwar weder vor
der Einleitung noch nach Beendigung des Rechtsstreits.

7757

§ 73 Abs 2, § 148 Abs 2 ZPO
In sinngemäßer Anwendung des § 73 Abs 2 ZPO
wird auch eine Wiedereinsetzungsfrist unter-
brochen, wenn vor ihrem Ablauf die Bewilligung
der Verfahrenshilfe einschließlich der Beigebung
eines Rechtsanwalts beantragt wird.

OLG Wien 29. 1. 2001, 15 R 233/00w

Zutreffend ist das Erstgericht davon ausgegangen, dass durch den
von der Beklagten gleichzeitig mit den (verspäteten) Einwendungen
gestellten Antrag auf Gewährung der Verfahrenshilfe einschließlich
der Beigebung eines Rechtsanwalts auch die Frist zur Erhebung
eines Wiedereinsetzungsantrags gegen die Versäumung der Ein-
wendungsfrist in sinngemäßer Anwendung des § 73 Abs 2 ZPO un-
terbrochen wurde (siehe dazu nur Fucik in Rechberger2, Rz 2 zu
§ 73 ZPO; Fasching, Lehrbuch2, Rz 499), sodass mit der Zustellung
des Bestellungsbescheides an den zur Vertretung der Beklagten be-
stellten Verfahrenshelfer die 14-tägige Wiedereinsetzungsfrist neu
zu laufen begann und am 6. 6. 2000 endete.
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7758

§§ 41, 50, 468 ZPO
Kein Kostenersatz für eine Berufungsbeantwor-
tung, die weder auf die Berufungsvorwürfe kon-
kret eingeht noch sich mit der Begründung des
Erstgerichtes oder dem Inhalt des (vom Gegner
in der Beweisrüge angesprochenen) Sachverstän-
digengutachtens auseinander setzt.

OLG Wien 8. 11. 2000, 12 R 197/00d

Mangels Rechtsmittelerfolgs hat die Klägerin die Kosten ihrer Beru-
fung selbst zu tragen (§ 40 ZPO). Auch dem Beklagten steht jedoch
für seine Berufungsbeantwortung kein Kostenersatz zu, weil sich
sein Schriftsatz angesichts der inhaltlichen Dürftigkeit als nicht zur
zweckentsprechenden Rechtsverfolgung erforderlich (§ 41 ZPO)
darstellt. Die Ausführungen der Berufungsbeantwortung erschöp-
fen sich in allgemeinen und nichtssagenden Floskeln, ohne auf die
konkreten Vorwürfe in der Berufung einzugehen oder sich mit der
Begründung des Erstgerichts oder dem Inhalt des Sachverständi-
gengutachtens auseinander zu setzen. Da somit die Berufungs-
beantwortung der Rechtsverteidigung des Beklagten in keiner
Weise förderlich war, kommt auch ein Kostenersatzanspruch nicht
in Betracht (vgl dazu nur M. Bydlinski, Prozesskostenersatz 17;
OLG Linz, ZVR 1984, 251; 6 Ob 701/82 ua).

Entscheidungen 7756, 7757 und 7758 zur Verfügung gestellt von
Dr. Michael Bydlinski, OLG Wien

Strafprozessrecht
7759

§§ 177, 180, 181 StPO – Haftfrist
Gemäß § 181 Abs 2 Z 1 StPO ist über die Fortset-
zung der Untersuchungshaft und damit über
das Fortbestehen dieses haftbegründenden Tat-
verdachtes spätestens mit Ablauf des 14. Tages,
gerechnet ab Festnahme des Beschuldigten, zu
entscheiden. Daraus folgt, dass als Festnahme in
der Bedeutung des § 181 Abs 2 Z 1 StPO jene zu
verstehen ist, die wegen des für die Verhängung
der Untersuchunghaft maßgeblichen bestimmten
Tatverdachts erfolgt ist.

Für die Fristenberechnung der Untersuchungs-
haft gem § 181 Abs 2 Z 1 StPO ist der Zeitpunkt
der Festnahme nach § 177 StPO (sicherheits-
behördliche Verwahrungshaft) dann gegeben,

wenn die in der Folge verhängte Untersuchungs-
haft sich (zumindest zum Teil) auf denselben
Sachverhalt bezieht.

OGH 16. 1. 2001, 11 Os 155/00-6

Aus den Entscheidungsgründen:

Der Beschuldigte wurde am 5. 9. 2000 wegen Verdachtes des
Vergehens nach § 27 Abs 1 und 2 Z 2 erster Fall SMG von einem
Sicherheitswachebeamten gem § 177 Abs 1 iVm § 175 Abs 1 Z 1
StPO festgenommen.
Als der Genannte im Zuge der von der BPD St. Pölten zur Auf-
klärung eines Raubüberfalls geführten Erhebungen auch in den
(dringenden) Tatverdacht des schweren Verbrechens des Raubes
gem § 142 Abs 1, § 143 2. Fall StGB geriet, erließ der Journal-
richter am 7. 9. 2000 gegen ihn einen Haftbefehl gem § 175
Abs 1 Z 2, 4, § 176 StPO, aufgrund dessen der Verdächtige am
7. 9. 2000 in Wien festgenommen wurde und anschließend der
BPD St. Pölten zur weiteren Amtshandlung überstellt wurde. Bis zur
tatsächlichen Übergabe am 7. 9. 2000 um 21.15 Uhr befand
sich der Beschuldigte ununterbrochen in sicherheitsbehördlicher
Gewahrsame.
Aufgrund des Vorliegens des Tatverdachts des schweren Raubes
verhängte schließlich am 9. 9. 2000 der Untersuchungsrichter die
U-Haft wegen Flucht- und Tatbegehungsgefahr (§ 180 Abs 2 Z 1
und Z 3 lit b StPO).
Am 20. 9. 2000 wurde die (erste) Haftverhandlung durchgeführt
und die Fortsetzung der Untersuchungshaft angeordnet.
Der dagegen erhobenen Beschwerde gab das OLG Wien Folge,
hob den angefochtenen Beschluss auf und ordnete die Enthaftung
des Beschuldigten an, weil die zwingende (14-tägige) Haftfrist des
§ 181 Abs 2 Z 1 StPO überschritten worden sei.
Der Beschluss des OLG Wien steht mit dem Gesetz nicht im Ein-
klang:
Die Verhängung der Untersuchungshaft setzt ua voraus, dass der
Beschuldigte einer bestimmten Tat dringend verdächtigt ist (§ 180
Abs 1 StPO). Gemäß § 181 Abs 2 Z 1 StPO ist über die Fort-
setzung der Untersuchungshaft und damit über das Fortbestehen
dieses haftbegründenden Tatverdachtes spätestens mit Ablauf des
14. Tages, gerechnet „ab Festnahme des Beschuldigten“, zu ent-
scheiden. Daraus folgt, dass als Festnahme in der Bedeutung des
§ 181 Abs 2 Z 1 StPO jene zu verstehen ist, die wegen des für die
Verhängung der Untersuchungshaft maßgeblichen bestimmten Tat-
verdachts erfolgt ist.
In Fällen, in denen sowohl zunächst eine sicherheitsbehördliche
Festnahme aus eigenem Antrieb gem § 177 StPO erfolgte als
auch sodann – während der vorläufigen Verwahrung – ein richter-
licher Haftbefehl gegen den Festgenommenen erlassen wird, ist zu
differenzieren: Für die Fristenberechnung der Untersuchungshaft
gem § 181 Abs 2 Z 1 StPO ist der Zeitpunkt der Festnahme nach
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§ 177 StPO dann maßgebend, wenn die in der Folge verhängte
Untersuchungshaft sich (zumindest zum Teil) auf denselben Sach-
verhalt bezieht, wenn also die aus eigener Macht durch die Sicher-
heitsbehörde vorgenommene Festnahme durch die nachfolgende
Gerichtshaft bestätigt wird.

Wenn aber – wie im vorliegenden Fall – der Beschuldigte wegen
Verdachts eines Delikts (hier: eines Vergehens nach dem SMG)
gem § 177 StPO festgenommen, in der Folge jedoch gegen ihn
nicht deswegen, sondern allein wegen des (später hinzugetrete-
nen) Verdachtes einer anderen strafbaren Handlung (hier: des
Vergehens des schweren Raubs) in einem abgesondert geführten
Verfahren ein richterlicher Haftbefehl erlassen wird, lässt dessen
unverzüglicher Vollzug (§ 176 StPO) für die Aufrechterhaltung der
bisherigen, aus einem anderen Grunde erfolgten Verwahrung gem
§ 177 StPO keinen Raum mehr. Mit dem Vollzug des auf einen
anderen Sachverhalt abstellenden richterlichen Haftbefehls endet
dann die – bis dahin der Entscheidung durch den Untersuchungs-
richter entzogene – Anhaltung gem § 177 StPO, sodass allein die-
ser Zeitpunkt für den Beginn des Fristenlaufs gem § 181 Abs 2 Z 1
StPO maßgeblich ist.

Im konkreten Fall begann die 14-Tage-Frist des § 181 Abs 2 Z 1
StPO daher erst mit dem Vollzug des wegen des Verdachtes des
Raubs erlassenen richterlichen Haftbefehls, somit am 7. 9. 2000
um 18.35 Uhr. Demnach wurde die Haftverhandlung vom Erst-
gericht (innerhalb der 14-tägigen Frist ab „Festnahme“, sohin)
rechtzeitig durchgeführt.

Anmerkung:

Der Beschuldigte war am 5. 9. 2000 von der Sicherheitsbehörde
wegen des Verdachtes eines Suchtmitteldeliktes in Wien in Ver-
wahrungshaft genommen worden. Durch glückliche Umstände bei
den Ermittlungen der BPD St. Pölten geriet der Beschuldigte auch in
den Tatverdacht der Begehung eines Raubüberfalls. Deswegen
wurde am 7. 9. 2000 – der Beschuldigte war schon bereits seit
5. 9. 2000 in Verwahrungshaft – vom zuständigen Journalrichter
ein Haftbefehl erlassen, am 9. 9. 2000 die U-Haft verhängt und
die erste Haftverhandlung am 20. 9. 2000 durchgeführt.

Geht man streng vom Gesetzestext des § 181 Abs 2 Z 1 StPO aus,
so beträgt die Haftfrist 14 Tage ab Festnahme des Beschuldigten.
Die Haftverhandlung wäre somit einen Tag zu spät durchgeführt
worden.

Diese Auffassung hat auch das OLG Wien vertreten, indem es aus-
führte, dass unter „Festnahme“ nur die über eine bloße Vorführung
hinausgehende Begründung behördlicher Gewahrsame an einer
natürlichen Person im Zuge eines Verfahrens wegen gerichtlich
strafbarer Handlungen verstanden werde. Immer sei auf die fakti-
sche (und sohin leicht objektivierbare) Verhaftung nach den Bestim-
mungen der StPO abzustellen. Eine neuerliche „Festnahme“ bei
Hinzutreten neuer Verdachtsmomente eines durchgehend Inhaftier-
ten scheide als denkunlogisch aus.

Dem hat der OGH eine Absage erteilt. Mittels teleologischer
Reduktion kommt der OGH zum Ergebnis, dass die 14-tägige Frist
nicht „ab Festnahme des Beschuldigten“, sondern ab dem Tag der
„Festnahme des Beschuldigten wegen des haftbegründenden Tat-
verdachtes“ zu berechnen ist.

Dem OGH ist durchaus darin zuzustimmen, dass bei Erlassung
eines richterlichen Haftbefehles für die Aufrechterhaltung einer bis-
herigen, aus einem anderen Grunde erfolgten Verwahrung gem
§ 177 StPO kein Raum mehr bleibt und diese endet. Dies ändert
aber nichts daran, dass der Beschuldigte im konkreten Fall bereits
2 Tage länger, nämlich seit 5. 9. 2000 in (Verwahrungs-)Haft und
somit festgenommen war. Die ratio legis liegt mE vor allem darin,
dem Beschuldigten (Festgenommenen) eine zeitlich genau defi-
nierte Prüfung der Einschränkung seines Grundrechts auf Freiheit
zu gewähren. Dem wird mit der vorliegenden Entscheidung nicht
entsprochen.

Hannes Huber (am Verfahren beteiligt)

Gebühren- und Steuerrecht

7760

§ 29 EStG

Die entgeltliche Aufgabe des Rechtes aus einem
Belastungs- und Veräußerungsverbot führt zu
Einkünften aus Leistungen.

VwGH 23. 5. 2000, 95/14/0029

Sachverhalt:

Die Bf sind Erben nach ihrem am 13. 11. 1992 verstorbenen
Vater A S, der bis zum 31. 12. 1980 eine Fremdenpension betrie-
ben hatte. Zum 1. 1. 1981 übergab A S den Betrieb seiner Ehegat-
tin I S. Im Übergabsvertrag hat er sich eine monatliche Leibrente,
ein Wohnrecht sowie ein Veräußerungs- und Belastungsverbot zu
seinen Lebzeiten ausbedungen. Die Übernehmerin, Frau I S, führte
die Fremdenpension sieben Jahre lang fort und übergab schließ-
lich ihrerseits den Betrieb mit Stichtag 1. 1. 1989 an ihre Tochter
Mag. G S (Erstbf). Im Übergabsvertrag wurden die bestehenden
Verpflichtungen einschließlich des Veräußerungs- und Belastungs-
verbot gegenüber A S festgehalten. Von A S wurde dieser Vertrag
(mit-)unterfertigt. Mit Vertrag vom 22. 7. 1991 hat Mag. G S die
Fremdenpension mit den Liegenschaften und dem gesamten Kun-
denstock an die W-KG veräußert. Im Kaufvertrag wurde auf die
Zustimmung des A S hingewiesen und die Löschung des Veräuße-
rungs- und Belastungsverbots vereinbart. Als Kaufpreis wurde ein
Betrag in Höhe von S 12,000.000,– (Nettokaufpreis) vereinbart.
Zwecks Regelung des Entgelts für die Aufgabe des Veräußerungs-
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und Belastungsverbotes durch A S wurde zwischen Mag. G S und
ihrem Vater A S am 20. 7. 1991 eine Vereinbarung geschlossen.
Demnach sollte A S einen Ablösebetrag von S 5,509.000,– erhal-
ten, wobei zum Zeitpunkt der grundbücherlichen Durchführung
S 4,509.000,– und der restliche Betrag von S 1,000.000,– am
30. 9. 1994 an A S zu bezahlen seien. Am 11. 12. 1991 wurden
vereinbarungsgemäß S 4,509.000,– überwiesen. Am 13. 11.
1992 starb A S. Sein Nachlass wurde der Tochter Mag. G S und
dem Sohn Dr. Andreas S (Zweitbf) je zur Hälfte eingeantwortet.

Mit Ausfertigungsdatum vom 2. 7. 1993 erging an die Bf als
Rechtsnachfolger des A S ein B betreffend ESt 1991, wobei in die
Bemessungsgrundlage Einkünfte in Höhe von S 4,509.000,– ein-
bezogen wurden; in einer gesonderten Bescheidbegründung
führte das FA aus, die am 11. 12. 1991 ausbezahlte „Entschädi-
gungszahlung für die Aufgabe des Belastungs- und Veräußerungs-
verbotes“ betreffend die Liegenschaft sei „den sonstigen Einkünften
zuzurechnen“.

In der gegen diesen B erhobenen Berufung wurde ausgeführt, dass
Entschädigungen, die zum Ausgleich von Nachteilen in der Vermö-
genssphäre verschafft würden, nicht zu den Leistungen zählten.
Aus § 30 EStG 1988 folge nämlich, dass in allen anderen Fällen –
außer bei den Gewinnbetrieben – bloße Schwankungen im Werte
des Vermögens und daraus resultierende Mehrerlöse unbeachtlich
seien. Mit dem angef B wies die bel Beh die Berufung ab.

Spruch:

Abweisung als unbegründet.

Aus den Gründen:

Eine Leistung iSd § 29 Z 3 EStG kann in einem Tun, einem Dulden
oder einem Unterlassen bestehen (vgl Erk 30. 9. 1999, 98/15/
0117). Eine Leistung iSd zitierten Bestimmung ist jedes Verhalten,
das darauf gerichtet ist, einem anderen einen wirtschaftlichen Vor-
teil zu verschaffen (vgl Erk 25. 11. 1986, 86/14/0072).

Das Veräußerungs- bzw Belastungsverbot findet eine Regelung in
§ 364c ABGB. Dritten gegenüber wirkt ein solches Verbot hinsicht-
lich Liegenschaften, wenn es zwischen Ehegatten, Eltern und Kin-
dern, Wahl- oder Pflegekindern oder deren Ehegatten begründet
und im Grundbuch eingetragen worden ist. Selbst im Fall der Ver-
bücherung verpflichtet es nur den ersten Eigentümer, nicht aber
dessen Rechtsnachfolger. Eine Übertragung auf eine andere Person
ist nicht möglich. Da in der Aufgabe unbestritten ein Tun, Dulden
bzw Unterlassen gegen Entgelt gelegen ist, durch welches einem
anderen ein wirtschaftlicher Vorteil eingeräumt worden ist, kann im
gegenständlichen Fall, wie dies die Beschwerde zutreffend auf-
zeigt, der Subsumtion unter § 29 Z 3 EStG nur entgegenstehen,
wenn der Vorgang als Veräußerung eines Vermögensgegenstan-
des oder eine einem Veräußerungsvorgang gleichzuhaltende Ver-
mögensumschichtung anzusehen ist.

Der VwGH hat im Erk vom 28. 1. 1997, 96/14/0012, zu
Recht erkannt, dass das Entgelt für den Verzicht auf Nachbar-
rechte zu Einkünften aus Leistungen iSd § 29 Z 3 EStG führt.
Bei einem Verzicht auf derartige Nachbarrechte handle es sich
nicht um eine Veräußerung von Vermögen oder eine einem Ver-
äußerungsvorgang gleichzuhaltende Vermögensumschichtung.
Der Verzicht auf die genannten Nachbarrechte stelle eine in
einem Unterlassen oder Dulden bestehende Leistung dar. Im Erk
vom 30. 9. 1999, 98/15/0117, hat der VwGH die Abgeltung
der Unterlassung der Durchführung eines Projektes (Errichtung
eines Einkaufszentrums) dem Tatbestand des § 29 Z 3 EStG sub-
sumiert.

Für den gegenständlichen Fall ist darauf zu verweisen, dass die
entgeltliche Aufgabe eines Belastungs- und Veräußerungsverbotes
auch innerhalb Jahresfrist ab seiner Einräumung keinem der Tat-
bestände der §§ 30 bzw 31 EStG subsumiert werden kann. Der
Vorgang ist nicht als Veräußerung oder als eine der Veräußerung
gleichzuhaltende Vermögensumschichtung anzusehen. Das (unent-
geltlich vereinbarte) Veräußerungsverbot wird im Regelfall nicht
einmal als Vermögen angesehen werden können. Es ist nicht über-
tragbar und bewirkt – typischerweise im Familienverband –, dass
hinsichtlich des Vermögensgegenstandes eines Angehörigen die
Veräußerung und Belastung ohne Zustimmung des Verbotsberech-
tigten nicht erfolgen darf. Es ist darauf gerichtet, Veräußerungs-
und Belastungsvorgänge eines Dritten, die dem Verbotsberechtig-
ten unerwünscht sind, zu unterbinden, nicht aber – wie etwa bei
einem Vorkaufsrecht – darauf, den Vermögensgegenstand des
Dritten zu erwerben. Wie die bel Beh mit zutreffender Begründung
ausgeführt hat, stellt es gegenständlich kein Wirtschaftsgut dar.
Solcherart erfuhr das Vermögen des A S durch die Freistellung der
belasteten Liegenschaft der I S von der im Belastungs- und Ver-
äußerungsverbot gelegenen Eigentumsbeschränkung keine Minde-
rung.

Anmerkung:

1. Enno Becker hat 1936 gemeint, der Tatbestand der sonstigen
Leistungen sei „nichts anderes als ein Lückenbüßer, ein Behelf,
aber keineswegs Kern und Grundlage des Einkommensbegriffs“.
Man dürfe die Begriffsdefinition daher nicht „so allgemein . . .
fassen, dass alle irgendwelche Entgelte für Leistungen und Unter-
lassungen schlechthin für einkommensteuerpflichtig erklärt werden“
(StuW 1936 I 1671).

2. Veranlassung für Beckers mahnende Worte war ein Urteil des
RFH (Nr. 549). Darin hatte der RFH in der Gewährung eines Ent-
gelts durch einen Aktionär an das Vorstandsmitglied einer AG für
den Verzicht auf sein ordentliches Kündigungsrecht den Tatbe-
stand der sonstigen Leistung als erfüllt angesehen. Der vorliegende
Fall ist dem aus 1936 insofern ähnlich, als es sich gegenständlich
ebenfalls um die Ablösung des Verzichts auf ein höchstpersönli-
ches Recht handelt.
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3. Besonders problematisch ist die Abgrenzung des § 29 Z 3
EStG von Vermögensveräußerungen. Dessen war sich der VwGH
schon 1953 bewusst, als er den Leistungsbegriff aus dem „Sprach-
gebrauch des Wirtschaftslebens“ als „jedes Verhalten, das darauf
gerichtet ist, einem anderen einen wirtschaftlichen Vorteil zu ver-
schaffen“ umrissen hat (4. 12. 1953, 1336/51, Slg 859). Dem-
entsprechend betonte er: „Nun darf das Wort Leistung in einem
Gesetz, das wie das EStG nicht beabsichtigt, die Substanz beste-
hender Vermögen zu besteuern, nicht in diesem weitesten Sinn ver-
standen werden.“
4. Das vorliegende Erk betrifft genau diese Grenzziehung. Vom
Ergebnis mag die Entscheidung des VwGH prima vista überra-
schen: Überträgt jemand mit dem Eigentum das Vollrecht an einem
Grundstück, so bleibt dieser Vorgang außerhalb der Spekulations-
frist im privaten Bereich unbesteuert. Gibt er allerdings nur ein Ver-
äußerungs- und Belastungsverbot auf, so ist das dafür empfangene
Entgelt voll steuerpflichtig.
5. 1965 musste sich der BFH mit einem ähnlichen Sachverhalt
auseinander setzen und qualifizierte das Entgelt das ein Grund-
stückseigentümer von einem Warenhaus dafür erhielt, dass er
sein Grundstück für einen längeren Zeitraum nicht durch Konkur-
renzunternehmen des Warenhauses nutzen lasse, als Leistungs-
einkünfte. Eine Teilveräußerung liege nicht vor (BStBl 1965
III 361 f).

6. Andererseits hat der VwGH 1965 (Slg 3361) festgestellt, dass
eine „Entschädigung, die der Hälfteeigentümer einer Liegenschaft
dem anderen Hälfteeigentümer für dessen Zustimmung zur Begrün-
dung von Wohnungseigentum gewährt, . . . kraft der engen Ver-
knüpfung des Wohnungseigentumes mit dem Eigentumsrecht nicht
die Einkommens-, sondern lediglich die Vermögenssphäre der Mit-
eigentümer“ berührt. Eine Besteuerung nach § 29 Z 3 EStG greife
nicht Platz.
7. Im vorliegenden Erk hat der VwGH nun eine bemerkenswerte
Abgrenzung zwischen Vermögenssphäre und § 29 Z 3 EStG Leis-
tungseinkünften über den Wirtschaftsgutbegriff versucht. Der Ver-
zicht auf ein Recht, das mangels Übertragbarkeit selbst nicht
Gegenstand des wirtschaftlichen Verkehrs sein kann, könne nicht
zu einer Vermögenseinbuße führen. Dieses Recht habe ja nicht ein-
mal den Wirtschaftsgutbegriff erfüllt. Ein dafür empfangenes Ent-
gelt sei daher nicht der Vermögenssphäre zuzuordnen, sondern
stelle – so es einem anderen einen wirtschaftlichen Vorteil ver-
schafft – Leistungseinkünfte dar. Diese Abgrenzung trägt auch für
die vom VwGH zitierten Vorerk zum Verzicht auf Nachbarrechte
und zur Unterlassung einer Projektdurchführung. Durch die Ver-
knüpfung mit dem Wirtschaftsgutbegriff hat der VwGH jedenfalls
versucht, die Nebel um die Auslegung des § 29 Z 3 EStG hinsicht-
lich der Abgrenzung zur Vermögenssphäre weiter zu lichten.

Franz Philipp Sutter
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Prüfungsbeschlüsse
Ausgewählte Prüfungsbeschlüsse – VfGH

27. 2. 2001 –14. 3. 2001

RL-BA

Prüfung des Wortes „ausschließlich“ in § 49 Z 3 RL-BA 1977 idF
des Beschlusses der Vertreterversammlung des Österreichischen
Rechtsanwaltskammertages vom 2. 3. 1990 (AnwBl 1990, 183)
betreffend eine Beschränkung der Werbemöglichkeiten von
Rechtsanwälten [V 30–31/01]

27. 2. 2001, B 12/99 ua
(gem Art 139 Abs 1 B-VG von Amts wegen)

Bundesvergabegesetz
Prüfung der Verfassungsbestimmung des § 126a Bundesver-
gabeG (BGBl I 1997/56 idF BGBl I 2000/125) auf Übereinstim-
mung mit dem Rechtsstaatsprinzip [G 132–136/01]

10. 3. 2001, G 12/00 ua
(gem Art 140 Abs 1 B-VG von Amts wegen)

Siehe dazu „Von der Verfassungsunkultur zur verfassungswidrigen
Verfassungsgesetzgebung?“ – Seite 306.

Arbeitslosenversicherungsgesetz
Prüfung des § 22 Abs 1 AlVG (in Erweiterung des Prüfungs-
beschlusses vom 28. 9. 2000) betreffend den Ausschluss von Pen-
sionsbeziehern vom Anspruch auf Arbeitslosengeld [G 154/01]

14. 3. 2001, B 864/98
(gem Art 140 Abs 1 B-VG von Amts wegen)
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Für Sie gelesen
■ Verwaltungsgerichtsbarkeit im Wandel.

Von Rudolf Thienel (Hrsg). Juristische
Schriftenreihe, Bd 112. Verlag Öster-
reich, Wien 1999. 303 Seiten, br,
S 448,–.

Herrn Prof. Thienel ist es nicht nur zu
verdanken, dass er im Wintersemester
1998/99 an der Universität Wien ein
Seminar über moderne Probleme der
Verwaltungsgerichtsbarkeit hielt, sondern
dass es ihm auch gelungen ist, dort hervor-
ragende Vertreter des Faches zu Wort
kommen zu lassen und sie überdies zur
Mitarbeit an der nunmehr vorliegenden
Veröffentlichung zu gewinnen.

Jeder Fachmann weiß, dass eine Ände-
rung der bestehenden Strukturen der Ver-
waltungsgerichtsbarkeit notwendig ist, und
die Zahl der Vorschläge und ausgearbeite-
ten Konzepte ist so groß, dass nur noch
wirkliche „Insider“ einen kompletten Über-
blick haben. Die Anforderungen des Euro-

päischen Gemeinschaftsrechts, das Zu-
sammenspiel mit dem EuGH und noch eine
ganze Reihe anderer Entwicklungen unse-
rer Rechtsordnung zeigen jedenfalls, dass
die anstehenden „Strukturfragen der Ge-
richtsbarkeit des öffentlichen Rechts“ – so
das Thema eines von Präsident Jabloner
1998 vor der Wiener Juristischen Gesell-
schaft gehaltenen Vortrags – endlich ein-
mal tatsächlich „angegriffen“ werden müs-
sen.
Folgerichtig befasst sich Clemens Jabloner
mit dem Thema „Notwendigkeit und mög-
liche Ausgestaltung einer Landesverwal-
tungsgerichtsbarkeit“. Mit dem in der Pra-
xis recht heiklen Thema „Beschwerdelegiti-
mation und Rechtsschutzbedürfnis im Be-
scheidprüfungsverfahren vor dem VwGH“
beschäftigt sich Klaus Zeleny. Stefan
Rosenmayr behandelt die Frage der „Ab-

lehnung von Beschwerden gemäß § 33a
VwGG“. Besonders gefallen hat dem
Rezensenten der Beitrag von Christian M.
Piska „Neuerungen im Säumnisbeschwer-
deverfahren mit besonderer Berücksichti-
gung des landesgesetzlichen Abgaben-
strafrechts“. Mit dem – gerade für die
Rechtsanwaltschaft wichtigen – Thema der
„Neuerungen bei Gebühren und Kosten
im Verfahren vor dem VwGH“ befasst
sich – sehr praxisnahe – Rudolf Müller.
Christoph Grabenwarter referiert über alle
Fragen im Zusammenhang mit „Die öffent-
liche mündliche Verhandlung im verwal-
tungsgerichtlichen Verfahren“. Meinrad
Handstanger referiert über „Der Verwal-
tungsgerichtshof und das Vorabentschei-
dungsverfahren“, Thomas E. Walzel von
Wiesentreu gibt eine ganz hervorragende
Darstellung der – sehr praxisbezogenen –

Indexzahlen 2001: März April*)

Berechnet vom Österreichischen Statistischen Zentralamt

Index der Verbraucherpreise 2000 (∅ 2000 = 100) 102,0 102,4

Großhandelsindex (∅ 2000 = 100) 101,8 102,1

Verkettete Vergleichsziffern

Index der Verbraucherpreise 96 (∅ 1996 = 100) 107,3 107,7

Index der Verbraucherpreise 86 (∅ 1986 = 100) 140,4 140,9

Index der Verbraucherpreise 76 (∅ 1976 = 100) 218,2 219,0

Index der Verbraucherpreise 66 (∅ 1966 = 100) 382,9 384,4

Verbraucherpreisindex I (∅ 1958 = 100) 487,9 489,8

Verbraucherpreisindex II (∅ 1958 = 100) 489,4 491,3

Lebenshaltungskostenindex (April 1945 = 100) 4286,7 4303,5

Kleinhandelsindex (März 1938 = 100) 3694,4 3708,9

Großhandelsindex (∅ 1996 = 100) 104,9 105,2

Großhandelsindex (∅ 1986 = 100) 109,3 109,7

Großhandelsindex (∅ 1976 = 100) 145,6 146,0

Großhandelsindex (∅ 1964 = 100) 242,4 243,1

Großhandelsindex (März 1938 = 100) ohne MWSt 2364,7 2371,7
Zahlenangaben ohne Gewähr

*) vorläufige Werte
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Probleme um „Die Konkretisierung der Be-
schwerdepunkte im Bescheidprüfungsver-
fahren unter besonderer Berücksichtigung
des Europarechts“, und Stefan Hoehl gibt
einen Überblick über die immer aktueller
werdenden Schwierigkeiten im Zusam-
menhang mit „Vorläufiger Rechtschutz im
verwaltungsgerichtlichen Verfahren unter
besonderer Berücksichtigung des Europa-
rechts“.
Das Buch ist eine „Fundgrube“ für jeden
Rechtsanwalt, der sich mit Beschwerden
an den VwGH – zumal mit etwas „An-
spruchsvolleren“ – befasst.

Walter Barfuß

■ Die Darlegung der Verfehlung bei der
Selbstanzeige nach dem FinStrG. Von
Roman Leitner / Rudolf Zitta (Hrsg).
Orac Verlag, Wien 2001. 123 Seiten,
br, S 390,–.

Die beiden bekannten Finanzstrafrechtler
Roman Leitner und Rudolf Zitta zeichnen
als Herausgeber, aber auch als Fachauto-
ren, wobei sie von Markus Achatz, Chris-
toph Grabenwarter, Christian Huber und
Klaus Schwaighofer durch Aufsätze über
Teilaspekte der Selbstanzeige tatkräftig
unterstützt werden. Der Titel ist zu beschei-
den, ist doch die „Darlegung der Verfeh-
lung“ nur einer von mehreren Aspekten
der Selbstanzeige; von den einzelnen
Autoren werden aber insgesamt alle abge-
handelt: Bei Grabenwarter, als Universi-
tätslehrer an übersichtliche Systematik ge-
wöhnt, werden die einzelnen gesondert
aufgezählt und dargestellt, bevor er
die gleichheitsrechtliche, also verfassungs-
rechtliche Problematik des Publikations-
anlasses, nämlich des OGH-Urteils 14 Os
204/96, ÖStZ 1998, 82, interessant und
aufschlussreich präsentiert.
Schwaighofer behandelt andere vergleich-
bare Strafaufhebungsgründe in der öster-
reichischen Rechtsordnung, Huber die Be-
sonderheiten der Offenlegungspflicht mit
Mitunternehmerschaften. R. Leitner befasst
sich mit der Darlegung der Verfehlung und
ist somit Taufpate des Gruppenmonogra-
fie-Titels; Achatz zieht die Grenzen der

Offenlegung und last but not least ist auch
noch die überaus instruktive Einleitung der
beiden Herausgeber hervorzuheben.
Das Büchlein enthielt nicht nur fundierte
Kritiken der zitierten OGH-Entscheidung,
sondern bietet zur neuen OGH-Meinung
weitere Verfeinerungen der systematischen
und rechtstheoretischen Widersprüche der
Lehre, die aber auch für Rechtsanwender
in der Praxis wichtig sind. Daher sind alle –
durchaus nicht kurzen und jedenfalls
gründlichen – Ausführungen der Autoren
zu empfehlen, insb wenn Klienten von
Rechtsanwälten oder Wirtschaftstreuhän-
dern vor der meist nicht leichten, aber sehr
oft dringenden Entscheidung stehen, ob
die Verfehlung an sich rechtzeitig, zB bei
Beginn einer Betriebsprüfung, dargelegt
werden soll – und wie das zu bewerkstelli-
gen ist.
Alle Autoren kritisieren (im Gegensatz zu
Plückhahn) die enge Interpretation des
OGH zur konkludenten Darlegung der
Verfehlung, wonach dem Erfordernis der
„Darlegung“ nicht schon durch eine kom-
mentarlos eingereichte Berichtigung einer
Abgabenerklärung Rechnung getragen
werde; der OGH verlangt vielmehr eine
inhaltliche Beschreibung der Verfehlung,
was weder dem Gesetzestext des § 29
FinStrG entnehmbar ist, noch vorher in Lite-
ratur oder Rechtsprechung je vertreten
wurde. Folgt man dem OGH, müsste
sogar die Schuldform – Vorsatz oder Fahr-
lässigkeit – dargelegt werden, was laut
Grabenwarter zu dem etwas paradoxen
Ergebnis führt, dass der fahrlässig han-
delnde Täter wegen der besonderen
Anforderungen an die Selbstanzeige und
wegen der Besonderheiten der begange-
nen Delikte regelmäßig die Straffreiheits-
prämie verfehlt, der Vorsatztäter dagegen
diese ohne weiteres erlangen kann.
Jeder RA oder Wirtschaftstreuhänder, der
sich mit Finanzstrafsachen oder Betriebs-
prüfungen befasst, wird gut daran tun, die-
ses Büchlein möglichst bald in seine Fach-
bibliothek zu stellen, bevor (Zeit-)Not am
Mann ist.

Walter Strigl

■ Qualität in der Anwaltskanzlei. Leit-
faden zum Aufbau eines Qualitäts-
managementsystems. Von Freitag/
Paal/Dolch/Reiniger/Ruby/Kamradt/
Werner. Deutscher Anwaltsverlag, Bonn
1999. 160 Seiten, br, S 423,–.

Dieses Buch vermittelt die Grundlagen des
Qualitätsmanagements in Anwaltskanz-
leien. Neben dem Begrifflichen wird der
Aufbau eines kanzleispezifischen Quali-
tätsmanagements beschrieben und Anre-
gungen für die eigene Umsetzung von QM
gegeben. Der Leser hat damit einen Über-
blick über den Nutzen und die Möglichkei-
ten eines Systematischen Qualitätsmana-
gements zur Umsetzung einer konsequen-
ten Mandantenorientierung.

Anwaltliches Know-how, Erfahrung aus
Beratung und Zertifizierung in Anwalts-
kanzleien, aber auch die jahrelange Erfah-
rung aus der Industrie, zeichnen die
Zusammenarbeit der Autoren aus. Auch
in diesem Buch findet sich neben dem
Beschreiben eines Qualitätsmanagement-
systems die Beantwortung der Fragen, wel-
chen Nutzen eine Zertifizierung hat, wel-
che Zertifizierungsstelle ausgewählt wer-
den kann und auch den Ablauf eines Zerti-
fizierungsverfahrens am Beispiel der Advo
Cert GmbH. Im Anhang findet der interes-
sierte Leser ein Musterhandbuch, Ab-
laufbeschreibungen, Arbeitsanweisungen,
Mandantenfragebogen, einen Auditbericht
und ein Formblatt Ideen und Verbesse-
rungspotentiale.

Für jede Rechtsanwaltskanzlei können die
Auswirkungen von Organisationsmängel
von existenzieller Bedeutung werden. Lang-
fristig werden nur zufriedene Mandanten
an die Kanzlei gebunden werden können,
wobei nicht unbeachtlich ist, dass statis-
tisch gesehen in der BRD immerhin jeder
siebente Mandant mit der Leistung seines
Rechtsanwaltes insgesamt unzufrieden und
jeder vierte Mandant darüber unsicher ist,
ob er den Rechtsanwalt weiterempfehlen
kann. Neben der juristischen Fachkompe-
tenz kommt es darauf an, ob der Rechts-
anwalt erreichbar ist, qualifizierte Mitar-
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beiter hat, eine reibungslose Ablauforgani-
sation seiner Kanzlei bieten kann, Lösungs-
ansätze in verständlicher Form aufzuzei-
gen vermag und so weiter.
Qualitätsmanagement ist ein individuelles
Fitnessprogramm für die Rechtsanwalts-
kanzlei, um dem wachsenden Konkurrenz-
druck standzuhalten und vor allem Fehler
zu vermeiden und Risiko zu minimieren!
Kurz: Ein Buch für alle Rechtsanwälte.

Michael Auer

■ Musterhandbuch zur Organisation und
Qualitätssicherung in der Anwaltskanz-
lei. Von Wolfgang Gaube / Arno
Schubach. Verlag Luchterhand, Neu-
wied 2000. 184 Seiten, geb, S 715,–.

Dieses Buch richtet sich an die Kolleginnen
und Kollegen, die sich entweder freiwillig
oder gezwungenermaßen mit Fragen der
Kanzleiorganisation beschäftigen müssen
und dabei neben betriebswirtschaftlichen
Fragen auch gleichzeitig kanzleiinterne
Probleme lösen müssen.

Vorgestellt werden die Grobstrukturen bun-
desdeutscher Kanzleiorganisation, Stellen-
beschreibungen und Regeln für einzelne
Arbeitsabläufe.

Kapitel 6 enthält das Muster eines Quali-
tätsmanagement Handbuches nach der
DIN EN ISO 9001.

Die Autoren problematisieren Teilaspekte
jeder Mandatsbearbeitung, wie Erfassung
und Überwachung von Fristen, Wiedervor-
lagen und Termine, Behandlung der Ein-
gangs- und Ausgangspost, Anlegen und
Ablegen der Handakte, wobei der Einzel-
anwalt der kleineren, mittleren Sozietät,
aber auch Kooperationen und Bürogemein-
schaften gegenübergestellt werden.

Ziel dieses Buches ist, dem Leser bei der
Verfassung eines Kanzleiorganisations-
buches die Hand zu führen, wobei nahezu
alle gängigen und üblicherweise in einer
Kanzlei auftretenden Regelungsfälle in der
Form schriftlicher Lösungsvorschläge prä-
sentiert werden.

Die Lektüre dieses Buches ist nicht nur
Chefsache, sondern wird auch den Quali-
tätsbeauftragten einer Kanzlei und allen
KanzleileiterInnen empfohlen.

Michael Auer

■ Sozialrecht in Fragen und Antworten.
Von Theodor Tomandl. Verlag Manz,
Wien 1999. 90 Seiten, br, S 210,–.

Mit vorliegendem Werk versucht der Autor
seinen Studenten das von den meisten als
schwierig und kompliziert eingeschätzte
Thema in anderer Art und Weise verständ-
licher zu machen.
Ziel ist hiefür nicht das gesamte Sozial-
recht zu behandeln, sondern nur solche
Probleme aufzugreifen, die zum Verständ-
nis desselben von Bedeutung sind.
Thematisch wurde daher nur Sozialver-
sicherungsrecht im engeren Sinn, also
Kranken-, Unfall- und Pensionsversiche-
rung erfasst, Arbeitslosenversicherung,
Versorgungssysteme, der Familienlasten-
ausgleich und die Sozialhilfe hingegen nur
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kurz skizziert. Details und Ausnahmen
schließlich ausgeblendet, um Sinn und
Zweck der behandelten Rechtsregeln sicht-
bar zu machen.
Zu diesem Zweck wurde der Stoff in
12 Kapitel gegliedert, die sich insgesamt
in 134 Fragen aufteilen, anhand derer die
Studenten ihr Wissen überprüfen können.
Im letzten Teil des Buches werden soge-
nannte Querschnittsfragen gestellt, deren
Beantwortung jedoch dem jeweiligen
Leser überlassen wird, um freies Arbeiten
anzuregen.
Das Werk versteht sich als Ergänzung zum
Lehrbuch und kann Studenten zur Prüfungs-
vorbereitung nur dringend ans Herz gelegt
werden.

Georg Grießer

■ Stimmbindungsverträge im Gesellschafts-
recht. Von Nikolaus Vavrovsky. Verlag
Manz, Wien 2000. 170 Seiten, br,
S 488,–.

Vavrovsky setzt sich in seinem Werk ein-
gehend mit der praktisch höchst relevan-
ten Frage der Stimmbindungsverträge aus-
einander. Das Buch zeichnet sich nicht nur
durch seinen klaren und verständlichen
Aufbau samt Stichwortverzeichnis mit
Hauptfundstellenangabe aus, sondern
auch durch eine praxisnahe Aufarbeitung
sämtlicher im Zusammenhang mit der bear-
beiteten Thematik denkbaren Problemstel-
lungen. Ausführlich werden alle Bereiche
der Stimmbindungsproblematik, von der
rechtlichen Qualifikation über allgemeine
Grenzen der Zulässigkeit und Wirksamkeit
bis hin zur gerade für den Praktiker bedeut-
samen Frage der Durchsetzbarkeit erörtert.
Besondere Bedeutung kommt den Kapiteln
über die Wirkung von Stimmbindungsver-
trägen, in welchen auch die neueste Judi-
katur des OGH Berücksichtigung gefunden
hat, und der prozessualen Durchsetzbar-
keit der aus einem Stimmbindungsvertrag
erfließenden Rechte und Pflichten zu. Dem
Autor gebührt besondere Anerkennung
dafür, dass er in seinem Werk nicht graue
Theorie zum Besten gibt, sondern, offen-
sichtlich indiziert durch Studium zahlrei-

cher Stimmbindungsverträge, praxisrele-
vante Hilfestellungen bietet. Insbesondere
Praktiker werden in dem vorliegenden
Werk einen äußerst wertvollen Arbeitsbe-
helf finden, der sie in die Lage versetzt,
Probleme bei der Ausgestaltung von
Stimmbindungsverträgen und deren nach-
träglicher Durchsetzung bereits frühzeitig
zu erkennen und durch entsprechende Ver-
tragsgestaltungen vorzubeugen. Die Arbeit
von Vavrovsky ist ein wertvoller juristischer
Beitrag, der die tägliche Arbeit aller Juris-
ten, die sich in den weiten Gefilden des
Gesellschaftsrechts tummeln, erleichtert
und daher in keiner Bibliothek fehlen sollte.

Frank Hoyer

■ Kommentar zur Exekutionsordnung.
Von Peter Angst (Hrsg) unter Mitwir-
kung von Werner Jakusch / Thomas
Klicka / Erich Kodek / Franz Mohr /
Paul Oberhammer / Werner Schütz.
Verlag Manz, Wien 2000. 1652 Sei-
ten, Ln, S 3780,–.

Dem hochkarätigen Autorenteam ist eine
eindeutige Verbesserung der Vorauflage
des Kommentares der Exekutionsordnung
aus dem Jahr 1995 gelungen. Als wesent-
liche Neuerung ist hervorzuheben, dass
der Erörterung der Bestimmungen der
Exekutionsordnung nun ein durchgehen-
der roter Faden zugrunde liegt, indem die
einzelnen Probleme unter Einbindung der
wesentlichen Judikatur und Literatur in sich
geschlossen erörtert werden.
Das rezensierte Werk hat somit die geord-
nete Aneinanderreihung von Entscheidun-
gen, die oft die Durchsicht von zahlreichen
Entscheidungen zur Erfassung eines Prob-
lems notwendig machte, aufgegeben.
Die Handhabung der gesetzlichen Bestim-
mungen ist durch die Voranstellung einer
verfeinerten Übersicht mit Randziffern ver-
bessert worden.
Das vorliegende Werk hat die in ihren
wesentlichen Teilen am 1. 10. 2000 in
Kraft getretene Exekutionsnovelle 2000
eingearbeitet.
Das Zwangsversteigerungsverfahren ist in
wesentlichen Punkten den wirtschaftlichen

Gegebenheiten der Gegenwart angepasst
worden. Nur beispielsweise seien die Aus-
führungen des Werkes zu den für den
Praktiker bedeutenden Neuerungen her-
vorzuheben, dass Rechtsanwälte keine
schriftliche Spezialvollmacht als Voll-
machtsnachweis mehr vorlegen müssen,
dass die Vorlage eines Grundbuchsaus-
zuges sowie der Versteigerungsbedingun-
gen nicht mehr erforderlich ist und dass
das Vadium nur mehr vom Meistbieter vor
der Zuschlagserteilung in Form eines Spar-
buches erlegt werden muss. Sollte der
Meistbieter das Vadium nicht erlegen
können, so ist, ausgehend vom vorange-
henden Nächstbieter, die Versteigerung
weiterzuführen und allenfalls über den
Meistbietenden eine Ordnungsstrafe bis
EUR 10.000,– zu verhängen. Dies kann
dazu führen, dass auch ein überbotener
Bieter den Zuschlag erhalten kann.
Die Neufassung des § 359 EO betreffend
der Verhängung von Beugestrafen führt
dazu, dass bei Einigung zwischen betrei-
bender und verpflichteter Partei die Geld-
strafe nach rechtskräftiger Verhängung der
Strafe nicht mehr an den Verpflichteten
zurückzuzahlen ist, sondern nunmehr der
Strafbetrag dem Bund zufließt. Weiters
wird erfreulicherweise dargelegt, dass
gemäß der Neufassung des § 75 EO der
Verlust der Rechtsanwaltskosten nach be-
willigter Wiedereinsetzung wegfällt und
gem § 302 EO für Drittschuldneräuße-
rungen nunmehr bei erfolgreicher Äuße-
rung EUR 25,–, bei Nichtvorliegen einer
wiederkehrenden Leistung von EUR 15,–
gebühren.
Im vorliegenden Werk wurde auf die in
der alten Auflage noch enthaltenen An-
hänge verzichtet, sondern konzentriert
sich das Werk auf das Einführungsgesetz
zur EO sowie die EO. Der EO-Kommentar
zeigt sich somit außerordentlich benutzer-
freundlich, auf hohem wissenschaftlichen
Niveau und durch die Einarbeitung der
EO-Novelle hoch aktuell, weshalb er den
mit der EO befassten Kollegen wärmstens
empfohlen werden kann.

Gerold Beneder
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Übernehme Substitutionen in Wien und Umgebung, auch kurzfris-
tig, in Zivil- und Strafsachen (Jugendgerichtshofnähe). Dr. Christa
Scheimpflug, Rechtsanwalt, Erdberger Lände 6, 1030 Wien.

Telefon (01) 713 78 33 und 712 32 28, auch außerhalb der
Bürozeiten, Telefax 713 78 33-74 oder Mobiltelefon (0676)
603 25 33 und (0664) 430 33 73, e-mail: scheimpflug@aon.at.

■

RA Dr. Klaus Estl, Schanzlgasse 4a, 5020 Salzburg (100 Meter
vom Landesgerichtsgebäude Salzburg entfernt), übernimmt Substi-
tutionen in Zivil- und Strafsachen.

Telefon (0662) 84 31 64, 84 31 65, Telefax 84 44 43.

■

RA Dr. Michael Drexler, 1090 Wien, Hörlgasse 4/5, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen.

Telefon (01) 317 42 88, Telefax 317 42 88-20.

■

RA Dr. Elisabeth Nowak, 1190 Wien, Gymnasiumstraße 68/6,
Telefon (01) 369 59 34, Telefax (01) 369 59 34-4, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen in Wien und Umgebung,
insbesondere vor den Bezirksgerichten Döbling und Hernals.

Substitutionen in Salzburg und Umgebung, vor Gerichten, Ämtern
und Behörden, macht für Sie Dr. Christian Greinz, RA, 5020 Salz-
burg, Fürstenallee 50, Telefon (0662) 82 57 53, Telefax (0662)
82 57 05, Mobiltelefon (0664) 410 10 25, Privatanschluss
(06212) 71 60, durchgehend erreichbar.

■

RA Dr. Helmut Denck, 1010 Wien, Fütterergasse 1, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen.
Telefon (01) 535 60 92, Telefax (01) 535 53 88.

■

RA Dr. Christian Leskoschek, 1010 Wien, Spiegelgasse 19/17,
Telefon (01) 512 66 82, Telefax (01) 513 94 50-20, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen in Wien und Umgebung.

■

RA Dr. Christian Adam, 5020 Salzburg, Sigmund Haffner-Gasse 3,
übernimmt Substitutionen aller Art in der Stadt Salzburg.
Telefon (0662) 84 12 22-0, Telefax (0662) 84 12 22-6.

■

Substitutionen in Wien und Umgebung in Zivil- und Strafsachen
übernimmt RA Mag. Erich Hochauer, 1010 Wien, Fütterergasse 1.
Telefon (01) 532 19 99, Telefax (01) 535 53 88.

■

RA Dr. Wolf-Georg Schärf, 1010 Wien, Tiefer Graben 21/3,
übernimmt Substitutionen in Zivil- und Strafsachen in Wien sowie
vor den Bezirksgerichten Mödling und Purkersdorf sowie Interven-
tionen bei Exekutionen ab einem Streitwert von S 100.000,–.
Telefon (01) 533 39 51, Telefax (01) 533 39 51-50.

■

Substitutionen aller Art in Wien und Umgebung, insbesondere vor
den BG Liesing und Hietzing, übernimmt – auch kurzfristig –
RA Mag. Irene Haase, An der Au 9, 1230 Wien.
Telefon/Telefax (01) 888 24 71, (0676) 528 3114, durchgehend
erreichbar.
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Übernehme Substitutionen aller Art, auch kurzfristig, in Wien
und Umgebung: Dr. Wolfgang Langeder, Harkortstraße 9/19,
1020 Wien.

Telefon und Telefax (01) 726 71 44 sowie (0676) 326 86 18.

■

Substitutionen aller Art (auch in Straf- und Exekutionssachen) in
Wien und Umgebung (in Wien auch kurzfristig) übernehmen die
Rechtsanwälte Mag. Wolfgang Reiffenstuhl & Mag. Günther Reif-
fenstuhl, Hofenedergasse 3/2, 1020 Wien.

Telefon (01) 218 25 70, Telefax (01) 218 84 60.

■

Substitutionen in Wien und Umgebung in Zivil- und Strafsachen
übernimmt RA Mag. Georg E. Thalhammer, 1010 Wien, Lugeck 7.

Telefon (01) 512 04 13, Telefax (01) 512 86 05.

■

Verfahrenshilfe in Strafsachen. RA Dr. Irene Pfeifer-Preclik, Rie-
mergasse 10, 1010 Wien, Telefon und Telefax (01) 512 22 90,
(0664) 302 53 56, übernimmt Substitutionen, auch Verfahrens-
hilfe in Strafsachen und Rechtsmittel.

■

RA Dr. Michaela Iro, 1030 Wien, Invalidenstraße 13, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen (auch Verfahrenshilfe) in
Wien und Umgebung und steht auch für die Verfassung von Rechts-
mitteln zur Verfügung. Jederzeit, auch außerhalb der Bürozeiten,
erreichbar.

Telefon (01) 712 55 20 und (0664) 144 79 00, Telefax (01)
713 07 54, e-mail: iro@aon.at

■

RA Mag. Doris Perl, 2230 Gänserndorf, Bahnstraße 20, übernimmt
Substitutionen aller Art, auch kurzfristig, vor allen Gerichten im
Sprengel des LG Korneuburg sowie vor allen Wiener Gerichten.

Telefon und Telefax (02282) 33 99, Handy (0676) 511 94 92.

RA Dr. Thomas Würzl, 1010 Wien, Bauernmarkt 6, übernimmt
infolge Kanzleieröffnung Substitutionen in Zivil- und Strafsachen.
Telefon (01) 532 27 80, Telefax (01) 533 90 45.

■

RA Mag. Johann Meisthuber, Kaigasse 36/1, 5020 Salzburg
(unmittelbare Gerichtsnähe), übernimmt – auch kurzfristig – Substi-
tutionen aller Art in Salzburg und Umgebung.
Telefon (0662) 84 38 52, Telefax (0662) 84 04 94, e-mail:
RA-MEISTHUBER@AON.AT

■

Substitutionen aller Art, auch kurzfristig, in Wien und Umgebung:
Mag. Katharina Kurz, Fleschgasse 34, 1130 Wien.
Telefon (01) 877 38 90, Telefax (01) 877 38 90-6, Handy (0664)
441 55 33.

■

Wien – RA Mag. Rudolf Schweighofer, 1010 Wien, Seilergasse 3,
übernimmt Substitutionen aller Art in Wien und Umgebung.
Telefon (01) 512 75 75-16, Telefax (01) 513 83 03; Mobil (durch-
gehend erreichbar) 0664/420 12 80.

■

RA Dr. Rudolf Rammel, 2700 Wr. Neustadt, Pöckgasse 18, über-
nimmt Substitutionen aller Art (auch Interventionen bei Vollzügen)
vor den Gerichten in Wr. Neustadt sowie vor den Bezirksgerichten
Baden, Pottenstein, Ebreichsdorf, Neunkirchen, Gloggnitz, Aspang
und Mürzzuschlag.
Telefon (02622) 834 94, Telefax (02622) 834 94-4.

■

RA Dr. Claudia Patleych, 1060 Wien, Mariahilfer Straße 45/5/
36, übernimmt – auch kurzfristig – Substitutionen aller Art in Wien
und Umgebung, auch Verfahrenshilfe in Strafsachen und Ausarbei-
tung von Rechtsmitteln.
Telefon (01) 585 33 00, Telefax (01) 585 33 05, Mobil (0664)
345 94 66, e-mail: claudia.patleych@aon.at

■

RA Dr. Marcella Zauner-Grois, 1130 Wien, Am Platz 5, übernimmt
Substitutionen – auch Verfahrenshilfe in Strafsachen – in Wien und
Umgebung, insbesondere BG Hietzing, Meidling, Fünfhaus, Lie-
sing, Mödling und Purkersdorf.
Telefon (01) 876 54 21, Telefax (01) 877 59 11

■

Grein: RA Mag. Harald Wiesmayr übernimmt infolge Kanzleieröff-
nung Substitutionen insbesondere vor den Gerichten in Grein,
Amstetten, Perg, Unterweißenbach, Mauthausen, Pregarten, Ybbs.
Telefon (07268) 212 66, Telefax (07268) 212 66-11, Hotline
(0664) 345 34 60; e-mail: Kanzlei.Mag.Wiesmayr@gmx.at



Substitutionen in Graz und Umgebung sowie in Leoben in Zivil-,
Straf- und Verwaltungssachen übernimmt für SIE gerne RA
Mag. Hermann Kienast, Friedrichgasse 6/IV/17, 8010 Graz.

Telefon (0316) 82 62 40, Telefax (0316) 82 62 50, e-mail:
kienast@via.at

Deutschland: Rechtsanwaltskanzlei Buder & Herberstein stehen
österreichischen Kollegen für Mandatsübernahmen zur Verfügung.

A-1080 Wien, Lerchenfelder Straße 94, Telefon (01) 402 45 31,
Telefax (01) 402 45 31-33, e-mail: buder.herberstein@vip.rdb.at;
D-40235 Düsseldorf, Burgmüllerstraße 8, Telefon (0049 211)
691 14 93.

RA Mag. Werner Hammerl erlaubt sich anzuzeigen, dass er
neben seiner Kanzlei in 4780 Schärding, Oberer Stadtplatz 40,
Telefon (07712) 35 835, Telefax (07712) 35 83 54, nunmehr
auch in Deutschland unter der Adresse D-94034 Passau, Am
Seidenhof 18, Telefon (+49-851) 988 64 67, Telefax (+49-851)
988 64 68, eine weitere Kanzlei eröffnet hat und ab sofort für
staatenübergreifende Substitutionen aller Art zur Verfügung
steht.

London: Philip Moser, MA (Cantab), Barrister, Europarecht, Kollisi-
onsrecht und engl Recht, Beratung und Vertretung vor Gericht: The
Chambers of Jean Ritchie QC, 4 Paper Buildings, Temple, London
EC4Y 7EX, Telefon (004420) 7353 3366, Telefax (004420)
7353 5778.

■

ITALIEN. RA Dr. A. E. Humouda, Via di Porta Soprana 13,
C. P. 966, I-16100 Genova, Telefon (0039010) 25 13 663, Tele-
fax (0039010) 25 13 635, geborener Wiener, steht österrei-
chischen Kollegen mit seinem eigenen Korrespondenznetz in ganz
Italien zur Verfügung. Deutsche Korrespondenz.

Kontaktaufnahme nur per Brief oder Telefax.

■

Dr. Vera Weld sucht Konzipientinstelle in Wien oder Innsbruck
(ab sofort). Praxiserfahrung (Schwerpunkte Zivil- und Verwaltungs-
recht). Kenntnisse in Englisch und Italienisch (zur Verständigung),
EDV (Word-Anwendungen, Pagemaker). Ich bringe Einsatzfreude
mit, bin zielstrebig, leiste Überdurchschnittliches.

Telefon und Telefax (0512) 39 08 39, e-mail: vera.weld@direkt.at
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Wirtschaftskanzlei in Wien sucht Kollegen/Kolleginnen, die an
Zusammenarbeit interessiert sind, um gemeinsam Synergien zu
nutzen.
Zuschriften an den Verlag unter Chiffre A-100594.

■
Dr. Thomas Rohracher, Stubenring 4, 1010 Wien, bietet Kollegin/
Kollegen Regiegemeinschaft.
Telefon (01) 513 95 66, Telefax (01) 512 59 46.

■
Biete einem oder zwei jungen Kollegen in Regiepartnerschaft sehr
günstig Räumlichkeiten unter Mitbenützung der gesamten Infra-
struktur. Kooperation auf Substitutionsbasis erwünscht.
Telefon (01) 713 95 33.

Einzelanwalt ist interessiert an Übernahme einer Zivilkanzlei oder
intensiver Zusammenarbeit mit einer solchen in Wien, die als
Schwerpunkt Wirtschaftsrecht und/oder Immobilienrecht hat.
Zuschriften an den Verlag unter Chiffre A-100596.

■
Maria Enzersdorf Villa nutzbar als Kanzlei und Wohnung in schö-
ner Lage, mit Blick Burg Liechtenstein, in Bestzustand, provisions-
frei abzugeben.
Telefon (0664) 338 61 11.

■
Kanzleiräumlichkeiten in Rathausnähe an Kollegen/Kollegin in Re-
giegemeinschaft zu sehr günstigen Konditionen zu vergeben. Alt-
bau, Erstbezug nach Generalsanierung, sehr gut ausgestattet, Bü-
roinfrastruktur vorhanden und Anschluss daran sowie weiterge-
hende Kooperation möglich.
Zuschriften an den Verlag unter Chiffre A-100597.

■
Bezugsfähige Kanzleiräumlichkeiten in 1070 Wien, Burggasse/Sig-
mundsgasse, 100 m2, zentralgeheizt, provisionsfrei abzugeben.
Zuschriften erbeten an Mag. Reimer, 1080 Wien, Skodagasse
24/13, Telefon (01) 405 25 36 oder (02662) 455 82 zwecks
Terminvereinbarung.

■
Testamentssuche: Gesucht wird das Testament des verstorbenen
Johannes Adrigan, geb. 16. 8. 1945, gest. 10. 8. 1999, errichtet in
der Zeit vom 16. 4. 1998 bis 10. 8. 1999.
Meldungen oder Mitteilungen erbeten an: RA Dr. Eva Wagner,
Hauptplatz 14, 2700 Wr. Neustadt, Telefon (02622) 232 87.

Anwaltskanzlei bietet KollegInnen Mitbenützung von Büroräum-
lichkeiten samt Infrastruktur in Regiegemeinschaft. Rechtsanwalt
Dr. Hannes Jarolim, 1070 Wien, Neustiftgasse 3/3, Telefon
(01) 524 70 81, Telefax (01) 524 70 81-20, e-mail: hannes.
jarolim@aua.com
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